I. Resolutionen ohne Uberweisung an einen Hauptausschuss

1. bekréftigt, dass das Aufriicken aus der Kategorie der am wenigsten entwickelten Lander nicht
zu einer Beeintrachtigung der Entwicklungspléne, -programme und -projekte fithren soll;

2. nimmt davon Kenntnis, dass der Wirtschafts- und Sozialrats sich der Empfehlung des Aus-
schusses fiir Entwicklungspolitik angeschlossen hat, Aquatorialguinea aus der Liste der am wenigsten ent-
wickelten Linder aufriicken zu lassen, und beschlieBt, Aquatorialguinea vor Beginn des dreijihrigen Vorbe-
reitungszeitraums auf das Aufriicken ausnahmsweise einen zusétzlichen Vorbereitungszeitraum von sechs
Monaten zu gewéhren;

3.  bittet Aquatorialguinea, in den dreieinhalb Jahren zwischen der Verabschiedung dieser Resolu-
tion und seinem Auftiicken aus der Kategorie der am wenigsten entwickelten Lainder mit der Unterstiitzung
des Systems der Vereinten Nationen und in Zusammenarbeit mit seinen bilateralen und multilateralen Ent-
wicklungs- und Handelspartnern seine nationale Strategie fiir den reibungslosen Ubergang zu erarbeiten;

4. nimmt davon Kenntnis, dass der Rat sich der Empfehlung des Ausschusses angeschlossen hat,
Vanuatu aus der Liste der am wenigsten entwickelten Lander aufriicken zu lassen, und beschlie3t, Vanuatu
vor Beginn des dreijahrigen Vorbereitungszeitraums auf das Aufriicken ausnahmsweise einen zusétzlichen
Vorbereitungszeitraum von einem Jahr zu gewéhren;

5. bittet Vanuatu, in den vier Jahren zwischen der Verabschiedung dieser Resolution und seinem
Aufriicken aus der Kategorie der am wenigsten entwickelten Lénder mit der Unterstiitzung des Systems der
Vereinten Nationen und in Zusammenarbeit mit seinen bilateralen und multilateralen Entwicklungs- und
Handelspartnern seine nationale Strategie fiir den reibungslosen Ubergang zu erarbeiten.

RESOLUTION 68/22

Verabschiedet auf der 60. Plenarsitzung am 5. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Be-
richts des Vollmachtenpriifungsausschusses (A/68/630).

68/22.  Vollmachten der Vertreter auf der achtundsechzigsten Tagung der Generalversammlung

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts des Vollmachtenpriifungsausschusses® und der darin enthaltenen
Empfehlung,

billigt den Bericht des Vollmachtenpriifungsausschusses®’.

RESOLUTION 68/70

Verabschiedet auf der 63. Plenarsitzung am 9. Dezember 2013, in einer aufgezeichneten Abstimmung mit
115 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 2 Enthaltungen*, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/68/L.18 und
Add.1, eingebracht von: Australien, Bahamas, Barbados, Chile, Costa Rica, Danemark, Finnland, Griechenland,
Guatemala, Indien, Indonesien, Island, Jamaika, Japan, Kamerun, Kanada, Luxemburg, Madagaskar, Malediven,
Mexiko, Mikronesien (Foderierte Staaten von), Monaco, Montenegro, Nauru, Neuseeland, Niederlande, Norwegen,
Palau, Portugal, Rumanien, Samoa, Schweden, Slowenien, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik,
Ukraine, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

*  Dafiir: Agypten, Algerien, Andorra, Argentinien, Armenien, Australien, Bahamas, Bahrain, Belgien, Bhutan,

Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Chile, China, Costa Rica, Danemark, Demo-
kratische Volksrepublik Laos, Deutschland, Dominikanische Republik, ehemalige jugoslawische Republik Mazedo-
nien, El Salvador, Fidschi, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti,
Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Island, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kame-
run, Kanada, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kiribati, Kuba, Kuwait, Libyen, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malaysia,
Malediven, Marokko, Marshallinseln, Mexiko, Mikronesien (Foderierte Staaten von), Monaco, Montenegro, Myan-
mar, Namibia, Nauru, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Oman, Osterreich, Palau, Pana-

% A/68/630.
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ma, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Portugal, Rumanien, Russische Fdderation, Salomonen,
Sambia, Samoa, San Marino, Sdo Tomé und Principe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Serbien, Singapur,
Slowakei, Slowenien, Spanien, St. Vincent und die Grenadinen, Sudan, Thailand, Togo, Tonga, Trinidad und Toba-
go, Tschechische Republik, Tunesien, Tuvalu, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vereinigte Arabische Emirate,
Vereinigte Republik Tansania, Vereinigte Staaten von Amerika, Vereinigtes Kénigreich GroRRbritannien und Nordir-
land, Vietnam, Zypern.

Dagegen: Turkei.
Enthaltungen: Kolumbien, Venezuela (Bolivarische Republik).

68/70. Ozeane und Seerecht
Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre jahrlichen Resolutionen iiber Seerecht sowie iiber Ozeane und Seerecht, na-
mentlich die Resolution 67/78 vom 11. Dezember 2012, und andere einschldgige Resolutionen betreffend
das Seerechtsiibereinkommen der Vereinten Nationen (,,Seerechtsﬁbereinkommen“)70,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretirs’', der Empfehlungen der Offenen informellen
Ad-hoc-Arbeitsgruppe zur Untersuchung von Fragen im Zusammenhang mit der Erhaltung und nachhalti-
gen Nutzung der biologischen Vielfalt der Meere auflerhalb der nationalen Hoheitsbereiche (,,Offene in-
formelle Ad-hoc-Arbeitsgruppe®)’? sowie der Berichte iiber die vierzehnte Tagung des Offenen informellen
Beratungsprozesses der Vereinten Nationen iiber Ozeane und Seerecht (,,informeller Beratungsprozess®)”,
die dreiundzwanzigste Tagung der Vertragsstaaten des Seerechtsiibereinkommens’ und die Tatigkeit der
Ad-hoc-Plenararbeitsgruppe fiir den RegelmédBigen globalen Berichterstattungs- und Bewertungsprozess
zum Zustand der Meeresumwelt, einschlieBlich soziodkonomischer Aspekte (,,RegelmiBiger Prozess®)”,

den herausragenden Beitrag anerkennend, den das Seerechtsiibereinkommen zur Festigung des
Friedens, der Sicherheit, der Zusammenarbeit und der freundschaftlichen Beziehungen zwischen allen Na-
tionen in Ubereinstimmung mit den Grundsitzen der Gerechtigkeit und Gleichberechtigung und zur Forde-
rung des wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts aller Vélker der Welt im Einklang mit den in der Charta
der Vereinten Nationen verankerten Zielen und Grundsdtzen der Vereinten Nationen sowie fiir die nachhal-
tige ErschlieBung der Ozeane und Meere leistet,

den universellen und einheitlichen Charakter des Seerechtsiibereinkommens betonend und erneut
erklirend, dass das Ubereinkommen den rechtlichen Rahmen fiir die Durchfiihrung aller die Ozeane und
Meere betreffenden Tétigkeiten vorgibt und von strategischer Bedeutung als Grundlage fiir das nationale,
regionale und globale Vorgehen und die entsprechende Zusammenarbeit im Meeresbereich ist und dass
seine Intaktheit gewahrt werden muss, wie dies auch von der Konferenz der Vereinten Nationen iiber Um-
welt und Entwicklung in Kapitel 17 der Agenda 217 anerkannt wurde,

in Anerkennung des wichtigen Beitrags, den die nachhaltige ErschlieBung und Bewirtschaftung der
Ressourcen und Nutzungen der Ozeane und Meere zur Erreichung der internationalen Entwicklungsziele,
einschlieBlich der in der Millenniums-Erklarung der Vereinten Nationen’’ enthaltenen Ziele, leistet,

™ United Nations, Treaty Series, Vol. 1833, Nr. 31363. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBL 199411 S. 1798;
6BGBI. Nr. 885/1995; AS 2009 3209.

" A/68/71 und Add.1 und Add.1/Corr.1.
2 A/68/399, Anlage, Abschn. I.

3 A/68/159.

™ SPLOS/263.

™ A/68/82 und Corr.1.

7 Report of the United Nations Conference on Environment and Development, Rio de Janeiro, 3-14 June 1992, Vol. I, Resolu-
tions Adopted by the Conference (United Nations publication, Sales No. E.93.1.8 und Korrigendum), Resolution 1, Anlage II.
In Deutsch verfiigbar unter http://www.un.org/Depts/german/conf/agenda21/agenda_21.pdf.
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mit Befriedigung davon Kenntnis nehmend, dass die Staaten in dem Ergebnisdokument der vom
20. bis 22. Juni 2012 in Rio de Janeiro (Brasilien) abgehaltenen Konferenz der Vereinten Nationen iiber
nachhaltige Entwicklung mit dem Titel ,,Die Zukunft, die wir wollen“’®, das die Generalversammlung in
der Resolution 66/288 vom 27. Juli 2012 billigte, anerkannten, dass Ozeane, Meere und Kiistengebiete ei-
nen untrennbaren und wesentlichen Teil des Okosystems der Erde bilden und von kritischer Bedeutung fiir
dessen Erhaltung sind und dass das Volkerrecht, wie es im Seerechtsiibereinkommen niedergelegt ist, den
rechtlichen Rahmen fiir die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der Ozeane und ihrer Ressourcen vorgibt,
und betonten, wie wichtig die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der Ozeane und Meere und ihrer Res-
sourcen fiir die nachhaltige Entwicklung ist, da sie zur Armutsbeseitigung, zu einem dauerhaften Wirt-
schaftswachstum, zur Erndhrungssicherung und zur Schaffung dauerhafter Existenzgrundlagen und men-
schenwiirdiger Arbeit beitrdgt und gleichzeitig die biologische Vielfalt und die Meeresumwelt schiitzt und
den Auswirkungen des Klimawandels begegnet,

erneut darauf hinweisend, wie wichtig Ozeane und Meere fiir die nachhaltige Entwicklung sind, und
unter Beriicksichtigung der unterschiedlichen Standpunkte der Mitgliedstaaten feststellend, dass die von der
Generalversammlung eingesetzte Offene Arbeitsgruppe iiber die Ziele fiir die nachhaltige Entwicklung”
die Frage der Ozeane und Meere auf ihrer achten Tagung behandeln wird,

unter Hinweis darauf, dass die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen* unterstrichen, dass eine
breite Mitwirkung der Offentlichkeit, der Zugang zu Informationen und der Zugang zu Gerichts- und Ver-
waltungsverfahren fiir die Forderung der nachhaltigen Entwicklung unverzichtbar sind und dass eine nach-
haltige Entwicklung die sinnvolle Einbeziehung und aktive Mitwirkung der regionalen, nationalen und
subnationalen Gesetzgebungs- und Rechtsprechungsorgane und aller wichtigen Gruppen erfordert, und in
dieser Hinsicht tibereinkamen, mit den wichtigen Gruppen und sonstigen Interessentrdgern enger zusam-
menzuarbeiten, und sie ermutigten, nach Bedarf aktiv an den Prozessen mitzuwirken, die zur Entschei-
dungsfindung iiber Politiken und Programme fiir eine nachhaltige Entwicklung sowie zu ihrer Planung und
Durchfiithrung auf allen Ebenen beitragen,

in dem Bewusstsein, dass die Probleme des Meeresraums eng miteinander verbunden sind und im
Rahmen eines integrierten, interdisziplindren und intersektoralen Ansatzes als Ganzes betrachtet werden
miissen, und in Bekriftigung der Notwendigkeit, die Zusammenarbeit und die Koordinierung auf nationa-
ler, regionaler und globaler Ebene im Einklang mit dem Seerechtsiibereinkommen zu verbessern, um die
Anstrengungen der einzelnen Staaten zur Forderung der Durchfiihrung und Einhaltung des Ubereinkom-
mens sowie der integrierten Bewirtschaftung und nachhaltigen ErschlieBung der Ozeane und Meere zu un-
terstlitzen und zu erginzen,

erneut erklarend, dass es unerlisslich ist, zusammenzuarbeiten, namentlich durch den Aufbau von
Kapazititen und die Weitergabe von Meerestechnologie, um sicherzustellen, dass alle Staaten, vor allem die
Entwicklungslidnder und insbesondere die am wenigsten entwickelten Lander und die kleinen Inselentwick-
lungsldnder sowie die afrikanischen Kiistenstaaten, in der Lage sind, sowohl das Seerechtsiibereinkommen
durchzufithren und aus der nachhaltigen ErschlieBung der Ozeane und Meere Nutzen zu ziehen als auch
voll an den globalen und regionalen Foren und Prozessen mitzuwirken, die sich mit Fragen der Ozeane und
des Seerechts befassen,

betonend, dass die zustindigen internationalen Organisationen verstérkt in die Lage versetzt werden
miissen, auf globaler, regionaler, subregionaler und bilateraler Ebene durch Kooperationsprogramme mit
den Regierungen zu dem Ausbau nationaler Kapazititen in der Meereswissenschaft und der nachhaltigen
Bewirtschaftung der Ozeane und ihrer Ressourcen beizutragen,

unter Hinweis darauf, dass die Meereswissenschaft eine wichtige Rolle dabei spielt, die Armut zu
bekdmpfen, zur Erndhrungssicherheit beizutragen, die Meeresumwelt und die Meeresressourcen der Welt
zu erhalten, Naturereignisse zu verstehen, vorherzusagen und darauf zu reagieren sowie die nachhaltige
ErschlieBung der Ozeane und Meere zu fordern, indem sie durch nachhaltige Forschungsanstrengungen und

"8 Resolution 66/288, Anlage.
" Siehe Beschluss 67/555.
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die Evaluierung der Uberwachungsergebnisse den Wissensstand verbessert und dieses Wissen auf die Be-
wirtschaftungs- und Entscheidungsprozesse anwendet,

mit dem erneuten Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis iiber die schwerwiegenden nachteiligen Auswir-
kungen bestimmter menschlicher Tétigkeiten auf die Meeresumwelt und die biologische Vielfalt, insbeson-
dere auf empfindliche marine Okosysteme und ihre physische und biogene Struktur, einschlieBlich der Ko-
rallenriffe, Kaltwasserhabitate, hydrothermalen Quellen und Seeberge,

unter Betonung der Notwendigkeit des sicheren und umweltgerechten Recyclings von Schiffen,

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis iiber die nachteiligen wirtschaftlichen, sozialen und 6kolo-
gischen Auswirkungen der physischen Verdnderung und Zerstérung von Meereslebensrdumen, die durch
vom Lande ausgehende Tétigkeiten und die Entwicklung von Kiistengebieten bewirkt werden konnen, ins-
besondere durch Landgewinnungsaktivitéten, die auf eine fiir die Meeresumwelt schddliche Weise durchge-
fiihrt werden,

mit dem erneuten Ausdruck ihrer ernsthaften Besorgnis iiber die derzeitigen und erwarteten nachtei-
ligen Auswirkungen der Klimadnderung und der Versauerung der Ozeane auf die Meeresumwelt und die
biologische Vielfalt der Meere und die Dringlichkeit betonend, mit der diese Fragen anzugehen sind,

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis dariiber, dass die Klimadnderung nach wie vor zu einer Zunahme
der Intensitéit und der Haufigkeit der Korallenbleiche iiberall in den tropischen Meeren fiihrt und die Fahig-
keit der Riffe schwicht, der Versauerung der Ozeane mit ihren potenziell gravierenden und unumkehrbaren
negativen Folgen fiir die Meeresorganismen, insbesondere Korallen, sowie anderen Belastungen, ein-
schlieBlich Uberfischung und Verschmutzung, zu widerstehen,

mit dem erneuten Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis iiber die Gefdhrdung der Umwelt und der sensib-
len Okosysteme der Polarregionen, einschlieBlich des Nordpolarmeers und der arktischen Eiskappe, die
von den erwarteten nachteiligen Auswirkungen der Klimaénderung und der Versauerung der Ozeane be-
sonders betroffen sein werden,

in der Erkenntnis, dass ein stéirker integrierter und dkosystemorientierter Ansatz zur Erhaltung und
nachhaltigen Nutzung der biologischen Vielfalt der Meere auerhalb der nationalen Hoheitsbereiche, weite-
re diesbeziigliche Studien und die Férderung von Maflnahmen zur Verstirkung der Kooperation, Koordinie-
rung und Zusammenarbeit auf diesem Gebiet notwendig sind,

sowie in der Erkenntnis, dass der aus dem Seerechtsiibereinkommen gezogene Nutzen durch inter-
nationale Zusammenarbeit, technische Hilfe und neueste wissenschaftliche Erkenntnisse sowie durch Fi-
nanzierung und Kapazititsaufbau verstarkt werden kdnnte,

ferner in der Erkenntnis, dass hydrographische Vermessungen und die Seekartographie von ent-
scheidender Bedeutung fiir die Sicherheit der Schifffahrt, den Schutz des menschlichen Lebens auf See, den
Schutz der Umwelt, einschlieflich des Schutzes empfindlicher mariner Okosysteme, und die weltweite
Schifffahrtsindustrie sind, dazu ermutigend, weitere Anstrengungen zum Einsatz elektronischer Seekarten
zu unternehmen, die nicht nur die Sicherheit der Schifffahrt und die Kontrolle von Schiffsbewegungen er-
heblich verbessern, sondern auch Daten und Informationen liefern, die fiir nachhaltige Fischereititigkeiten
und andere sektorale Nutzungen der Meeresumwelt, die Abgrenzung von Meeresgebieten und den Umwelt-
schutz von Nutzen sein kénnen, und feststellend, dass nach dem Internationalen Ubereinkommen von 1974
zum Schutz des menschlichen Lebens auf See™ Schiffe in der Auslandsfahrt im Einklang mit dem in die-
sem Ubereinkommen vorgegebenen Umsetzungszeitplan mit einem elektronischen Seekartendarstellungs-
und Informationssystem auszuriisten sind,

in der Erkenntnis, dass im Einklang mit dem Voélkerrecht ausgesetzten und betriebenen Bojen zur
Erfassung von Ozeandaten entscheidende Bedeutung dabei zukommt, ein besseres Verstidndnis von Wetter,
Klima und Okosystemen zu gewéhrleisten, und dass bestimmte Arten von Bojen zur Erfassung von Ozean-

% United Nations, Treaty Series, Vol. 1184, Nr. 18961. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 1979 11 S. 141; 6BGBI.
Nr. 161/1988; AS 1982 128.
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daten durch die Erkennung von Tsunamis dazu beitragen, Leben zu retten, und erneut ihre ernste Besorgnis
liber die beabsichtigte und unbeabsichtigte Beschddigung solcher Bojen zum Ausdruck bringend,

betonend, dass das archdologische, kulturelle und historische Erbe unter Wasser, einschlieSlich
Schiffswracks und Wasserfahrzeugen, wesentliche Informationen iiber die Geschichte der Menschheit birgt
und dass dieses Erbe eine Ressource darstellt, die geschiitzt und erhalten werden muss,

mit Besorgnis Kenntnis nehmend von dem anhaltenden Problem der auf See veriibten grenziiber-
schreitenden organisierten Kriminalitét, namentlich dem unerlaubten Handel mit Suchtstoffen und psycho-
tropen Stoffen, der Schleusung von Migranten, dem Menschenhandel und dem unerlaubten Handel mit
Feuerwaffen, und von den Bedrohungen der Sicherheit der Schifffahrt, namentlich Seerduberei, bewaffne-
ten Raubiiberfillen auf See, Schmuggel und terroristischen Handlungen gegen den Schiffsverkehr, Off-
shore-Anlagen und andere maritime Interessen, und in Anbetracht der beklagenswerten Verluste an Men-
schenleben und der nachteiligen Auswirkungen auf den internationalen Handel, die Energiesicherheit und
die Weltwirtschaft, die aus diesen Aktivitdten resultieren,

feststellend, dass der Grofiteil der weltweiten Daten- und Nachrichteniibertragung iiber untersee-
ische Glasfaserkabel erfolgt, die daher fiir die Weltwirtschaft und die nationale Sicherheit aller Staaten von
entscheidender Bedeutung sind, in dem Bewusstsein, dass diese Kabel anfillig fiir beabsichtigte oder unbe-
absichtigte Beschéddigung durch die Schifffahrt und andere Aktivitaten sind und d ass ihre Wartung ein-
schlieBlich Reparatur wichtig ist, feststellend, dass die Staaten auf mehreren Arbeitstagungen und Semina-
ren auf diese Fragen aufmerksam gemacht wurden, und in dem Bewusstsein, dass die Staaten innerstaatli-
che Gesetze und sonstige Vorschriften erlassen miissen, um unterseeische Kabel zu schiitzen und ihre vor-
sétzliche oder fahrlédssige Beschadigung als strafbare Handlungen zu umschreiben,

feststellend, wie wichtig die Festlegung der duBeren Grenzen des Festlandsockels jenseits von
200 Seemeilen ist und dass es im allgemeinen Interesse der internationalen Gemeinschaft liegt, dass die
Kiistenstaaten mit einem Festlandsockel, der sich iiber 200 Seemeilen hinaus erstreckt, der Kommission zur
Begrenzung des Festlandsockels (,,Kommission®) Informationen tiber die duleren Grenzen des Festlandso-
ckels jenseits von 200 Seemeilen libermitteln, und es begriilend, dass eine betrachtliche Zahl von Vertrags-
staaten des Seerechtsiibereinkommens der Kommission Antrdge zu den dufleren Grenzen ihres Festlandso-
ckels jenseits von 200 Seemeilen {ibermittelt hat, dass die Kommission nach wie vor ihre Rolle wahrnimmt,
auch indem sie Empfehlungen an die Kiistenstaaten richtet, und dass die Zusammenfassungen der Empfeh-
lungen verdffentlicht werden®',

sowie feststellend, dass zahlreiche Kiistenvertragsstaaten vorldufige, indikative Informationen zu
den duBeren Grenzen des Festlandsockels jenseits von 200 Seemeilen iibermittelt haben, entsprechend dem
Beschluss der achtzehnten Tagung der Vertragsstaaten des Seerechtsiibereinkommens beziiglich des Ar-
beitsvolumens der Kommission und der Fahigkeit der Staaten, insbesondere der Entwicklungsldnder, die
Anforderungen von Anlage II Artikel 4 des Ubereinkommens sowie den Beschluss in Buchstabe a des Do-
kuments SPLOS/72 zu erfiillen®”,

ferner feststellend, dass sich einige Kiistenstaaten moglicherweise auch kiinftig besonderen Heraus-
forderungen gegeniibersehen werden, wenn es darum geht, Antrige an die Kommission zu erstellen und ihr
zu libermitteln,

feststellend, dass die Entwicklungslidnder fiir Tétigkeiten im Zusammenhang mit der Erstellung und
Ubermittlung der Antriige an die Kommission um finanzielle und technische Hilfe nachsuchen kénnen,
namentlich iiber den freiwilligen Treuhandfonds, den die Generalversammlung in ihrer Resolution 55/7
vom 30. Oktober 2000 einrichtete, um den Entwicklungslindern, insbesondere den am wenigsten entwi-
ckelten Landern und den kleinen Inselentwicklungslédndern, die Erstellung der der Kommission zu iibermit-
telnden Antrige und die Einhaltung des Artikels 76 des Seerechtsiibereinkommens zu erleichtern, und dass
sie um sonstige verfiigbare internationale Hilfe nachsuchen konnen,

8 Verfiigbar iiber die von der Abteilung Meeresangelegenheiten und Seerecht gefiihrte Website der Kommission.
*2 SPLOS/183.
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in der Erkenntnis, wie wichtig die gemdl Resolution 55/7 eingerichteten Treuhandfonds dafiir sind,
die Teilnahme von Kommissionsmitgliedern aus Entwicklungsldndern an den Tagungen der Kommission
zu ermdglichen und die Anforderungen von Anlage II Artikel 4 des Seerechtsiibereinkommens zu erfiillen,
und gleichzeitig mit Dank Kenntnis nehmend von den jiingsten Beitrdgen an diese Fonds,

erneut erklarend, wie wichtig die Tétigkeit der Kommission fiir die Kiistenstaaten und die interna-
tionale Gemeinschaft ist,

in der Erkenntnis, dass praktische Schwierigkeiten auftreten konnen, wenn es zu einer betrachtli-
chen zeitlichen Verzogerung zwischen der Erstellung der Antrége und ihrer Priifung durch die Kommission
kommt, namentlich was die Weiterbeschéftigung von Sachverstindigen bis zur und wéhrend der Priifung
der Antrdge durch die Kommission betrifft,

sowie in der Erkenntnis, dass die Kommission in Anbetracht der hohen Zahl bereits eingegangener
Antrdge und der Zahl der noch zu erwartenden Antrdge ein erhebliches Arbeitsvolumen zu bewiltigen hat,
das zusitzliche Anforderungen und Herausforderungen fiir ihre Mitglieder und das vom Generalsekretér
der Vereinten Nationen iiber die Abteilung Meeresangelegenheiten und Seerecht des Sekretariats-Bereichs
Rechtsangelegenheiten (,,Seerechtsabteilung®™) gestellte Sekretariat bedeutet, und den Beschluss der
einundzwanzigsten Tagung der Vertragsstaaten des Seerechtsiibereinkommens betreffend das Arbeitsvolu-
men der Kommission® begriiBend,

mit Besorgnis Kenntnis nehmend von dem prognostizierten Zeitplan fiir die Arbeit der Kommission
an den bereits eingegangenen und noch zu erwartenden Antrigen®' und in dieser Hinsicht mit Dank Kennt-
nis nehmend von der Umsetzung des auf der dreiBigsten Tagung der Kommission gefassten Beschlusses
beziiglich der Regelungen fiir ihre Tagungen und die Sitzungen ihrer Unterkommissionen, unter Beriick-
sichtigung84 des Beschlusses der einundzwanzigsten Tagung der Vertragsstaaten des Seerechtsiiberein-
kommens®™”,

in Anbetracht der Notwendigkeit, sicherzustellen, dass die Kommission ihre Aufgaben nach dem
Seerechtsiibereinkommen rasch, effizient und wirksam wahrnehmen und ihr hohes Niveau an Qualitit und
Sachverstand aufrechterhalten kann,

in dieser Hinsicht Kenntnis nehmend von dem Beschluss der dreiundzwanzigsten Tagung der Ver-
tragsstaaten des Seerechtsiibereinkommens, eine offene Arbeitsgruppe zur Behandlung der Beschéftigungs-
bedingungen der Mitglieder der Kommission einzusetzen’”,

besorgt iiber die Auswirkungen des Arbeitsvolumens der Kommission auf die Beschéftigungsbedin-
gungen ihrer Mitglieder,

unter Hinweis auf ihren in den Resolutionen 57/141 vom 12. Dezember 2002 und 58/240 vom
23. Dezember 2003 auf Empfehlung des Weltgipfels fiir nachhaltige Entwicklung® gefassten Beschluss, im
Rahmen der Vereinten Nationen einen regelméfigen globalen Berichterstattungs- und Bewertungsprozess
zum Zustand der Meeresumwelt, einschlielich aktueller und absehbarer soziokonomischer Aspekte, ein-
zurichten und dabei die bestehenden Regionalbeurteilungen zugrunde zu legen, und feststellend, dass es
diesbeziiglich der Zusammenarbeit aller Staaten bedarf,

sowie unter Hinweis auf ihre in den Ziffern 202, 203 und 209 der Resolution 65/37 A vom 7. De-
zember 2010 gefassten Beschliisse betreffend den im Rahmen der Vereinten Nationen eingerichteten und
der Generalversammlung rechenschaftspflichtigen RegelmifBigen Prozess,

ferner unter Hinweis darauf, dass die Seerechtsabteilung mit der Sekretariatsunterstiitzung des Re-
gelmiBigen Prozesses, einschlieBlich der in seinem Rahmen eingerichteten Institutionen, beauftragt wurde,

8 SPLOS/229.
8 Siehe CLCS/76.

% Siehe Report of the World Summit on Sustainable Development, Johannesburg, South Africa, 26 August-4 September 2002
(United Nations publication, Sales No. E.03.1I.A.1 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 2, Anlage. In Deutsch verfiigbar
unter http://www.un.org/Depts/german/conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf.



I. Resolutionen ohne Uberweisung an einen Hauptausschuss

in Anerkennung der Wichtigkeit und des Beitrags der Arbeit des informellen Beratungsprozesses,
den die Generalversammlung in ihrer Resolution 54/33 vom 24. November 1999 einrichtete, um der Ver-
sammlung die jahrliche Uberpriifung der Entwicklungen auf dem Gebiet der Meeresangelegenheiten zu
erleichtern,

in Anbetracht der Verantwortlichkeiten, die dem Generalsekretidr nach dem Seerechtsiibereinkom-
men und den damit zusammenhéngenden Resolutionen der Generalversammlung, insbesondere den Reso-
lutionen 49/28 vom 6. Dezember 1994, 52/26 vom 26. November 1997, 54/33, 65/37 A, 65/37 B vom
4. April 2011, 66/231 vom 24. Dezember 2011 und 67/78, zukommen, und in diesem Zusammenhang fest-
stellend, dass die Aktivitdten der Seerechtsabteilung erheblich zugenommen haben, insbesondere in Anbe-
tracht der wachsenden Zahl der an die Abteilung gerichteten Anfragen betreffend zusétzliche Leistungen
und Konferenzbetreuung, ihrer zunehmenden Aktivititen auf dem Gebiet des Kapazititsaufbaus, des erhoh-
ten Hilfs- und Unterstiitzungsbedarfs der Kommission und der Rolle der Abteilung bei der interinstitutio-
nellen Koordinierung und Zusammenarbeit,

erneut erklarend, wie wichtig die Tétigkeit der Internationalen Meeresbodenbehorde (,,Meeresbo-
denbehérde”) im Einklang mit dem Seerechtsiibereinkommen und dem Ubereinkommen zur Durchfiihrung
des Teiles XI des Seerechtsiibereinkommens der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1982 (,,Teil-XI-
Ubereinkommen®)*® ist,

sowie erneut erkldrend, wie wichtig die Tatigkeit des Internationalen Seegerichtshofs (,,See-
gerichtshof™) im Einklang mit dem Seerechtsiibereinkommen ist,

Durchfihrung des Seerechtstibereinkommens und damit
zusammenhangender Vereinbarungen und Ubereinkiinfte

1. bekréftigt ihre jahrlichen Resolutionen iiber Seerecht beziechungsweise Ozeane und Seerecht,
namentlich die Resolution 67/78, und andere einschldgige Resolutionen betreffend das Seerechtsiiberein-
kommen’;

2.  bekréaftigt auBerdem den einheitlichen Charakter des Seerechtsiibereinkommens und die ent-
scheidende Bedeutung, die der Wahrung seiner Intaktheit zukommt;

3. begruBt die jlingste Ratifikation des Seerechtsiibereinkommens und den jlingsten Beitritt zu
ihm und fordert alle Staaten auf, sofern sie es nicht bereits getan haben, dem Ubereinkommen und dem
Teil-XI-Ubereinkommen® beizutreten, um das Ziel der universellen Beteiligung zu erreichen;

4. fordert die Staaten auf, sofern sie es nicht bereits getan haben, Vertragsparteien des Uberein-
kommens zur Durchfithrung der Bestimmungen des Seerechtsiibereinkommens der Vereinten Nationen
vom 10. Dezember 1982 iiber die Erhaltung und Bewirtschaftung von gebietsiibergreifenden Fischbestin-
den und Bestdnden weit wandernder Fische (,,Ubereinkommen uber Fischbes‘téinde“)87 zu werden, um das
Ziel der universellen Beteiligung zu erreichen;

5. fordert die Staaten auf, ihre innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit den Bestimmungen des
Seerechtsiibereinkommens und, soweit anwendbar, einschligiger Vereinbarungen und Ubereinkiinfte in
Einklang zu bringen, die konsequente Anwendung dieser Bestimmungen sicherzustellen und auBerdem
sicherzustellen, dass die Erklarungen, die sie bei der Unterzeichnung oder Ratifikation des Seerechts-
iibereinkommens beziehungsweise dem Beitritt zu ihm abgegeben haben oder abgeben, nicht darauf abzie-
len, die Rechtswirkung der Bestimmungen des Ubereinkommens in ihrer Anwendung auf diesen Staat aus-
zuschlieBen oder zu éndern, und alle derartigen Erklarungen zuriickzunehmen;

8 United Nations, Treaty Series, Vol. 1836, Nr. 31364. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 1994 11 S. 2565, 3796,
OBGBI. Nr. 885/1995; AS 2009 3411.

8 Ebd., Vol. 2167, Nr. 37924. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBL. 2000 II S. 1022; $BGBI. III Nr. 21/2005.
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6. fordert die Vertragsstaaten des Seerechtsiibereinkommens auf, sofern sie es nicht bereits getan
haben, beim Generalsekretir Seekarten oder Verzeichnisse geografischer Koordinaten zu hinterlegen, wie
im Ubereinkommen vorgesehen, vorzugsweise unter Verwendung allgemein anerkannter und aktuellster
geodétischer Daten;

7. legt allen Staaten eindringlich nahe, direkt oder iiber die zustéindigen internationalen Organe
zusammenzuarbeiten, um Maflnahmen mit dem Ziel zu ergreifen, im Meer gefundene Gegenstéinde archdo-
logischer und historischer Art im Einklang mit dem Seerechtsiibereinkommen zu schiitzen und zu erhalten,
und fordert die Staaten auf, im Hinblick auf so unterschiedliche Herausforderungen und Chancen wie das
angemessene Verhdltnis zwischen dem Bergungsrecht und dem wissenschaftlichen Management und der
Erhaltung des Unterwasser-Kulturerbes, den Ausbau der technologischen Fahigkeiten zur Entdeckung und
Erreichung von Unterwasserstétten, Pliinderungen und die Zunahme des Unterwassertourismus zusammen-
zuarbeiten;

8. nimmt Kenntnis von den jiingst hinterlegten Ratifikations- und Annahmeurkunden fiir das
Ubereinkommen von 2001 iiber den Schutz des Unterwasser-Kulturerbes™, fordert die Staaten auf, sofern
sie es nicht bereits getan haben, Vertragsparteien dieses Ubereinkommens zu werden, und nimmt insbeson-
dere Kenntnis von den Regeln in der Anlage zu diesem Ubereinkommen, die das Verhiltnis zwischen dem
Bergungsrecht und den wissenschaftlichen Grundsétzen des Managements, der Erhaltung und des Schutzes
des Unterwasser-Kulturerbes fiir die Vertragsstaaten, ihre Staatsangehorigen und die ihre Flagge fiilhrenden
Schiffe behandeln;

1
Kapazitatsaufbau

9.  betont, dass der Aufbau von Kapazitdten unerldsslich dafiir ist, sicherzustellen, dass die Staa-
ten, vor allem die Entwicklungsldnder und insbesondere die am wenigsten entwickelten Lander und die
kleinen Inselentwicklungsldnder sowie die afrikanischen Kiistenstaaten, in der Lage sind, das Seerechts-
iibereinkommen voll durchzufiihren, aus der nachhaltigen ErschlieBung der Ozeane und Meere Nutzen zu
ziehen und voll an den globalen und regionalen Foren mitzuwirken, die sich mit Meeresangelegenheiten
und Seerecht befassen;

10. erinnert in diesem Zusammenhang daran, dass die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen*”®

anerkannten, wie wichtig es ist, die Kapazititen der Entwicklungsldnder auszubauen, damit sie von der
Erhaltung und nachhaltigen Nutzung der Ozeane und Meere und deren Ressourcen profitieren kénnen, und
in dieser Hinsicht die Notwendigkeit betonten, bei der wissenschaftlichen Meeresforschung zusammenzu-
arbeiten, um die Bestimmungen des Seerechtsiibereinkommens und die Ergebnisse der groen Gipfeltreffen
iber nachhaltige Entwicklung umzusetzen, und den Technologietransfer zu gewéhrleisten, unter Beriick-
sichtigung der von der Versammlung der Zwischenstaatlichen Ozeanographischen Kommission der Organi-
sation der Vereinten Nationen fiir Erziehung, Wissenschaft und Kultur auf ihrer zweiundzwanzigsten Ta-
gung im Jahr 2003 beschlossenen Kriterien und Leitlinien fiir die Weitergabe von Meerestechnologie;

11. betont, dass es beim Aufbau von Kapazititen internationaler Zusammenarbeit bedarf, ein-
schlieBlich einer sektoriibergreifenden Zusammenarbeit auf nationaler, regionaler und globaler Ebene, um
insbesondere Kapazititsdefizite im Bereich Meeresangelegenheiten und Seerecht, einschlieSlich Meeres-
wissenschaft, zu beheben;

12. verlangt, dass Kapazitétsaufbauinitiativen den Bediirfnissen der Entwicklungslander Rechnung
tragen, und fordert die Staaten, internationalen Organisationen und Geberorganisationen auf, Anstrengun-
gen zu unternehmen, um die Tragfahigkeit solcher Initiativen zu gewéhrleisten;

13. fordert die Geberorganisationen und die internationalen Finanzinstitutionen auf, ihre Pro-
gramme laufend systematisch zu tberpriifen, um sicherzustellen, dass alle Staaten, insbesondere die Ent-
wicklungslidnder, iiber die wirtschaftlichen, rechtlichen, nautischen, wissenschaftlichen und technischen

% Ebd., Vol. 2562, Nr. 45694.



I. Resolutionen ohne Uberweisung an einen Hauptausschuss

Fertigkeiten verfiigen, die fiir die volle Durchfiihrung des Seerechtsiibereinkommens und der Ziele dieser
Resolution sowie die nachhaltige ErschlieBung der Ozeane und Meere auf nationaler, regionaler und globa-
ler Ebene erforderlich sind, und dabei die Interessen und Bediirfnisse der Binnenentwicklungslédnder zu
beachten;

14. befirwortet verstirkte Bemithungen zum Kapazititsaufbau in den Entwicklungslandern und
insbesondere in den am wenigsten entwickelten Léndern und den kleinen Inselentwicklungsldndern sowie
den afrikanischen Kiistenstaaten mit dem Ziel, die hydrographischen Dienste und die Herstellung von See-
karten, einschlieBlich elektronischer Karten, sowie die Mobilisierung von Ressourcen und den Kapazitits-
aufbau mit Unterstiitzung seitens der internationalen Finanzinstitutionen und der Gebergemeinschaft zu
verbessern;

15. fordert die Staaten und internationalen Finanzinstitutionen auf, namentlich durch bilaterale,
regionale und globale Kooperationsprogramme und technische Partnerschaften auch weiterhin die Mal3-
nahmen zum Aufbau von Kapazititen auf dem Gebiet der wissenschaftlichen Meeresforschung zu verstar-
ken, insbesondere in den Entwicklungslédndern, unter anderem durch Ausbildungsmafnahmen mit dem Ziel
der Vermittlung und Erweiterung einschlidgiger Fachkenntnisse, die Bereitstellung der benétigten Gerite,
Einrichtungen und Schiffe sowie den Transfer umweltschonender Technologien;

16. fordert die Staaten und internationalen Finanzinstitutionen auflerdem auf, namentlich durch
bilaterale, regionale und globale Kooperationsprogramme und technische Partnerschaften die Mafinahmen
zum Aufbau von Kapazititen in den Entwicklungsldandern, insbesondere in den am wenigsten entwickelten
Landern und den kleinen Inselentwicklungslidndern, zu verstiarken, damit diese ihre Schifffahrtsverwaltung
und einen angemessenen rechtlichen Rahmen fiir den Auf- oder Ausbau der Infrastruktur und der Gesetz-
gebungs- und Durchsetzungskapazititen entwickeln konnen, die fiir die Forderung der wirksamen Einhal-
tung, Durchfiihrung und Durchsetzung ihrer volkerrechtlichen Verpflichtungen notwendig sind;

17. fordert die Staaten und internationalen Finanzinstitutionen ferner auf, namentlich durch bilate-
rale, regionale und globale Kooperationsprogramme und technische Partnerschaften MaBnahmen zum Auf-
bau von Kapazitdten in den Entwicklungslédndern, insbesondere in den am wenigsten entwickelten Landern
und den kleinen Inselentwicklungslédndern, auszuarbeiten und umweltschonende Technologien zur Untersu-
chung und Minimierung der Auswirkungen der Versauerung der Ozeane zu einvernehmlich vereinbarten
Bedingungen und unter Beriicksichtigung der Kriterien und Leitlinien der Zwischenstaatlichen Ozeanogra-
phischen Kommission fiir die Weitergabe von Meerestechnologie an sie weiterzugeben,;

18. betont, dass besondere Aufmerksamkeit darauf gerichtet werden muss, die Siid-Siid-Zusam-
menarbeit als zusatzliches Mittel zum Aufbau von Kapazititen und als einen Kooperationsmechanismus zu
verstirken, um die Lander noch besser zur Festlegung ihrer eigenen Prioritdten und Bediirfnisse zu befahi-
gen;

19. erkennt an, wie wichtig die Arbeit des Instituts fiir internationales Seerecht der Internationalen
Seeschifffahrts-Organisation als Bildungs- und Ausbildungszentrum fiir Rechtsberater von Regierungen,
vor allem aus Entwicklungslidndern, ist, bestétigt die Wirksamkeit seiner Rolle beim Kapazititsaufbau auf
dem Gebiet des Volkerrechts und fordert die Staaten, die zwischenstaatlichen Organisationen und die Fi-
nanzinstitutionen nachdriicklich auf, freiwillige finanzielle Beitrdge an den Haushalt des Instituts zu leisten;

20. erkennt auRerdem an, wie wichtig die Weltschifffahrtsuniversitit der Internationalen Seeschiff-
fahrts-Organisation, die 2013 ihr dreiligjahriges Bestehen feierte, als Kompetenzzentrum fiir Bildung und
Forschung fiir die Seeschifffahrt ist, bestétigt die Wirksamkeit ihrer Rolle beim Kapazititsaufbau in der
Seeschifffahrt auf den Gebieten Transport, Politik, Verwaltung, Management, Sicherheit, Gefahrenabwehr
und Umweltschutz sowie ihrer Rolle bei dem Austausch und der Weitergabe von Wissen auf internationaler
Ebene und fordert die Staaten, die zwischenstaatlichen Organisationen und anderen Organe nachdriicklich
auf, freiwillige finanzielle Beitridge an die Universitit zu leisten;

21. begriBt die laufenden KapazititsaufbaumaBnahmen, die dem Bedarf der Entwicklungslander
in Bezug auf die Sicherheit der Schifffahrt und die Gefahrenabwehr in der Schifffahrt sowie den Schutz
ihrer Meeresumwelt Rechnung tragen sollen, und ermutigt die Staaten und die internationalen Finanzinsti-
tutionen, zusitzliche Finanzmittel fiir Kapazititsaufbauprogramme bereitzustellen, darunter fiir den Tech-
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nologietransfer, namentlich iiber die Internationale Seeschifffahrts-Organisation und andere zusténdige in-
ternationale Organisationen;

22. erkennt an, in welch betrachtlichem Mafle es notwendig ist, dass die zustdndigen internationa-
len Organisationen und Geber den Entwicklungsldndern dauerhafte Kapazititsaufbauhilfe, auch zu finanzi-
ellen und technischen Aspekten, gewéhren, um deren Fahigkeit zur Durchfithrung wirksamer Maflnahmen
gegen die vielfaltigen Formen internationaler krimineller Aktivitidten auf See im Einklang mit den einschla-
gigen internationalen Ubereinkiinften, namentlich dem Ubereinkommen der Vereinten Nationen gegen die
grenziiberschreitende organisierte Kriminalitit und den dazugehdrigen Protokollen™, weiter zu stirken;

23. erkennt auerdem an, dass es angesichts der besonderen Gefahrdung der kleinen Inselentwick-
lungsldnder durch die Auswirkungen der Meeresverschmutzung vom Lande aus und des Meeresmiills not-
wendig ist, in den Entwicklungslindern Kapazititen aufzubauen, um das Bewusstsein fiir verbesserte Ab-
fallbehandlungspraktiken zu schéarfen und deren Anwendung zu unterstiitzen;

24. erkennt ferner an, wie wichtig es ist, die Entwicklungslander und insbesondere die am wenigs-
ten entwickelten Lander und die kleinen Inselentwicklungsldnder sowie die afrikanischen Kiistenstaaten bei
der Durchfilhrung des Seerechtsiibereinkommens zu unterstiitzen, fordert die Staaten, die zwischenstaatli-
chen Organisationen und Einrichtungen, die nationalen Institutionen, die nichtstaatlichen Organisationen
und die internationalen Finanzinstitutionen sowie natiirliche und juristische Personen nachdriicklich auf,
freiwillige finanzielle oder sonstige Beitrdge an die in den Resolutionen 55/7, 57/141 und 64/71 vom
4. Dezember 2009 genannten, zu diesem Zweck geschaffenen Treuhandfonds zu leisten, und dankt denjeni-
gen, die Beitrage geleistet haben;

25. erkennt an, wie wichtig der Aufbau von Kapazititen in den Entwicklungslidndern und insbe-
sondere den am wenigsten entwickelten Lindern und den kleinen Inselentwicklungsldndern sowie den afti-
kanischen Kiistenstaaten fiir den Schutz der Meeresumwelt und die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der
Meeresressourcen ist;

26. stellt fest, dass die Forderung des freiwilligen Technologietransfers ein wesentlicher Aspekt
des Kapazitdtsaufbaus im Bereich der Meereswissenschaft ist;

27. legt den Staaten nahe, die Kriterien und Leitlinien der Zwischenstaatlichen Ozeanographischen
Kommission fiir die Weitergabe von Meerestechnologie anzuwenden, und verweist auf die wichtige Rolle
des Sekretariats dieser Kommission bei der Umsetzung und Foérderung der Kriterien und Leitlinien;

28. legt den Staaten auBerdem nahe, weitere Moglichkeiten des Kapazititsautbaus auf regionaler
Ebene zu priifen;

29. begriBt in dieser Hinsicht die Anstrengungen des Seegerichtshofs zur Abhaltung regionaler
Arbeitstagungen, darunter die letzte Arbeitstagung zur Rolle des Seegerichtshofs bei der Beilegung see-
rechtlicher Streitigkeiten in der karibischen Region, die am 5. und 6. Juni 2013 in Mexiko-Stadt in Zusam-
menarbeit mit der Regierung Mexikos und der Assoziation karibischer Staaten abgehalten wurde;

30. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von den Bemiihungen der Seerechtsabteilung, Informationen
tiber Kapazititsaufbauinitiativen zusammenzustellen, ersucht den Generalsekretér, diese von Staaten, inter-
nationalen Organisationen und Geberorganisationen bereitgestellten Informationen weiter regelmaBig zu
aktualisieren und in seinen jahrlichen Bericht an die Generalversammlung aufzunehmen, bittet die Staaten,
die internationalen Organisationen und die Geberorganisationen, dem Generalsekretér zu diesem Zweck die
entsprechenden Informationen zu iibermitteln, und ersucht die Abteilung, die dem jahrlichen Bericht des
Generalsekretdrs entnommenen Informationen iiber Kapazititsaufbauinitiativen leicht zugénglich in ihre

8 Ebd., Vol. 2225, 2237, 2241 und 2326, Nr. 39574. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 2005 II S. 954, 956;
LGBI. 2008 Nr. 72; 6BGBI. IIT Nr. 84/2005; AS 2006 5861 (Ubereinkommen); dBGBI. 2005 II S. 954, 995; LGBI. 2008
Nr. 74; 6BGBL. III Nr. 220/2005; AS 2006 5917 (Protokoll gegen den Menschenhandel); dBGBI. 2005 II S. 954, 1007; LGBI.
2008 Nr. 73; 6BGBL. III Nr. 11/2008; AS 2006 5899 (Protokoll gegen die Schleusung von Migranten); LGBIL. 2014 Nr. 24;
OBGBI. III Nr. 296/2013; AS 2013 65 (Feuerwaffen-Protokoll).
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Website einzustellen, um die Zusammenfiihrung von Bedarf und Angebot auf dem Gebiet des Kapazitits-
aufbaus zu erleichtern;

31. fordert die Staaten auf, den Entwicklungsldndern und insbesondere den am wenigsten entwi-
ckelten Landern und den kleinen Inselentwicklungsldndern sowie den afrikanischen Kiistenstaaten auch
weiterhin auf bilateraler und gegebenenfalls multilateraler Ebene bei der Erstellung der der Kommission
zur Begrenzung des Festlandsockels zu iibermittelnden Antrdge betreffend die Festlegung der &uBeren
Grenzen des Festlandsockels jenseits von 200 Seemeilen behilflich zu sein, namentlich bei der Analyse der
Beschaffenheit und des Ausmalles des Festlandsockels eines Kiistenstaats, und erinnert daran, dass die Kiis-
tenstaaten im Einklang mit Anlage II Artikel 3 des Seerechtsiibereinkommens wihrend der Ausarbeitung
der Daten fiir ihre Antrége die Kommission um wissenschaftliche und technische Gutachten ersuchen kon-
nen;

32. fordert die Seerechtsabteilung auf, auch weiterhin Informationen tiber die einschliagigen Ver-
fahren im Zusammenhang mit dem Treuhandfonds zur Erleichterung der Ausarbeitung der Antrage an die
Kommission zu verbreiten und ihren Dialog mit den potenziellen NutznieBern mit dem Ziel fortzusetzen,
den Entwicklungslindern finanzielle Unterstiitzung fiir Aktivititen zu gewihren, die die Ubermittlung ihrer
Antrage im Einklang mit den Anforderungen von Artikel 76 des Seerechtsiibereinkommens und mit der
Geschiftsordnung® und den Wissenschaftlich-technischen Richtlinien der Kommission®' erleichtern;

33. ersucht den Generalsekretdr, in Zusammenarbeit mit den Staaten und den zustindigen interna-
tionalen Organisationen und Institutionen auch weiterhin Ausbildungs- und andere Aktivititen zu unterstiit-
zen, die den Entwicklungsldndern bei der Erstellung und Ubermittlung ihrer Antrdge an die Kommission
helfen sollen;

34. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von dem Beitrag der Seerechtsabteilung zu den Kapazitéts-
aufbaumaBnahmen auf nationaler und regionaler Ebene;

35. bittet die Mitgliedstaaten und andere, die dazu in der Lage sind, die Kapazitidtsaufbaumafinah-
men der Seerechtsabteilung zu unterstiitzen, so insbesondere die Ausbildungs- und anderen Aktivitdten zur
Unterstiitzung der Entwicklungslénder bei der Erstellung ihrer der Kommission zu iibermittelnden Antrége,
bittet auBerdem die Mitgliedstaaten und andere, die dazu in der Lage sind, Beitrdge an den Treuhandfonds
zu leisten, den der Generalsekretér fiir den Bereich Rechtsangelegenheiten zum Zweck der Forderung des
Volkerrechts eingerichtet hat, und dankt denjenigen, die Beitrage geleistet haben,;

36. wiardigt den wichtigen Beitrag, den das von der Generalversammlung 1981 zu Ehren des ersten
Prisidenten der Dritten Seerechtskonferenz der Vereinten Nationen eingerichtete Hamilton-Shirley-
Amerasinghe-Gedachtnisstipendium fiir Seerechtsfragen, das mit Unterstiitzung eines Netzes von 17 Gast-
institutionen bis heute 28 Stipendien an Personen aus 25 Mitgliedstaaten vergeben hat, zum Kapazitétsauf-
bau der Entwicklungslédnder und zur Férderung des Seerechts geleistet hat, begriif3it es, dass die Vergabe des
sechsundzwanzigsten Stipendiums 2013 dank der groBziigigen Beitrdge der Mitgliedstaaten ermdglicht
wird, legt den Mitgliedstaaten und anderen, die dazu in der Lage sind, eindringlich nahe, groBziigig zum
weiteren Ausbau des Stipendiums beizutragen, und nimmt Kenntnis von den Bestimmungen ihrer Resolu-
tion iiber das Hilfsprogramm der Vereinten Nationen flir Lehre, Studium, Verbreitung und besseres Ver-
stindnis des Vélkerrechts®*;

37. wirdigt auerdem den wichtigen Beitrag des Stipendienprogramms der Vereinten Nationen
und der japanischen Nippon Foundation, das seit 2004 100 Stipendien an Personen aus 64 Mitgliedstaaten
vergeben hat, zur ErschlieBung der Humanressourcen der Mitgliedstaaten, die Entwicklungslénder sind, auf
dem Gebiet der Meeresangelegenheiten und des Seerechts sowie in verwandten Disziplinen und zur Forde-
rung globaler Verbindungen durch das Programm fiir ehemalige Stipendiaten, das seine vierte Tagung vom

% CLCS/40/Rev.1.
! CLCS/11 und Corr.1 und Add.1 und Add.1/Corr.1.
°2 Resolution 68/110.

73



I. Resolutionen ohne Uberweisung an einen Hauptausschuss

74

10. bis 12. Dezember 2012 in New York und seine fiinfte, vom Sekretariat des Pazifikinsel-Forums ausge-
richtete Tagung vom 14. bis 18. Oktober 2013 in Suva abhielt;

38. legt den zustindigen internationalen Organisationen, dem Entwicklungsprogramm der Verein-
ten Nationen und den internationalen Finanzinstitutionen und Fonds nahe, zu erwégen, im Rahmen ihres
jeweiligen Zustandigkeitsbereichs ihre Hilfsprogramme fiir Entwicklungslédnder auszuweiten, und ihre
MaBnahmen zu koordinieren, und wiirdigt es, dass die Globale Umweltfazilitdt und andere Fonds Finanz-
mittel fiir Projekte im Zusammenhang mit den Ozeanen reserviert haben;

i
Tagung der Vertragsstaaten

39. begruBt den Bericht iiber die dreiundzwanzigste Tagung der Vertragsstaaten des Seerechtsiiber-
einkommens’, begriiBt auerdem die Wahl eines Mitglieds der Kommission aus den osteuropéischen Staa-
ten am 19. Dezember 2012°° und begriiBt ferner die von der dreiundzwanzigsten Tagung gefassten Be-
schliisse;

40. ersucht den Generalsekretir, die vierundzwanzigste Tagung der Vertragsstaaten des Seerechts-
iibereinkommens fiir den 9. bis 13. Juni 2014 nach New York einzuberufen und eine volle Konferenzbe-
treuung, nach Bedarf einschlieSlich Dokumentation, bereitzustellen;

v
Friedliche Beilegung von Streitigkeiten

41. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von dem fortdauernden, bedeutenden Beitrag des Seege-
richtshofs zur Beilegung von Streitigkeiten durch friedliche Mittel nach Teil XV des Seerechtsiiberein-
kommens und unterstreicht die wichtige Rolle und die Befugnisse des Seegerichtshofs im Hinblick auf die
Auslegung oder die Anwendung des Ubereinkommens und des Teil-XI-Ubereinkommens;

42. bekundet dem Internationalen Gerichtshof ihre Hochachtung fiir die wichtige Funktion, die er
in Bezug auf die friedliche Beilegung seerechtlicher Streitigkeiten seit langer Zeit wahrnimmt;

43. stellt fest, dass die Vertragsstaaten einer internationalen Ubereinkunft, die mit den Zielen des
Seerechtsiibereinkommens in Zusammenhang steht, unter anderem dem Seegerichtshof oder dem Interna-
tionalen Gerichtshof jede im Einklang mit dieser Ubereinkunft unterbreitete Streitigkeit iiber die Auslegung
oder Anwendung dieser Ubereinkunft unterbreiten konnen, und stellt auferdem fest, dass die Statuten des
Seegerichtshofs und des Internationalen Gerichtshofs die Moglichkeit vorsehen, Streitigkeiten einer Kam-
mer zu unterbreiten;

44, legt den Vertragsstaaten des Seerechtsiibereinkommens nahe, sofern sie es nicht bereits getan
haben, die Abgabe einer schriftlichen Erkldrung zu erwigen, mit der sie eines der in Artikel 287 des See-
rechtsiibereinkommens genannten Mittel zur Beilegung von Streitigkeiten tiber die Auslegung oder An-
wendung des Seerechtsiibereinkommens und des Teil-XI-Ubereinkommens wihlen, eingedenk des umfas-
senden Charakters des in Teil XV des Seerechtsiibereinkommens vorgesehenen Streitbeilegungsmechanismus;

V
Das Gebiet

45. erklart erneut, wie wichtig es ist, dass die Meeresbodenbehérde im Einklang mit Artikel 145
des Seerechtsiibereinkommens fortlaufend Regeln, Vorschriften und Verfahren fiir den wirksamen Schutz
der Meeresumwelt ausarbeitet, unter anderem fiir den Schutz und die Erhaltung der natiirlichen Ressourcen
des Gebiets sowie fiir die Vermeidung von Schiden fiir die Pflanzen und Tiere der Meeresumwelt aufgrund
schédlicher Auswirkungen, die sich aus den Tétigkeiten in dem Gebiet ergeben kdnnen;

% Siehe SPLOS/255.
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46. nimmt Kenntnis von dem auf der neunzehnten Tagung der Meeresbodenbehérde gefassten Be-
schluss, Anderungen der Bestimmungen iiber die Prospektion und Exploration polymetallischer Knollen im
Gebiet zu genehmigen®;

47. stellt auBerdem fest, dass die Zahl der Vertrige mit der Meeresbodenbehdrde iiber die Explora-
tion polymetallischer Knollen und polymetallischer Sulfide gestiegen ist, und nimmt ferner Kenntnis von
der Aufmerksamkeit, die der Rat der Meeresbodenbehorde der Ausarbeitung eines Abbau-Kodexes widmet;

48. nimmt ferner davon Kenntnis, dass die beiden ersten Antrdge auf einen Arbeitsplan fiir die Ex-
ploration kobaltreicher Ferromangankrusten im Gebiet bestitigt wurden”’;

49. verweist auf die Bedeutung des Gutachtens der Kammer fiir Meeresbodenstreitigkeiten des
Seegerichtshofs vom 1. Februar 2011 iiber die Verantwortlichkeiten und Verpflichtungen der Staaten, die
Personen und Einrichtungen in Bezug auf Titigkeiten in dem Gebiet befiirworten®;

50. stellt fest, wie wichtig die der Meeresbodenbehorde mit den Artikeln 143 und 145 des See-
rechtsiibereinkommens ibertragenen Aufgaben sind, die sich auf die wissenschaftliche Meeresforschung
bezichungsweise auf den Schutz der Meeresumwelt bezichen;

51. erinnert daran, dass der Umweltmanagementplan fiir die Clarion-Clipperton-Zone, der die
vorldufige Bestimmung eines Netzes von Gebieten von besonderem &kologischem Interesse umfasst, 2012
genehmigt wurde und iiber einen Zeitraum von zunéchst drei Jahren umgesetzt werden soll, sodass er mit
zunehmender Verfligbarkeit wissenschaftlicher, technischer und 6kologischer Basisdaten und Daten zur
Ressourcenbewertung verbessert werden kann, und dass zu diesem Zweck dazu ermutigt wurde, in den
genannten Gebieten wissenschaftliche Meeresforschung durchzufithren und der Meeresbodenbehorde die
verfiigbaren Ergebnisse zuzuleiten®’, und bittet die Meeresbodenbehorde, die Ausarbeitung und Genehmi-
gung von Umweltmanagementpldnen in anderen internationalen Meeresbodenzonen, insbesondere dort, wo
derzeit Vertrage iiber die Exploration bestehen, zu erwégen;

Vi

Wirksame Aufgabenwahrnehmung der Meeresbodenbehérde
und des Seegerichtshofs

52. wirdigt die Fortschritte bei der Arbeit der Meeresbodenbehdorde;
53. wardigt auRerdem die Arbeit, die der Seegerichtshof seit seiner Errichtung geleistet hat;

54. appelliert an alle Vertragsstaaten des Seerechtsiibereinkommens, ihre Pflichtbeitrige fiir die
Meeresbodenbehdrde und den Seegerichtshof vollstandig und piinktlich zu entrichten, und appelliert auf3er-
dem an die Vertragsstaaten mit Beitragsriickstédnden, ihren Verpflichtungen unverziiglich nachzukommen,;

55. nimmt Kenntnis von dem auf der neunzehnten Tagung der Meeresbodenbehdrde gefassten Be-
schluss zu den Gemeinkosten fiir die Verwaltung und Uberwachung der Vertrige iiber die Exploration®®;

56. bekundet ihre Besorgnis iiber die niedrige Beteiligung an den Jahrestagungen der Versamm-
lung der Meeresbodenbehdrde, auch unter Kenntnisnahme der zur Terminplanung der Jahrestagungen der
Meeresbodenbehdrde geduBerten Besorgnisse und unter Beriicksichtigung der groBen Fortschritte der Mee-
resbodenbehorde bei der Annahme von Bestimmungen iiber die Prospektion und Exploration von Minera-
lien im Gebiet, und bittet die Meeresbodenbehorde, MaBinahmen zur Verbesserung der Beteiligung an ihren
Jahrestagungen zu erwégen, einschlieBlich der Abhaltung der Tagungen zu einem fritheren Zeitpunkt;

% Siehe ISBA/19/A/9.

% Siehe ISBA/19/C/13 und ISBA/19/C/15.
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57. erinnert daran, dass die Meeresbodenbehorde auf ihrer ndchsten Jahrestagung ihr zwanzigjéh-
riges Bestehen feiern wird, und legt allen Mitgliedern der Meeresbodenbehorde eindringlich nahe, an der
vom 7. bis 25. Juli 2014 in Kingston stattfindenden Gedenktagung teilzunehmen;

58. nimmt Kenntnis von der internationalen Arbeitstagung iiber die Durchfiihrung des Artikels 82
des Seerechtsiibereinkommens, die vom 26. bis 30. November 2012 von der Meeresbodenbehérde in Zu-
sammenarbeit mit dem Chinesischen Institut fiir Meeresangelegenheiten in Beijing abgehalten wurde, und
ermutigt in dieser Hinsicht zur weiteren Untersuchung der mit der Durchfiihrung des Artikels 82 verbunde-
nen Fragen;

59. fordert die Staaten auf, sofern sie es nicht bereits getan haben, die Ratifikation der Vereinba-
rung iiber die Vorrechte und Immunititen des Seegerichtshofs® und des Protokolls iiber die Vorrechte und
Immunititen der Meeresbodenbehorde'™ beziehungsweise den Beitritt dazu zu erwégen;

60. betont die Wichtigkeit, die der Personalordnung und dem Personalstatut des Seegerichtshofs
bei der Forderung der geografisch représentativen Besetzung von Stellen des Hoheren Dienstes und der
héheren Fiihrungsebenen zukommt, und begriift die von dem Seegerichtshof zur Einhaltung dieser Vor-
schriften ergriffenen Maflnahmen;

VII
Festlandsockel und Tatigkeit der Kommission

61. erinnert daran, dass im Einklang mit Artikel 76 Absatz 8 des Seerechtsiibereinkommens der
Kiistenstaat der nach Anlage II des Ubereinkommens auf der Grundlage einer gerechten geografischen Ver-
tretung gebildeten Kommission Angaben {iber die Grenzen seines Festlandsockels tibermittelt, sofern sich
dieser tiber 200 Seemeilen von den Basislinien hinaus erstreckt, von denen aus die Breite des Kiistenmeers
gemessen wird, dass die Kommission an die Kiistenstaaten Empfehlungen in Fragen richtet, die sich auf die
Festlegung der dufleren Grenzen ihrer Festlandsockel beziehen, und dass die von einem Kiistenstaat auf der
Grundlage dieser Empfehlungen festgelegten Grenzen des Festlandsockels endgiiltig und verbindlich sind;

62. erinnert auBerdem daran, dass im Einklang mit Artikel 77 Absatz 3 des Seerechtsiibereinkom-
mens die Rechte des Kiistenstaats am Festlandsockel weder von einer tatsdchlichen oder nominellen Be-
sitzergreifung noch von einer ausdriicklichen Erklérung abhéngig sind;

63. nimmt mit Befriedigung davon Kenntnis, dass eine betréchtliche Zahl von Vertragsstaaten des
Seerechtsiibereinkommens der Kommission in Ubereinstimmung mit Artikel 76 des Ubereinkommens und
mit Anlage II Artikel 4 des Ubereinkommens und unter Beriicksichtigung des in Buchstabe a des Doku-
ments SPLOS/72 enthaltenen Beschlusses der elften Tagung der Vertragsstaaten des Ubereinkommens In-
formationen iiber die Festlegung der duBleren Grenzen des Festlandsockels jenseits von 200 Seemeilen
tibermittelt hat;

64. nimmt aulerdem mit Befriedigung davon Kenntnis, dass eine betrichtliche Zahl von Vertrags-
staaten des Seerechtsiibereinkommens dem Generalsekretér gemi3 dem Beschluss der achtzehnten Tagung
der Vertragsstaaten des Ubereinkommens'®' vorliufige, indikative Informationen zu den duBeren Grenzen
des Festlandsockels jenseits von 200 Seemeilen, eine Beschreibung des Ausarbeitungsstands und das vor-
gesehene Datum der Vorlage des Antrags im Einklang mit den Anforderungen von Artikel 76 des Uberein-
kommens und mit der Geschéftsordnung und den Wissenschaftlich-technischen Richtlinien der Kommis-
sion {ibermittelt hat, und nimmt mit Befriedigung davon Kenntnis, dass zusétzliche Antrdge, auf die in den
vorldufigen Informationen Bezug genommen wurde, bei der Kommission eingereicht wurden;

% United Nations, Treaty Series, Vol. 2167, Nr. 37925. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 2007 I S. 143; 6BGBI.
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65. nimmt ferner mit Befriedigung Kenntnis von den Fortschritten bei der Tatigkeit der Kommis-
sion'” und davon, dass sie derzeit mehrere Antriige betreffend die Festlegung der duBeren Grenzen des
Festlandsockels jenseits von 200 Seemeilen priift;

66. stellt mit Befriedigung fest, dass die Kommission unter Berlicksichtigung des Beschlusses der
achtzehnten Tagung der Vertragsstaaten des Seerechtsiibereinkommens'® Verzeichnisse von Webseiten von
Organisationen, Daten-/Informationsportalen und Dateninhabern zusammengestellt hat, iber die auf allge-
meine Angaben und Gffentlich verfiigbare wissenschaftlich-technische Daten zugegriffen werden kann, die
fiir die Erstellung der zu iibermittelnden Antrige von Nutzen sein kdnnen, und diese Informationen auf
ihrer Website zugénglich gemacht hat;

67. nimmt Kenntnis von den 18 Empfehlungen der Kommission zu den von einer Reihe von Kiis-
tenstaaten libermittelten Antrdgen und begriilit es, dass Zusammenfassungen der Empfehlungen im Ein-
klang mit Anhang III Ziffer 11.3 der Geschéftsordnung der Kommission verdffentlicht werden;

68. stellt fest, dass die Priifung der von den Kiistenstaaten im Einklang mit Artikel 76 und Anlage
I des Seerechtsiibereinkommens tibermittelten Antrage durch die Kommission unbeschadet der Anwen-
dung anderer Teile des Ubereinkommens durch die Vertragsstaaten erfolgt;

69. stellt auerdem fest, dass die Kommission noch eine betrachtliche Zahl an Antrdgen zu priifen
hat und welche Anforderungen dies fiir ihre Mitglieder und das von der Seerechtsabteilung gestellte Sekre-
tariat bedeutet, und betont, dass sichergestellt werden muss, dass die Kommission ihre Aufgaben rasch,
effizient und wirksam wahrnehmen und ihr hohes Niveau an Qualitdt und Sachverstand aufrechterhalten
kann;

70. nimmt mit Dank Kenntnis von dem auf der zweiunddreifligsten Tagung der Kommission ge-
fassten Beschluss beziiglich ihres Arbeitsvolumens, namentlich, die Dauer ihrer Tagungen auch im Jahr
2014 auf drei jeweils siebenwdchige Tagungen, einschlielich Plenarsitzungen, zu verldngern, und nimmt
ferner Kenntnis von dem auf der zweiunddreiligsten Tagung der Kommission gefassten Beschluss, neue
Unterkommissionen einzusetzen, sodass neun Unterkommissionen aktiv Antrige priifen'®;

71. erklart erneut, dass die Staaten, deren Sachverstindige der Kommission angehdren, nach dem
Seerechtsiibereinkommen verpflichtet sind, die Kosten zu tragen, die den von ihnen benannten Sachver-
stindigen wahrend der Wahrnehmung ihrer Aufgaben im Rahmen der Kommission entstehen;

72. fordert die Staaten in dieser Hinsicht nachdriicklich auf, den von ihnen benannten Sachver-
stindigen wihrend der Wahrnehmung ihrer Aufgaben im Rahmen der Kommission Krankenversicherungs-
schutz zu bieten und alles zu tun, um die volle Mitwirkung dieser Sachverstindigen an der Tétigkeit der
Kommission, einschlieBlich der Sitzungen der Unterkommissionen, sicherzustellen, im Einklang mit dem
Seerechtsiibereinkommen;

73. ersucht den Generalsekretér, auch kiinftig im Rahmen der insgesamt vorhandenen Ressourcen
geeignete MaBinahmen zu ergreifen, um die Kapazitit der als Sekretariat der Kommission fungierenden
Seerechtsabteilung, insbesondere ihre Personalressourcen, weiter zu stirken, damit fiir die Kommission und
ihre Unterkommissionen bei der Priifung der iibermittelten Antrdge gemall Anhang III Ziffer 9 der Ge-
schéftsordnung der Kommission verstirkte Unterstiitzung und Hilfe gewéhrleistet sind, unter Beriicksichti-
gung der Notwendigkeit gleichzeitiger Arbeiten an mehreren Antragen;

74. fordert den Generalsekretdr nachdricklich auf, der Kommission auch weiterhin alle erforderli-
chen Sekretariatsdienste im Einklang mit Anlage II Artikel 2 Absatz 5 des Seerechtsiibereinkommens be-
reitzustellen;

75. ersucht den Generalsekretir, rechtzeitig geeignete Mafinahmen zu treffen, um fiir den im Be-
schluss der einundzwanzigsten Tagung der Vertragsstaaten des Seerechtsiibereinkommens® beantragten ver-
langerten Zeitraum fiir die Kommission und ihre Unterkommissionen Sekretariatsdienste sicherzustellen;

12 Sjehe CLCS/78, CLCS/80 und CLCS/81.
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76. ersucht den Generalsekretér infolgedessen aullerdem, der Seerechtsabteilung zur Bereitstellung
geeigneter Dienste und Unterstiitzung fiir die Kommission in Anbetracht der Erhohung der Anzahl ihrer
Arbeitswochen auch in Zukunft angemessene und ausreichende Ressourcen zuzuweisen;

77. dankt den Staaten, die Beitrdge an den gemdl Resolution 55/7 eingerichteten freiwilligen
Treuhandfonds zur Erleichterung der Ausarbeitung der Antrige an die Kommission und an den gemélB der-
selben Resolution eingerichteten freiwilligen Treuhandfonds zur Bestreitung der Kosten der Teilnahme der
Kommissionsmitglieder aus Entwicklungsldndern an den Tagungen der Kommission geleistet haben, ermu-
tigt die Staaten zu zusétzlichen Beitrdgen an diese Fonds und genehmigt die Verwendung des letztgenann-
ten Treuhandfonds nach Bedarf und gemédfl dem in seiner Aufgabenstellung vorgesehenen Zweck, die Kos-
ten der Teilnahme des Vorsitzenden der Kommission zu bestreiten, bei dem es sich um ein Kommissions-
mitglied handelt, das von einem Entwicklungsland auf den Tagungen der Vertragsstaaten des Seerechts-
iibereinkommens ernannt wurde;

78. ersucht den Generalsekretér, zu sondieren, welche Moglichkeiten es gibt, Kommissionsmit-
gliedern aus Entwicklungslandern, deren Teilnahme iiber den freiwilligen Treuhandfonds fiir die Teilnahme
der Kommissionsmitglieder aus Entwicklungsldndern an den Tagungen der Kommission erleichtert werden
konnte, wihrend der Wahrnehmung ihrer Aufgaben im Rahmen der Kommission am Amtssitz der Vereinten
Nationen Krankenversicherungsschutz zu bieten, und den Mitgliedstaaten vor der vierundzwanzigsten Ta-
gung der Vertragsstaaten des Seerechtsiibereinkommens seine Erkenntnisse zu tibermitteln;

79. billigt die vom Generalsekretdr vorgenommene Einberufung der vierunddreiBigsten, fiinfund-
dreifigsten und sechsunddreiligsten Tagung der Kommission fiir den 27. Januar bis 14. Mérz 2014 bezie-
hungsweise den 21. Juli bis 5. September 2014 und den 13. Oktober bis 28. November 2014 nach New
York, mit voller Konferenzbetreuung, einschlielich Dokumentation, fiir die im Plenum stattfindenden Ta-
gungsteile'” sowie jede von der Kommission moglicherweise wiederaufzunechmende Tagung, und ersucht
den Generalsekretér, alles zu tun, um diesen Bedarf im Rahmen der insgesamt vorhandenen Ressourcen zu
decken;

80. bringt ihre feste Uberzeugung dariiber zum Ausdruck, wie wichtig die Arbeit ist, die die
Kommission im Einklang mit dem Seerechtsiibereinkommen leistet, namentlich in Bezug auf die Teilnah-
me der Kiistenstaaten an den jeweiligen Verfahren, die die von ihnen tibermittelten Antrége betreffen, und
ist sich dessen bewusst, dass zwischen den Kiistenstaaten und der Kommission auch weiterhin ein aktives
Zusammenwirken notwendig ist;

81. dankt den Staaten, die einen Meinungsaustausch gefiihrt haben, um ein besseres Verstindnis
der Fragen zu schaffen, die sich aus der Anwendung des Artikels 76 des Seerechtsiibereinkommens erge-
ben, einschlieBlich der damit verbundenen Ausgaben, und so den Staaten, insbesondere den Entwicklungs-
landern, die Erstellung der der Kommission zu iibermittelnden Antrége zu erleichtern, und ermutigt die
Staaten zur Fortsetzung des Meinungsaustauschs;

82. ersucht den Generalsekretdr, in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten auch weiterhin
Arbeitstagungen oder Symposien zu wissenschaftlichen und technischen Aspekten der Festlegung der duf3e-
ren Grenzen des Festlandsockels jenseits von 200 Seemeilen zu unterstiitzen, unter Beriicksichtigung der
Notwendigkeit, in den Entwicklungslandern verstarkt Kapazitéten fiir die Erstellung ihrer Antrige aufzu-
bauen;

Vi

Sicherheit der Schifffahrt, Gefahrenabwehr in der Schifffahrt und
Normeinhaltung durch Flaggenstaaten

83. legt den Staaten nahe, die internationalen Ubereinkiinfte betreffend die Sicherheit der Schiff-
fahrt, die Gefahrenabwehr in der Schifffahrt sowie die Seearbeit zu ratifizieren beziehungsweise ihnen bei-
zutreten und die mit dem Seerechtsiibereinkommen und anderen einschligigen internationalen Uberein-
kiinften vereinbaren notwendigen Mafinahmen zur Einhaltung und Durchsetzung der in diesen Uberein-
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kiinften enthaltenen Regeln zu beschlieBen, und betont, dass es notwendig ist, in den Entwicklungsldndern
Kapazititen aufzubauen und ihnen Hilfe zu gewéhren;

84. erkennt an, dass die Rechtsordnungen zur Regelung der Sicherheit der Schifffahrt und der Ge-
fahrenabwehr in der Schifffahrt gemeinsame und sich gegenseitig verstirkende Ziele haben konnen, die
miteinander verkniipft sein konnen und bei denen es Synergiepotenzial gibt, und ermutigt die Staaten, dies
bei der Anwendung der Rechtsordnungen zu beriicksichtigen;

85. betont die Notwendigkeit weiterer Anstrengungen zur Forderung einer Kultur der Sicherheit
und der Gefahrenabwehr in der Schifffahrtsindustrie und zur Behebung des Mangels an ausreichend ge-
schultem Personal und fordert nachdriicklich die Einrichtung weiterer Ausbildungszentren, die die erforder-
lichen Schulungen bereitstellen;

86. betont auRerdem, dass die Sicherheits- und GefahrenabwehrmaBnahmen so durchzufiithren
sind, dass sie moglichst geringe negative Auswirkungen auf Seeleute und Fischer haben, insbesondere in
Bezug auf ihre Arbeitsbedingungen, und begriifit die laufende Zusammenarbeit zwischen der Erndhrungs-
und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen und der Internationalen Arbeitsorganisation in der
Frage der Kinderarbeit in der Fischerei und der Aquakultur, insbesondere die Verdffentlichung der Leitli-
nien zur Bekdmpfung der Kinderarbeit in der Fischerei und der Aquakultur im Juni 2013, sowie die Arbeit
des Biiros der Vereinten Nationen fiir Drogen- und Verbrechensbekdmpfung und der Internationalen Ar-
beitsorganisation in der Frage des Menschenhandels und der Zwangsarbeit auf Fischereifahrzeugen;

87. begruft es, dass sich die Ausschiisse der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation mit der
fairen Behandlung von Seeleuten befassen;

88. begrift auBerdem, dass die am 25. Juni 2010 in Manila angenommenen Anderungen des In-
ternationalen Ubereinkommens von 1978 iiber Normen fiir die Ausbildung, die Erteilung von Befihigungs-
zeugnissen und den Wachdienst von Seeleuten'®, die als Manila-Anderungen bezeichnet werden, am
1. Januar 2012 mit einem Ubergangszeitraum von fiinf Jahren bis 1. Januar 2017 in Kraft getreten sind und
dass das Internationale Ubereinkommen von 1995 iiber Normen fiir die Ausbildung, die Erteilung von Be-
fahigungszeugnissen und den Wachdienst des Personals auf Fischereifahrzeugen am 29. September 2012 in
Kraft getreten ist, und bittet die Staaten, sofern sie es nicht bereits getan haben, die genannten Uberein-
kommen zu ratifizieren beziehungsweise ihnen beizutreten;

89. begriit ferner, dass das Seearbeitsiibereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisation
von 2006 am 20. August 2013 in Kraft getreten ist, bittet die Staaten, sofern sie es nicht bereits getan ha-
ben, dieses Ubereinkommen zu ratifizieren beziehungsweise ihm beizutreten, und bittet die Staaten auBer-
dem, sofern sie es nicht bereits getan haben, das Ubereinkommen von 2007 iiber die Arbeit im Fischerei-
sektor (Ubereinkommen Nr. 188) und das Ubereinkommen von 2003 iiber Ausweise fiir Seeleute (Neufas-
sung) (Ubereinkommen Nr. 185)'”" der Internationalen Arbeitsorganisation zu ratifizieren bezichungsweise
ihnen beizutreten und alle diese Ubereinkommen wirksam durchzufiihren, und betont, dass es notwendig
ist, den Staaten auf Antrag diesbeziigliche technische Zusammenarbeit und Hilfe zu gewéhren;

90. nimmt davon Kenntnis, dass am 11. Oktober 2012 das Ubereinkommen von Kapstadt von
2012 iiber die Durchfithrung der Bestimmungen des Torremolinos-Protokolls von 1993 zu dem Internatio-
nalen Ubereinkommen von Torremolinos iiber die Sicherheit von Fischereifahrzeugen von 1977 verab-
schiedet wurde, und bittet die Staaten, sofern sie es nicht bereits getan haben, das Ubereinkommen von
Kapstadt zu ratifizieren beziechungsweise ihm beizutreten;

91. begruRt die laufende Zusammenarbeit zwischen der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorga-
nisation der Vereinten Nationen, der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation und der Internationalen
Arbeitsorganisation in Bezug auf die Sicherheit der Fischer und Fischereifahrzeuge, unterstreicht, dass die
Fortfiihrung der Arbeiten auf diesem Gebiet dringend notwendig ist, und stellt fest, dass die drei Organisa-

1% United Nations, Treaty Series, Vol. 1361, Nr. 23001. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBL. 19821I S. 298;
6BGBI. III Nr. 27/1997; AS 1988 1639.

17 Ebd., Vol. 2304, Nr. 41069. Deutschsprachige Fassung: Abl. EU 2005 Nr. L 136 S. 3.
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tionen die Leitlinien zur Unterstiitzung der zustdndigen Behdrden bei der Umsetzung von Teil B des Si-
cherheitskodexes fiir Fischereifahrzeuge und ihre Besatzungen, der Freiwilligen Leitlinien fiir den Entwurf,
den Bau und die Ausriistung kleiner Fischereifahrzeuge sowie der Sicherheitsempfehlungen fiir gedeckte
Fischereifahrzeuge von weniger als 12 Metern Lange und ungedeckte Fischereifahrzeuge genehmigt haben;

92. erinnert daran, dass jedes Vorgehen gegen Bedrohungen der Sicherheit der Schifffahrt mit dem
Volkerrecht, einschlieSlich der Grundsétze der Charta der Vereinten Nationen und des Seerechtsiiberein-
kommens, im Einklang stehen muss;

93. erkennt die entscheidende Rolle an, die der internationalen Zusammenarbeit auf globaler, re-
gionaler, subregionaler und bilateraler Ebene dabei zukommt, Bedrohungen der Sicherheit der Schifffahrt,
namentlich Seerduberei, bewaftnete Raubiiberfille auf See und terroristische Handlungen gegen den
Schiffsverkehr, Offshore-Anlagen und andere maritime Interessen, im Einklang mit dem Vdlkerrecht zu
bekdmpfen, und zwar mittels bilateraler und multilateraler Rechtsinstrumente und Mechanismen, die darauf
abzielen, solche Bedrohungen zu iiberwachen, zu verhiiten und dagegen vorzugehen, durch den erweiterten
zwischenstaatlichen Austausch von Informationen, die fiir die Aufdeckung, Verhiitung und Abwehr solcher
Bedrohungen mafigeblich sind, und durch die Strafverfolgung der Téter unter gebiihrender Beriicksichti-
gung der innerstaatlichen Rechtsvorschriften und der Notwendigkeit eines nachhaltigen Kapazitatsaufbaus
zur Unterstiitzung dieser Ziele;

94. nimmt Kenntnis von der Arbeit, die die Kommission fiir Verbrechensverhiitung und Straf-
rechtspflege dabei leistet, die internationale Zusammenarbeit zur Bekdmpfung des Problems der auf See
veriibten grenziiberschreitenden organisierten Kriminalitdt zu férdern und die entsprechenden Kapazititen
zu stirken;

95. stellt fest, dass viele Arten von Schiffen, die Seeschifffahrt betreiben, von der Seerduberei und
bewaffneten Raubiiberfillen auf See betroffen sind;

96. betont, wie wichtig es ist, dass Vorfille rasch gemeldet werden, um genaue Informationen iiber
das Ausmal} des Problems der Seerduberei und bewaffneter Raubiiberfille auf Schiffe zu erlangen, und dass
die von bewaffneten Raubiiberfillen betroffenen Schiffe dem Kiistenstaat Meldung machen, unterstreicht
die Wichtigkeit eines wirksamen Austauschs von Informationen mit den potenziell von Féllen von Seerdu-
berei und bewaffneten Raubiiberfdllen auf Schiffe betroffenen Staaten und nimmt mit Anerkennung Kennt-
nis von der wichtigen Rolle der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation und dem wichtigen Beitrag
des Zentrums fiir den Informationsaustausch des Regionalen Kooperationsabkommens zur Bekdmpfung der
Seerduberei und bewaffneter Raubiiberfille auf Schiffe in Asien;

97. fordert alle Staaten nachdriicklich auf, in Zusammenarbeit mit der Internationalen Seeschiff-
fahrts-Organisation die Seerduberei und bewaffnete Raubiiberfille auf See aktiv zu bekdmpfen, indem sie
MaBnahmen beschlieBen, einschlieBlich Hilfsmainahmen fiir den Kapazititsaufbau durch die Fortbildung
von Seeleuten, Hafenpersonal und Vollzugsbeamten zur Verhiitung, Meldung und Untersuchung von Vor-
fillen, indem sie die mutmaBlichen Tater im Einklang mit dem Vélkerrecht vor Gericht bringen und indem
sie innerstaatliche Rechtsvorschriften verabschieden sowie Kontrollschiffe und Ausriistung bereitstellen
und die betriigerische Registrierung von Schiffen verhiiten;

98. legt den Staaten nahe, dafiir zu sorgen, dass das auf die Bekdmpfung der Seerduberei anwend-
bare Volkerrecht, wie im Seerechtsiibereinkommen niedergelegt, wirksam umgesetzt wird, fordert die Staa-
ten auf, im Rahmen ihrer innerstaatlichen Rechtsvorschriften geeignete Schritte zu unternehmen, um im
Einklang mit dem Vdlkerrecht die Festnahme und Strafverfolgung derjenigen, die mutmaBlich seerduberi-
sche Handlungen, einschlieBlich der Finanzierung oder Férderung solcher Handlungen, begangen haben, zu
erleichtern und dabei auch die anderen mit dem Seerechtsiibereinkommen vereinbaren einschldgigen
Rechtsinstrumente zu beriicksichtigen, und legt den Staaten nahe, gegebenenfalls zusammenzuarbeiten, mit
dem Ziel, ihre diesbeziiglichen innerstaatlichen Rechtsvorschriften weiterzuentwickeln;

99. bekundet ihre ernste Besorgnis iiber die Bedrohungen der Sicherheit und des Wohls von See-
leuten und anderen Personen durch Seerduberei und bewaffnete Raubiiberfille auf See;

100. Dbittet alle Staaten, die Internationale Seeschifffahrts-Organisation, die Internationale Arbeits-
organisation und andere zustdndige internationale Organisationen und Einrichtungen, MaBnahmen zu er-
greifen oder gegebenenfalls zu empfehlen, um die Interessen und das Wohl von Seeleuten und Fischern, die
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Opfer von Seerdubern sind, nach ihrer Freilassung zu schiitzen, einschlie8lich einer nach dem Vorfall erfol-
genden Betreuung und Hilfe bei der Wiedereingliederung in die Gesellschaft;

101.  nimmt Kenntnis von der laufenden Zusammenarbeit zwischen der Internationalen Seeschiff-
fahrts-Organisation, dem Biiro der Vereinten Nationen fiir Drogen- und Verbrechensbekdmpfung und der
Seerechtsabteilung bei der Zusammenstellung innerstaatlicher Rechtsvorschriften zur Seerduberei, nimmt
auBerdem davon Kenntnis, dass beim Sekretariat eingegangene innerstaatliche Rechtsvorschriften in die
Website der Abteilung eingestellt wurden, und ermutigt die genannten Organe zur weiteren Zusammenar-
beit mit dem Ziel, den Mitgliedstaaten auf Antrag bei der Erarbeitung innerstaatlicher Rechtsvorschriften
zur Seerduberei behilflich zu sein;

102. beflirwortet fortgesetzte nationale, bilaterale und trilaterale Initiativen sowie regionale Ko-
operationsmechanismen im Einklang mit dem Voélkerrecht zur Bekdmpfung der Seerduberei, einschlieBlich
der Finanzierung oder Forderung seerduberischer Handlungen, und bewaffneter Raubiiberfille auf See in
der asiatischen Region und fordert die anderen Staaten auf, ihre Aufmerksamkeit sofort darauf zu richten,
regionale Kooperationsvereinbarungen zur Bekdmpfung der Seerduberei und bewaffneter Raubiiberfille
auf Schiffe zu verabschieden, zu schlielen und durchzufiihren;

103. bekundet ihre ernste Besorgnis iiber die unmenschlichen Bedingungen, denen auf See ge-
nommene Geiseln in Gefangenschaft ausgesetzt sind, sowie liber die nachteiligen Auswirkungen auf ihre
Familien, fordert die sofortige Freilassung aller auf See genommenen Geiseln und betont, wie wichtig die
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten in der Frage der Geiselnahme auf See ist;

104. begrift in dieser Hinsicht die Einrichtung des Geiselunterstiitzungsprogramms durch den
Rat des Treuhandfonds zur Unterstiitzung der Initiativen der Staaten gegen die Seerduberei vor der Kiiste

Somalias 108;

105. bekundet erneut ihre ernsthafte Besorgnis dariiber, dass sich vor der Kiiste Somalias nach
wie vor Seerduberei und bewaffnete Raubiiberfille auf See ereignen, bekundet insbesondere ihre hochste
Beunruhigung iiber die Schiffsentfiihrungen, unterstiitzt die neuesten Anstrengungen zur Bewiltigung die-
ses Problems auf globaler und regionaler Ebene, stellt fest, dass der Sicherheitsrat die Resolutionen 1816
(2008) vom 2. Juni 2008, 1838 (2008) vom 7. Oktober 2008, 1846 (2008) vom 2. Dezember 2008, 1851
(2008) vom 16. Dezember 2008, 1897 (2009) vom 30. November 2009, 1918 (2010) vom 27. April 2010,
1950 (2010) vom 23. November 2010, 1976 (2011) vom 11. April 2011, 2015 (2011) vom 24. Oktober
2011, 2020 (2011) vom 22. November 2011 und 2036 (2012) vom 22. Februar 2012 und die Erkldrungen
des Prisidenten des Sicherheitsrats vom 25. August 2010'” und vom 19. November 2012''? verabschiedet
hat, stellt auBerdem fest, dass die in Resolution 1816 (2008) erteilte Erméchtigung und die Bestimmungen
in den Resolutionen 1838 (2008), 1846 (2008), 1851 (2008), 1897 (2009), 1950 (2010), 2020 (2011), 2077
(2012) vom 21. November 2012 und 2125 (2013) vom 18. November 2013 ausschlielich auf die Situation
in Somalia Anwendung finden und die Rechte, Pflichten oder Verantwortlichkeiten der Mitgliedstaaten
nach dem Volkerrecht, einschlieBlich der Rechte oder Pflichten nach dem Seerechtsiibereinkommen, in
Bezug auf jede andere Situation unberiihrt lassen, und unterstreicht insbesondere, dass sie nicht so anzuse-
hen sind, als werde dadurch Voélkergewohnheitsrecht geschaften;

106. begrift es, dass die Zahl der gemeldeten Fille von Seerduberei vor der Kiiste Somalias deut-
lich gesunken ist und den niedrigsten Stand seit 2006 erreicht hat, ist nach wie vor ernsthaft besorgt iiber
die anhaltende Bedrohung, die Seerduberei und bewaffnete Raubiiberfille auf See fiir die Region weiterhin
darstellen, und nimmt Kenntnis von der Resolution 2125 (2013) des Sicherheitsrats;

107. wirdigt die Internationale Kriminalpolizeiliche Organisation (INTERPOL) fiir die Operatio-
nalisierung einer globalen Datenbank iiber Seerduberei, die Informationen iiber Seerduberei vor der Kiiste
Somalias zusammenfassen und die Erstellung von fiir die Rechtsdurchsetzung verwertbaren Analysen er-

198 Siehe $/2013/623, Ziff, 11-13.
19 §/PRST/2010/16; siehe Resolutionen und Beschliisse des Sicherheitsrats, 1. August 2010-31. Juli 2011.
110 §/PRST/2012/24; siche Resolutionen und Beschliisse des Sicherheitsrats, 1. August 2012-31. Juli 2013.
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leichtern soll, und fordert alle Staaten nachdriicklich auf, entsprechende Informationen iiber die geeigneten

Kanile an die INTERPOL zur Verwendung in der Datenbank weiterzugeben'';

108. nimmt Kenntnis von den Anstrengungen, die im Rahmen der Kontaktgruppe fiir Seerduberei
vor der Kiiste Somalias nach der Verabschiedung der Resolution 1851 (2008) des Sicherheitsrats weiter
unternommen werden, darunter die Einsetzung der Arbeitsgruppe 5 iiber die finanziellen Aspekte der soma-
lischen Seerduberei, um auf gezielte und koordinierte Weise gegen die seerduberischen Unternehmungen an
Land vorzugehen, und wiirdigt die Beitrdge aller Staaten zu den Bemiihungen um die Bekdmpfung der See-
rduberei vor der Kiiste Somalias;

109. erkennt an, dass der Bundesregierung Somalias die Hauptrolle bei der Bekdmpfung der See-
rauberei und der bewaffneten Raubiiberfille auf Schiffe vor der Kiiste Somalias zukommt, ist sich dessen
bewusst, wie wichtig eine umfassende und dauerhafte Regelung der Situation in Somalia ist, und betont,
dass es notwendig ist, die tieferen Ursachen der Seerduberei zu bekdmpfen und Somalia und den Staaten in
der Region bei der Stirkung ihrer institutionellen Féahigkeit behilflich zu sein, die Seerduberei, einschlief3-
lich der Finanzierung oder Forderung seerduberischer Handlungen, und bewaffnete Raubiiberfille auf
Schiffe vor der Kiiste Somalias zu bekdmpfen und die an diesen Handlungen beteiligten Personen vor Ge-
richt zu stellen;

110. stellt fest, dass die Internationale Seeschifffahrts-Organisation Leitlinien zur Unterstiitzung
bei der Untersuchung der Verbrechen der Seerduberei und bewaffneter Raubiiberfille auf Schiffe, iiberar-
beitete vorldufige Leitlinien fiir Schiffseigner, Schiffsbetreiber und Kapitdne betreffend den Einsatz von
privatem bewaffnetem Sicherheitspersonal an Bord von Schiffen im Hochrisikogebiet, {iberarbeitete vorlau-
fige Empfehlungen fiir Flaggenstaaten betreffend den Einsatz von privatem bewaffnetem Sicherheitsperso-
nal an Bord von Schiffen im Hochrisikogebiet, iiberarbeitete vorlaufige Empfehlungen fiir Hafen- und Kiis-
tenstaaten betreffend den Einsatz von privatem bewaffnetem Sicherheitspersonal an Bord von Schiffen im
Hochrisikogebiet, vorldufige Leitlinien flir private maritime Sicherheitsunternehmen, die privates bewaff-
netes Sicherheitspersonal an Bord von Schiffen in Hochrisikogebieten bereitstellen, und vorldufige Leitli-
nien fiir Flaggenstaaten betreffend Maflnahmen zur Verhiitung und Einddmmung der von Somalia ausge-
henden Seerduberei genehmigt hat;

111. legt den Staaten nahe, sicherzustellen, dass die ihre Flagge fiihrenden Schiffe Mafnahmen
zur Gefahrenabwehr auf dem Schiff anwenden, die im Einklang mit dem innerstaatlichen Recht und dem
Volkerrecht genehmigt wurden;

112.  nimmt Kenntnis von den Bemiihungen der Schifffahrtsindustrie, mit den Staaten bei deren
MaBnahmen gegen die Seerduberei vor der Kiiste Somalias zu kooperieren, insbesondere zur Unterstiitzung
der Schiffe, die dieses Gebiet durchfahren, und erinnert daran, dass die Versammlung der Internationalen
Seeschifffahrts-Organisation am 30. November 2011 die EntschlieBung A.1044(27) iiber Seerduberei und
bewaffnete Raubiiberfille auf Schiffe in den Gewéssern vor der Kiiste Somalias verabschiedet hat;

113.  verweist auf den am 29. Januar 2009 unter der Schirmherrschaft der Internationalen See-
schifffahrts-Organisation verabschiedeten Verhaltenskodex betreffend die Bekdmpfung der Seerduberei und
bewaffneter Raubiiberfélle auf Schiffe im westlichen Indischen Ozean und im Golf von Aden (Verhaltens-
kodex von Dschibuti), die Einrichtung des Treuhandfonds der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation
fiir den Dschibuti-Kodex, eines auf Initiative Japans geschaffenen Multi-Geber-Treuhandfonds, und die
laufenden Aktivitdten zur Anwendung des Verhaltenskodexes von Dschibuti;

114. bringt ihre tiefe Besorgnis iiber die hohe Zahl der Félle von Seerduberei und bewaffneten
Raubiiberfillen auf See im Golf von Guinea zum Ausdruck, erinnert daran, dass den Staaten in der Region
die fithrende Rolle dabei zukommt, die Bedrohung zu bekédmpfen, die von der Seerduberei und bewaffneten
Raubiiberfillen auf See im Golf von Guinea ausgeht, und ihre tieferen Ursachen anzugehen, begriiit den
am 25. Juni 2013 in Jaunde angenommenen Verhaltenskodex betreffend die Bekdmpfung der Seerduberei,
bewaftneter Raubiiberfille auf Schiffe und rechtswidriger Meerestatigkeiten in West- und Zentralafrika und

" Siehe $/2012/783, Ziff. 46.
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fordert die Staaten in der Region auf, den Verhaltenskodex so bald wie mdglich zu unterzeichnen und im
Einklang mit dem Volkerrecht, insbesondere dem Seerechtsiibereinkommen, umzusetzen;

115. fordert die Staaten nachdrucklich auf, sicherzustellen, dass die EntschlieBung A.1044(27) der
Versammlung der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation iiber Seerduberei und bewaffnete Raubiiber-
fille auf Schiffe in den Gewéssern vor der Kiiste Somalias vollstdndig durchgefiihrt wird,;

116. fordert die Staaten auf, sofern sie es nicht bereits getan haben, Vertragsparteien des Uberein-
kommens zur Bekampfung widerrechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit der Seeschifffahrt''* und des
Protokolls zur Bekdmpfung widerrechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit fester Plattformen, die sich
auf dem Festlandsockel befinden''?, zu werden, nimmt davon Kenntnis, dass das Protokoll von 2005 zum
Ubereinkommen zur Bekdmpfung widerrechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit der Seeschifffahrt''?
und das Protokoll von 2005 zum Protokoll von 1988 zur Bekdmpfung widerrechtlicher Handlungen gegen
die Sicherheit fester Plattformen, die sich auf dem Festlandsockel befinden'', am 28. Juli 2010 in Kraft
getreten sind, bittet die Staaten, sofern sie es nicht bereits getan haben, zu erwégen, Vertragsparteien dieser
Protokolle zu werden, und fordert die Vertragsstaaten nachdriicklich auf, geeignete MaBinahmen zu ergrei-
fen, um die wirksame Anwendung dieser Ubereinkiinfte sicherzustellen, gegebenenfalls durch die Verab-
schiedung von Rechtsvorschriften;

117. fordert die Staaten auf, den Internationalen Code fiir die Gefahrenabwehr auf Schiffen und in
Hafenanlagen und die Anderungen des Internationalen Ubereinkommens zum Schutz des menschlichen
Lebens auf See'” wirksam anzuwenden und mit der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation zusam-
menzuarbeiten, um den sicheren Schiffsverkehr zu fordern und gleichzeitig die Freiheit der Schifffahrt zu
gewihrleisten;

118. fordert alle Staaten nachdriicklich auf, in Zusammenarbeit mit der Internationalen Seeschiff-
fahrts-Organisation den Schutz von Offshore-Anlagen zu verbessern, indem siec MaBnahmen zur Verhiitung,
Meldung und Untersuchung von Gewalthandlungen gegen diese Anlagen im Einklang mit dem Vdlkerrecht
beschlieBen und innerstaatliche Rechtsvorschriften zur ordnungsgeméfen und angemessenen Anwendung
dieser Maflnahmen erlassen;

119. unterstreicht die Fortschritte bei der regionalen Zusammenarbeit, namentlich die Anstren-
gungen der Kiistenstaaten, zur Verbesserung der Sicherheit, der Gefahrenabwehr und des Umweltschutzes
in der Stra8e von Malakka und der Strale von Singapur und die Wirksamkeit des Kooperationsmechanis-
mus auf dem Gebiet der Sicherung der Schifffahrt und des Umweltschutzes in der StraBe von Malakka und
der Strafle von Singapur (,,Kooperationsmechanismus®) zur Férderung des Dialogs und zur Erleichterung
einer engen Zusammenarbeit zwischen den Kiistenstaaten, den Benutzerstaaten, der Schifffahrtsindustrie
und anderen Interessentragern im Einklang mit Artikel 43 des Seerechtsiibereinkommens, nimmt mit Aner-
kennung Kenntnis von der Abhaltung des sechsten Kooperationsforums am 7. und 8. Oktober 2013 in Kuta
(Indonesien), der sechsten Tagung des Projektkoordinierungsausschusses am 11. Oktober 2013 in Kuta und
der zehnten und elften Tagung des Ausschusses des Fonds fiir Navigationshilfen am 4. und 5. April 2013
beziechungsweise am 3. und 4. Oktober 2013 in Singapur, die zentrale Sdulen des Kooperationsmechanis-
mus darstellen, nimmt auBBerdem mit Anerkennung Kenntnis von der wichtigen Rolle des in Singapur an-
sdssigen Zentrums fiir den Informationsaustausch des Regionalen Kooperationsabkommens zur Bekdmp-
fung der Seerduberei und bewaftneter Raubiiberfille auf Schiffe in Asien und fordert die Staaten auf, ihre

"2 United Nations, Treaty Series, Vol. 1678, Nr. 29004. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 1990 II S. 494, 508;
LGBI. 2003 Nr. 46 und 47; 6BGBI. Nr. 406/1992; AS 1993 1910 1923.

'3 International Maritime Organization, Dokument LEG/CONF.15/21. Amtliche deutschsprachige Fassungen: 6BGBI. III
Nr. 85/2010; AS 2010 3355.

" International Maritime Organization, Dokument LEG/CONF.15/22. Amtliche deutschsprachige Fassungen: 6BGBI. III
Nr. 86/2010; AS 2010 3345.

"3 International Maritime Organization, Dokumente SOLAS/CONF.5/32 und 34 (amtliche deutschsprachige Fassung: dBGBL.
2003 II S. 2018) und Dokument MSC 81/25/Add.1, Anhang 2, EntschlieBung MSC.202(81), mit der das System zur Identifi-
zierung und Routenverfolgung von Schiffen iiber groBe Entfernungen eingefiihrt wurde (amtliche deutschsprachige Fassung:
dBGBI. 2009 1II S. 1226, Anlage, S. 36).
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Aufmerksamkeit sofort darauf zu richten, regionale Kooperationsvereinbarungen zu verabschieden, zu
schlieBen und durchzufiihren;

120. stellt fest, dass einige grenziiberschreitende organisierte kriminelle Tétigkeiten die rechtma-
Bige Nutzung der Ozeane bedrohen und das menschliche Leben auf See gefahrden;

121.  stellt fest, dass grenziiberschreitende organisierte kriminelle Tétigkeiten vielféltig sind und in
einigen Fillen miteinander verkniipft sein konnen und dass kriminelle Organisationen anpassungsfahig sind
und die Schwichen von Staaten, insbesondere von Kiistenstaaten und kleinen Inselentwicklungslédndern in
Transitgebieten, ausnutzen, und fordert die Staaten und die zusténdigen zwischenstaatlichen Organisationen
auf, die Zusammenarbeit und Koordinierung auf allen Ebenen zu verstirken, um die Schleusung von Mi-
granten, den Menschenhandel und den unerlaubten Handel mit Feuerwaffen im Einklang mit dem Vdlker-
recht aufzudecken und zu bekdmpfen;

122. erkennt an, wie wichtig es ist, die internationale Zusammenarbeit auf allen Ebenen zu ver-
starken, um grenziiberschreitende organisierte kriminelle Tatigkeiten, namentlich den unerlaubten Handel
mit Suchtstoffen und psychotropen Stoffen, im Rahmen der Ubereinkiinfte der Vereinten Nationen gegen
den unerlaubten Drogenhandel sowie die Schleusung von Migranten, den Menschenhandel und den uner-
laubten Handel mit Feuerwaffen und kriminelle Tatigkeiten auf See, die unter den Geltungsbereich des
Ubereinkommens der Vereinten Nationen gegen die grenziiberschreitende organisierte Kriminalitit''® fal-
len, zu bekdmpfen;

123. fordert die Staaten auf, sofern sie es nicht bereits getan haben, zu erwégen, Vertragsparteien
des Zusatzprotokolls gegen die Schleusung von Migranten auf dem Land-, See- und Luftweg zum Uberein-
kommen der Vereinten Nationen gegen die grenziiberschreitende organisierte Kriminalitit''’, des Zusatz-
protokolls gegen die unerlaubte Herstellung von Feuerwaffen, deren Teilen, Komponenten und Munition
sowie gegen den unerlaubten Handel damit zum Ubereinkommen der Vereinten Nationen gegen die grenz-
{iberschreitende organisierte Kriminalitit''® sowie des Zusatzprotokolls zur Verhiitung, Bekampfung und
Bestrafung des Menschenhandels, insbesondere des Frauen- und Kinderhandels, zum Ubereinkommen der
Vereinten Nationen gegen die grenziiberschreitende organisierte Kriminalitit''® zu werden und geeignete
MaBnahmen zur Gewéhrleistung ihrer wirksamen Durchfiihrung zu treffen;

124. fordert die Staaten auf, im Einklang mit dem Volkerrecht, insbesondere dem Seerechtsiiber-
einkommen, die Freiheit der Schifffahrt, die Sicherheit der Schifffahrt und das Recht der Transitdurchfahrt,
der Durchfahrt auf Archipelschifffahrtswegen und der friedlichen Durchfahrt zu gewéhrleisten;

125. begrift die Tatigkeit der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation zum Schutz der Schiff-
fahrtswege von strategischer Wichtigkeit und Bedeutung, insbesondere zur Verbesserung der Sicherheit, der
Gefahrenabwehr und des Umweltschutzes in Meerengen, die der internationalen Schifffahrt dienen, und
fordert die Internationale Seeschifffahrts-Organisation, die Meerengenanliegerstaaten und die Benutzerstaa-
ten auf, ihre Zusammenarbeit fortzusetzen, um im Einklang mit dem Volkerrecht, insbesondere dem See-
rechtsiibereinkommen, jederzeit die Sicherheit, die Gefahrenabwehr und den Umweltschutz in diesen
Meerengen zu gewahrleisten und sie fiir die internationale Schifffahrt offen zu halten;

126. fordert die Staaten, die Benutzer oder Anlieger von der internationalen Schifffahrt dienenden
Meerengen sind, auf, auch weiterhin in Fragen betreffend die Sicherheit der Schifffahrt, namentlich Sicher-
heitsanlagen fiir die Schifffahrt, sowie bei der Verhiitung, Verringerung und Uberwachung der Verschmut-
zung durch Schiffe einvernehmlich zusammenzuarbeiten, und begriifit die diesbeziliglichen Entwicklungen;

16 United Nations, Treaty Series, Vol. 2225, Nr. 39574. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 2005 II S. 954, 956;
LGBI. 2008 Nr. 72; 6BGBI. III Nr. 84/2005; AS 2006 5861.

"7 Ebd., Vol. 2241, Nr. 39574. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBL. 2005 1I S. 954, 1007; LGBI. 2008 Nr. 73;
6BGBI. III Nr. 11/2008; AS 2006 5899.

"8 Ebd., Vol. 2326, Nr. 39574. Amtliche deutschsprachige Fassungen: LGBl 2014 Nr. 24; 6BGBL III N r. 296/2013;
AS 2013 65.

""" Ebd., Vol. 2237, Nr. 39574. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBL. 2005 II S. 954, 995; LGBI. 2008 Nr. 74;
6BGBI. IIT Nr. 220/2005; AS 2006 5917.
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127. fordert die Staaten, die die Anderungen der Regel XI-1/6 des Internationalen Ubereinkom-
mens von 1974 zum Schutz des menschlichen Lebens auf See'*’ angenommen haben, auf, den Code iiber
internationale Normen und empfohlene Verfahrensweisen fiir die Sicherheitsuntersuchung eines Seeunfalls
oder eines Vorkommnisses auf See'?' umzusetzen, der am 1. Januar 2010 in Kraft getreten ist;

128. fordert die Staaten auf, sofern sie es nicht bereits getan haben, zu erwégen, Mitglieder der
Internationalen Hydrographischen Organisation zu werden, legt allen Mitgliedern dieser Organisation nahe,
Antrage von Staaten auf Mitgliedschaft in der Organisation im Einklang mit den anwendbaren Regeln und
Verfahren aktiv zu priifen, und legt allen Staaten eindringlich nahe, mit dieser Organisation zusammenzuar-
beiten, um den Erfassungsbereich hydrographischer Informationen weltweit auszudehnen und so den Ka-
pazititsaufbau und die technische Hilfe zu verstirken und eine sichere Schifffahrt zu fordern, vor allem
durch die Herstellung und Verwendung genauer elektronischer Schifffahrtskarten, insbesondere in den Ge-
bieten, die der internationalen Schifffahrt dienen, in Hafen und dort, wo sich gefdhrdete oder geschiitzte
Meeresgebiete befinden;

129. ermutigt die Staaten, ihre Anstrengungen zur Umsetzung aller Teilbereiche des vom Gouver-
neursrat der Internationalen Atomenergie-Organisation im Mérz 2004 gebilligten Aktionsplans fiir die Si-
cherheit des Transports von radioaktiven Materialien fortzusetzen;

130. nimmt davon Kenntnis, dass die Einstellung des Transports radioaktiver Materialien durch
Regionen kleiner Inselentwicklungslénder ein erwiinschtes Endziel dieser und einiger anderer Lénder ist,
erkennt das Recht der freien Schifffahrt in Ubereinstimmung mit dem Volkerrecht an und stellt fest, dass
die Staaten den Dialog und Konsultationen aufrechterhalten sollen, insbesondere unter dem Dach der Inter-
nationalen Atomenergie-Organisation und der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation, mit dem Ziel,
das gegenseitige Verstindnis, die Vertrauensbildung und die Kommunikation in B ezug auf den sicheren
Seetransport radioaktiver Materialien zu verbessern, dass die Staaten, die am Transport solcher Materialien
beteiligt sind, nachdriicklich aufgefordert sind, den Dialog mit den kleinen Inselentwicklungsléndern und
anderen Staaten fortzufiihren, um deren Anliegen zu beriicksichtigen, und dass es zu diesen Anliegen ge-
hort, im Rahmen geeigneter Foren internationale Regulierungssysteme zur Verbesserung der Sicherheit, der
Offenlegung, der Haftung, der Gefahrenabwehr und der Entschddigungen im Zusammenhang mit solchen
Transporten weiterzuentwickeln und zu stéarken;

131. st sich im Zusammenhang mit Ziffer 130 der dkologischen und wirtschaftlichen Folgen be-
wusst, die Vorkommnisse und Unfille auf See fiir die Kiistenstaaten haben konnen, insbesondere in Verbin-
dung mit dem Transport radioaktiver Materialien, und betont, wie wichtig ein wirksames Regelwerk fiir die
Haftung in dieser Hinsicht ist;

132.  legt den Staaten nahe, Plane fiir die Anwendung der von der Internationalen Seeschifffahrts-
Organisation am 5. Dezember 2003 angenommenen Richtlinien iiber Notliegeplitze fiir auf Hilfe angewie-
sene Schiffe'?? auszuarbeiten und Verfahren dafiir festzulegen;

133. bittet die Staaten, sofern sie es nicht bereits getan haben, zu erwédgen, Vertragsparteien des
Internationalen Ubereinkommens von Nairobi von 2007 iiber die Beseitigung von Wracks'> zu werden;

134. ersucht die Staaten, geeignete MaBnahmen in Bezug auf ihre Flagge fiihrende oder in ihrem
Schiffsregister gefiihrte Schiffe zu ergreifen, um den Gefahren fiir die Schifffahrt oder die Meeresumwelt
entgegenzuwirken, die von Wracks und treibender oder gesunkener Fracht ausgehen konnen;

135. fordert die Staaten auf, sicherzustellen, dass die Kapiténe der ihre Flagge fithrenden Schiffe
die durch die einschligigen Ubereinkiinfte'** vorgeschriebenen Schritte unternehmen, um Personen in See-

12 International Maritime Organization, Dokument MSC 84/24/Add.1, Anhang 3, EntschlieBung MSC.257(84). Amtliche
deutschsprachige Fassung: dBGBI. 2010 II S. 457, 467.

"2 International Maritime Organization, Dokument MSC 84/24/Add.1, Anhang 1, EntschlieBung MSC.255(84).

'2 International Maritime Organization, Assembly, EntschlieBung A.949(23).

'2 International Maritime Organization, Dokument LEG/CONF.16/19. Amtliche deutschsprachige Fassung: dBGBI. 2013 11 S. 530.

124 Internationales Ubereinkommen von 1974 zum Schutz des menschlichen Lebens auf See, Internationales Ubereinkommen

von 1979 iiber den Such- und Rettungsdienst auf See in seiner gednderten Fassung, Seerechtsiibereinkommen der Vereinten
Nationen von 1982 und Internationales Ubereinkommen von 1989 iiber Bergung.
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not Hilfe zu leisten, und legt den Staaten eindringlich nahe, zusammenzuarbeiten und alle erforderlichen
MafBnahmen zu treffen, um sicherzustellen, dass die Anderungen des Internationalen Ubereinkommens
iiber den Such- und Rettungsdienst auf See'” und des Internationalen Ubereinkommens zum Schutz des
menschlichen Lebens auf See'* betreffend die Verbringung von auf See geretteten Personen an einen si-
cheren Ort sowie die dazugehérigen Richtlinien fiir die Behandlung von auf See geretteten Personen'?’
wirksam durchgefiihrt werden;

136.  vermerkt, dass die Internationale Seeschifffahrts-Organisation die Vorschrift I11/17-1'* des
Internationalen Ubereinkommens zum Schutz des menschlichen Lebens auf See sowie die damit zusam-
menhingenden Richtlinien fiir die Erarbeitung von Planen und Verfahren fiir das Bergen von Personen aus
dem Wasser angenommen hat;

137. erkennt an, dass alle Staaten ihre Such- und Rettungspflichten gemid dem Vélkerrecht, ein-
schlieBlich des Seerechtsiibereinkommens, erfiillen miissen und dass es nach wie vor notwendig ist, dass
die Internationale Seeschifffahrts-Organisation und andere zustdndige Organisationen insbesondere den
Entwicklungslandern dabei behilflich sind, sowohl ihre Such- und Rettungskapazititen auszubauen, unter
anderem durch die Schaffung zusitzlicher Zentren fiir die Rettungskoordinierung und untergeordneter Re-
gionalzentren, als auch wirksame Maflnahmen zu ergreifen, um im Rahmen des Mdglichen die Frage see-
untiichtiger Schiffe und kleiner Wasserfahrzeuge in ihrem nationalen Hoheitsbereich anzugehen, und hebt
in dieser Hinsicht hervor, wie wichtig die Zusammenarbeit fiir diese Zwecke ist, einschlieBlich im Rahmen

des Internationalen Ubereinkommens von 1979 iiber den Such- und Rettungsdienst auf See'*’;

138.  begrifit die laufende Arbeit der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation in Bezug auf die
Ausschiffung von auf See geretteten Personen und stellt in dieser Hinsicht fest, dass es notwendig ist, alle
einschligigen internationalen Ubereinkiinfte durchzufiihren, und wie wichtig es ist, dass die Staaten gemiB
diesen Ubereinkiinften zusammenarbeiten;

139.  bittet die Staaten, die von der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation am 2. Dezember
2010 angenommenen Uberarbeiteten Leitlinien iiber die Verhinderung des Zugangs blinder Passagiere und
die Aufteilung der Zusténdigkeiten fiir die erfolgreiche Regelung von Fillen blinder Passagiere ** umzuset-
zen;

140. fordert die Staaten auf, auch weiterhin bei der Ausarbeitung umfassender Ansétze fiir die
internationale Migration und Entwicklung zusammenzuarbeiten, einschlieSlich im Wege des Dialogs iiber
alle ihre Aspekte;

141. fordert die Staaten aulRerdem auf, MaBnahmen zum Schutz unterseeischer Glasfaserkabel zu
ergreifen und die Fragen im Zusammenhang mit diesen Kabeln umfassend anzugehen, geméll dem Volker-
recht, wie es im Seerechtsiibereinkommen zum Ausdruck kommt;

142.  ermutigt die Staaten und die zustdndigen regionalen und globalen Organisationen, den Dia-
log und die Zusammenarbeit untereinander im Rahmen von Arbeitstagungen und Seminaren iiber den
Schutz und die Unterhaltung unterseeischer Glasfaserkabel zu verstirken, um die Sicherheit dieser grund-
legend wichtigen Kommunikationsinfrastruktur zu férdern;

2 International Maritime Organization, Dokument MSC 78/26/Add.1, Anhang 5, EntschlieBung MSC.155(78). Amtliche
deutschsprachige Fassung: dBGBI. 2007 II S. 782.

126 International Maritime Organization, Dokument MSC 78/26/Add.1, Anhang 3, EntschlieBung MSC.153(78). Amtliche
deutschsprachige Fassung: dBGBI. 2008 II S. 390, 400.

"*" International Maritime Organization, Dokument MSC 78/26/Add.2, Anhang 34, EntschlieBung MSC.167(78). In Deutsch
verfiigbar unter http://www.bsh.de/de/Schifffahrt/Sportschifffahrt/Berichtigungsservice NfS/Schifffahrtsvorschriften/2009/
Beilage10-2009.pdf.

128 International Maritime Organization, Dokument MSC 91/22/Add.1, Anhang 2, EntschlieBung MSC.338(91).
12 United Nations, Treaty Series, Vol. 1405, Nr. 23489. Amtliche deutschsprachige Fassung: dBGBI. 1982 11 S. 485.
10 International Maritime Organization, Dokument MSC 88/26/Add.1, Anhang 6, EntschlieBung MSC.312(88).
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143. ermutigt die Staaten aullerdem, Gesetze und sonstige Vorschriften betreffend die vorsitzliche
oder fahrlassige Unterbrechung oder Beschiadigung unterseeischer Kabel oder Rohrleitungen auf Hoher See
durch ein ihre Flagge fiihrendes Schiff oder durch eine ihrer Gerichtsbarkeit unterstehende Person zu erlas-
sen, gemifl dem Volkerrecht, wie es im Seerechtsiibereinkommen zum Ausdruck kommt;

144. bekraftigt, wie wichtig es ist, unterseeische Kabel zu warten und auch zu reparieren, gemaf3
dem Volkerrecht, wie es im Seerechtsiibereinkommen zum Ausdruck kommt;

145.  bekréftigt, dass die Flaggen-, Hafen- und Kiistenstaaten sdmtlich die Verantwortung dafiir
tragen, die wirksame Durchfiihrung und Durchsetzung der internationalen Ubereinkiinfte betreffend die
Gefahrenabwehr in der Schifffahrt und die Sicherheit der Schifffahrt im Einklang mit dem Voélkerrecht,
insbesondere dem Seerechtsiibereinkommen, zu gewihrleisten, und dass die Flaggenstaaten die Hauptver-
antwortung tragen, die noch weiter gestirkt werden muss, so auch durch mehr Transparenz in Bezug auf
die Eigentumsverhéltnisse bei Schiffen;

146. fordert die Flaggenstaaten, die weder iiber eine effektive Schifffahrtsverwaltung noch tiber
einen angemessenen rechtlichen Rahmen verfiigen, nachdrlcklich auf, die Infrastruktur-, Gesetzgebungs-
und Durchsetzungskapazititen auf- oder auszubauen, die notwendig sind, um die wirksame Einhaltung,
Durchfithrung und Durchsetzung ihrer Verpflichtungen nach dem Vélkerrecht, insbesondere dem See-
rechtsiibereinkommen, zu gewdhrleisten, und bis zur Ergreifung diesbeziiglicher Maflnahmen zu erwégen,
keine neuen Schiffe zum Fiihren ihrer Flagge zu berechtigen, keine Schiffe mehr zu registrieren bezie-
hungsweise kein Register zu 6ffnen, und fordert die Flaggen- und Hafenstaaten auf, alle mit dem Volker-
recht vereinbaren notwendigen MaBnahmen zu treffen, um den Betrieb von Schiffen, die nicht den gelten-
den Normen entsprechen, zu verhindern;

147. erkennt an, dass die Regeln und Normen fiir die internationale Schifffahrt, die von der Inter-
nationalen Seeschifffahrts-Organisation in Bezug auf die Sicherheit der Schifffahrt, die Effizienz der Navi-
gation und die Verhiitung und Uberwachung der Meeresverschmutzung verabschiedet wurden, im Zusam-
menspiel mit den bewéhrten Verfahren der Schifffahrtsindustrie zu einem erheblichen Riickgang der Seeun-
falle und Verschmutzungsereignisse gefiihrt haben, ermutigt alle Staaten, sich an dem Freiwilligen Audit-
Verfahren fiir die Mitgliedstaaten der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation'>' zu beteiligen, und
nimmt Kenntnis von dem Beschluss der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation, dieses Verfahren

schrittweise zu institutionalisieren'*?;

148. begrift die laufenden Arbeiten der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation zur Erstel-
lung eines verbindlichen Kodexes fiir in Polargewéssern tétige Schiffe (,,Polarkodex*) und legt den Staaten
und den zustindigen internationalen Organisationen und Organen nahe, weitere Anstrengungen zur Fertig-
stellung des Polarkodexes in dem vereinbarten Rahmen zu unterstiitzen, damit er so bald wie moglich in
Kraft treten kann;

149. erkennt an, dass die Sicherheit der Schifffahrt auch durch wirksame Hafenstaatkontrolle, die
Starkung der regionalen Abmachungen und die erhéhte Koordinierung und Zusammenarbeit zwischen
ihnen sowie durch verstirkten Informationsaustausch, namentlich zwischen den Sektoren, die sich mit Si-
cherheit und Gefahrenabwehr befassen, verbessert werden kann;

150. legt den Flaggenstaaten nahe, geeignete Maflnahmen zu ergreifen, damit sie die Anerken-
nung durch die zwischenstaatlichen Mechanismen erlangen oder aufrechterhalten, die den Flaggenstaaten
die zufriedenstellende Erfiillung ihrer Verpflichtungen bescheinigen, gegebenenfalls einschlieBlich der be-
stindigen Erzielung zufriedenstellender Ergebnisse bei den im Rahmen der Hafenstaatkontrolle durchge-
fiihrten Priifungen, mit dem Ziel, die Qualitdt der Schifffahrt zu verbessern und die Durchfiihrung der ein-
schligigen Ubereinkiinfte der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation durch die Flaggenstaaten wie
auch die Verwirklichung der einschldgigen Ziele dieser Resolution zu fordern;

1 International Maritime Organization, Assembly, EntschlieBung A.946(23).

2 International Maritime Organization, Assembly, EntschlieBung A.1018(26).
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IX
Meeresumwelt und Meeresressourcen

151. betont erneut, wie wichtig die Durchfiihrung von Teil XII des Seerechtsiibereinkommens
dafiir ist, die Meeresumwelt und ihre lebenden Meeresressourcen vor Verschmutzung und physischer Scha-
digung zu schiitzen und zu bewahren, und fordert alle Staaten auf, zusammenzuarbeiten und direkt oder
iiber die zustéindigen internationalen Organisationen mit dem Ubereinkommen vereinbare MaBnahmen zum
Schutz und zur Bewahrung der Meeresumwelt zu ergreifen;

152. erinnert daran, dass die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen* mit Besorgnis feststellten,
dass die Meeresverschmutzung die Gesundheit der Ozeane und die biologische Vielfalt der Meere beein-
trachtigt, namentlich durch Meeresmiill, insbesondere Plastik, persistente organische Schadstoffe, Schwer-
metalle und Stickstoffverbindungen, aus einer Vielzahl von Quellen auf dem Meer und dem Festland, dar-
unter Eintrdge durch die Schifffahrt und vom Lande aus, dass sich die Staaten zu Mafinahmen zur Senkung
der Zahl der Verschmutzungsereignisse und ihrer Auswirkungen auf die Meeresdkosysteme verpflichtet
haben, namentlich indem sie die im Rahmen der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation angenomme-
nen einschligigen Ubereinkommen wirksam durchfiihren und maBgebliche Initiativen, darunter das Welt-
aktionsprogramm zum Schutz der Meeresumwelt gegen vom Lande ausgehende Titigkeiten'*, weiterver-
folgen und zu diesem Zweck koordinierte Strategien beschlieBen, und dass sie sich ferner verpflichtet ha-
ben, auf der Grundlage der gesammelten wissenschaftlichen Daten Maflnahmen zu ergreifen, um den Mee-
resmiill bis 2025 erheblich zu verringern und so eine Schiadigung der Kiisten- und Meeresumwelt zu ver-
hindern;

153.  nimmt Kenntnis von der Arbeit der Zwischenstaatlichen Sachverstindigengruppe tiber Kli-
maénderungen, einschlieBlich ihrer jlingsten Erkenntnisse iiber die Versauerung der Ozeane, und legt in
dieser Hinsicht den Staaten und den zustdndigen internationalen Organisationen und anderen einschlégigen
Institutionen nahe, einzeln und in Zusammenarbeit dringend weitere Forschungsarbeiten {iber die Versaue-
rung der Ozeane, vor allem Beobachtungs- und Messprogramme, durchzufiihren, insbesondere in Anbe-
tracht der laufenden Arbeiten im Rahmen des Ubereinkommens iiber die biologische Vielfalt'** und der
Ziffer 23 des Beschlusses XI/18, der auf der vom 8. bis 19. Oktober 2012 in Hyderabad (Indien) abgehalte-
nen elften Tagung der Konferenz der Vertragsparteien des Ubereinkommens iiber die biologische Vielfalt
verabschiedet wurde'**, und sich auf nationaler, regionaler und weltweiter Ebene verstirkt darum zu bemii-
hen, das Ausmal} der Versauerung der Ozeane und die negativen Auswirkungen dieser Versauerung auf
empfindliche marine Okosysteme, insbesondere Korallenriffe, anzugehen;

154. erinnert daran, dass die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen“ zur Unterstiitzung von In-
itiativen aufforderten, die sich gegen die Versauerung der Ozeane und die Auswirkungen des Klimawandels
auf die Okosysteme und Ressourcen der Meere und Kiisten richten, und in dieser Hinsicht erneut erklarten,
dass sie gemeinsam darauf hinwirken miissen, die weitere Versauerung der Ozeane zu verhiiten sowie die
Resilienz der Meeresokosysteme und der zur Existenzsicherung auf sie angewiesenen Gemeinwesen zu
stirken und die wissenschaftliche Meeresforschung, die Uberwachung und Beobachtung der Versauerung
der Ozeane und besonders empfindlicher Okosysteme zu unterstiitzen, namentlich durch verstirkte interna-
tionale Zusammenarbeit zu diesem Zweck;

155. stellt mit Besorgnis fest, dass der Séduregehalt des oberflichennahen Meerwassers seit Beginn
des Industriezeitalters um etwa 30 Prozent gestiegen ist'*® und dass mit der anhaltenden und bestiirzenden
Versauerung der Ozeane der Erde Auswirkungen aller Art verbunden sind, und fordert die Staaten nach-
driicklich auf, mit erheblichen Anstrengungen gegen die Ursachen der Versauerung der Ozeane anzugehen

'3 A/51/116, Anlage I1.

13 United Nations, Treaty Series, Vol. 1760, Nr. 30619. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 1993 II S. 1741; LGBI.
1998 Nr. 39; 5BGBI. Nr. 213/1995; AS 1995 1408.

133 Siche United Nations Environment Programme, Dokument UNEP/CBD/COP/11/35, Anhang I.

13 Wie aus dem Bericht von 2013 der Arbeitsgruppe 1 der Zwischenstaatlichen Sachverstindigengruppe iiber Klimaénderun-
gen iiber die physikalischen wissenschaftlichen Grundlagen der Klimaédnderungen hervorgeht.
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und deren Auswirkungen weiter zu untersuchen und zu minimieren, die diesbeziigliche lokale, nationale,
regionale und globale Zusammenarbeit zu verstirken, einschlieBlich des Austauschs einschligiger Informa-
tionen, und Schritte zu unternehmen, um die Meeresdkosysteme gegeniiber den Auswirkungen der Versaue-
rung der Ozeane widerstandsfahiger zu machen;

156. wirdigt die Aufmerksamkeit, die der Versauerung der Ozeane unldngst auf der vierzehnten
Tagung des Informellen Beratungsprozesses gewidmet wurde, und verpflichtet sich, dieser wichtigen Frage
auch weiterhin Aufmerksamkeit zu widmen, unter anderem durch die Beriicksichtigung der ersten globalen
integrierten Meeresbewertung und der laufenden Arbeiten des kiirzlich eingerichteten Internationalen Ko-
ordinierungszentrums fiir Fragen der Ozeanversauerung der Internationalen Atomenergie-Organisation;

157. legt den Staaten nahe, ihre wissenschaftliche Tatigkeit einzeln oder in Zusammenarbeit mit
den zustdndigen internationalen Organisationen und Organen auszubauen, um die Auswirkungen der Kli-
madnderungen auf die Meeresumwelt und die biologische Vielfalt der Meere besser verstehen zu lernen
und Mittel und Wege der Anpassung zu entwickeln, gegebenenfalls unter Beriicksichtigung des Vorsor-
geansatzes und von Okosystemansitzen;

158. legt den Staaten nahe, sofern sie es nicht bereits getan haben, Vertragsparteien der internatio-
nalen Ubereinkiinfte zum Schutz und zur Bewahrung der Meeresumwelt und ihrer lebenden Meeresres-
sourcen vor der Einbringung schédlicher Wasserorganismen und Krankheitserreger, vor Meeresverschmut-
zung jedweden Ursprungs, einschlieBlich des Einbringens von Abféllen und sonstigen Stoffen, und vor an-
deren Formen physischer Schidigung sowie derjenigen Ubereinkiinfte, die eine Vorsorge, Bekimpfung und
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Verschmutzung vorsehen und Bestimmungen zur Haftung und Ent-
schidigung fiir Schiden aufgrund von Meeresverschmutzung enthalten, zu werden und die mit dem Vdlker-
recht, namentlich dem Seerechtsiibereinkommen, vereinbaren notwendigen Maflnahmen zur Durchfiihrung
und Durchsetzung der in diesen Ubereinkiinften enthaltenen Regeln zu beschlieBen;

159. erinnert daran, dass die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen* feststellten, dass invasive
gebietsfremde Arten fiir die Okosysteme und Ressourcen der Meere eine erhebliche Bedrohung darstellen,
und sich verpflichteten, Malnahmen durchzufiihren, um die Einbringung invasiver gebietsfremder Arten zu
verhiiten und ihre schiadlichen Auswirkungen auf die Umwelt einzuddimmen, darunter nach Bedarf die im
Rahmen der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation beschlossenen Mallnahmen;

160. legt den Staaten nahe, direkt oder iiber die zusténdigen internationalen Organisationen die
angemessene und im Einklang mit dem Vélkerrecht, namentlich dem Seerechtsiibereinkommen, erfolgende
Weiterentwicklung und Anwendung der Prozesse zur Umweltvertrdglichkeitspriifung fiir geplante, ihren
Hoheitsbefugnissen oder ihrer Kontrolle unterstehende Tétigkeiten, die eine wesentliche Verschmutzung
oder betrichtliche und schadliche Verdnderungen der Meeresumwelt zur Folge haben konnen, zu erwégen,
und befiirwortet auBerdem die Ubermittlung der Berichte iiber die Ergebnisse dieser Priifungen an die zu-
stindigen internationalen Organisationen im Einklang mit dem Ubereinkommen;

161. legt den Staaten nahe, sofern sie es nicht bereits getan haben, Vertragsparteien der Regional-
meeriibereinkommen zu werden, deren Ziel der Schutz und die Bewahrung der Meeresumwelt ist;

162. legt den Staaten nahe, im Einklang mit dem Volkerrecht, namentlich dem Seerechtsiiberein-
kommen und anderen einschldgigen Rechtsinstrumenten, entweder auf bilateraler oder auf regionaler Ebe-
ne gemeinsam Notfallpldne zu erarbeiten und zu fordern, um Verschmutzungsereignissen sowie anderen
Ereignissen zu begegnen, bei denen die Wahrscheinlichkeit besteht, dass sie erhebliche nachteilige Auswir-
kungen auf die Meeresumwelt und die biologische Vielfalt der Meere haben;

163. stellt fest, wie wichtig es ist, das Verstindnis der Auswirkungen der Klimadnderung auf Oze-
ane und Meere zu verbessern, und erinnert daran, dass die Staaten in ,,.Die Zukunft, die wir wollen® fest-
stellten, dass das Ansteigen des Meeresspiegels und die Kiistenerosion fiir viele Kiistenregionen und Inseln,
insbesondere in Entwicklungslidndern, eine ernste Gefahr darstellen, und in dieser Hinsicht die internationa-
le Gemeinschaft aufforderten, verstérkte Anstrengungen zur Bewéltigung dieser Herausforderungen zu un-
ternehmen;

164. stellt mit Besorgnis fest, dass die Gesundheit der Ozeane und die biologische Vielfalt der
Meere durch Meeresmiill, insbesondere Plastik, aus Quellen auf dem Festland und dem Meer beeintrichtigt
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werden, und ist sich daher der Notwendigkeit bewusst, die Quellen, die Mengen, die Wege, die Verteilungs-
trends, die Beschaffenheit und die Auswirkungen von Meeresmiill besser zu verstehen;

165. begrifit die Aktivitdten, die die zustdndigen Organe und Organisationen der Vereinten Natio-
nen, namentlich das Umweltprogramm der Vereinten Nationen, unternehmen, um die Quellen und Auswir-
kungen von Meeresmiill anzugehen, sowie die im Rahmen des Ubereinkommens zur Erhaltung der wan-
dernden wildlebenden Tierarten'*’ im Zusammenhang mit Meeresmiill getroffenen MaBnahmen, insbeson-
dere die Verabschiedung der Resolution 10.4 iiber Meeresmiill durch die Konferenz der Vertragsparteien
dieses Ubereinkommens auf ihrer vom 20. bis 25. November 2011 in Bergen (Norwegen) abgehaltenen
zehnten Tagung;

166. ermutigt die Staaten, weiter Partnerschaften mit der Industrie und der Zivilgesellschaft auf-
zubauen, um das Ausmal} der Auswirkungen des Meeresmiills auf die Gesundheit und die Produktivitit der
Meeresumwelt und des daraus resultierenden wirtschaftlichen Schadens stirker ins Bewusstsein zu riicken;

167. fordert die Staaten nachdricklich auf, das Problem des Meeresmiills in ihre nationalen und
gegebenenfalls regionalen Strategien zur Abfallbehandlung, insbesondere in der Kiistenzone, in Héafen und
in maritimen Industrien, namentlich Recycling, Wiederverwendung, Verringerung und Entsorgung, einzu-
binden, den Aufbau einer Infrastruktur fiir die integrierte Abfallwirtschaft zu erwigen und zur Behebung
dieses Problems die Entwicklung geeigneter wirtschaftlicher Anreize mit dem Ziel der Reduzierung des
Meeresmiills zu fordern, namentlich die Entwicklung von Kostendeckungssystemen, die einen Anreiz zur
Nutzung von Hafenauffanganlagen bieten und Schiffe davon abbringen, Miill ins Meer einzubringen, und
die Unterstiitzung von MaBnahmen zur Verhiitung, Verringerung und Uberwachung der Verschmutzung
ungeachtet ihres Ursprungs, einschlieBlich vom Lande aus, wie etwa lokale Mafinahmen zur Reinigung und
Uberwachung von Kiisten und Wasserstraen, und legt den Staaten nahe, in Zusammenarbeit auf regionaler
und subregionaler Ebene mogliche Quellen von Meeresmiill sowie die Kiisten- und Meeresstellen, an de-
nen er sich ansammelt, zu ermitteln und gemeinsame Programme zur Vermeidung und Wiedergewinnung
von Meeresmiill auszuarbeiten und durchzufithren und das Problem des Meeresmiills stirker ins Bewusst-
sein zu riicken;

168. nimmt Kenntnis von der Arbeit der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation zur Verhii-
tung der Verschmutzung durch Schiffsmiill und begriilt es, dass die iiberarbeitete Anlage V (Verhiitung der
Verschmutzung durch Schiffsmiill) des Internationalen Ubereinkommens von 1973 zur Verhiitung der Mee-
resverschmutzung durch Schiffe in der Fassung des Protokolls von 1978"** am 1. Januar 2013 in Kraft ge-
treten ist;

169. nimmt auBerdem Kenntnis von der Arbeit der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation
zur Verhiitung der Verschmutzung durch Schiffsabwasser, begriiBt es, dass die Anderungen der Anlage IV
des Internationalen Ubereinkommens von 1973 zur Verhiitung der Meeresverschmutzung durch Schiffe in
der Fassung des Protokolls von 1978 iiber die mogliche Schaffung von Sondergebieten zur Verhiitung die-
ser Verschmutzung am 1. Januar 2013 in Kraft getreten sind, und nimmt in dieser Hinsicht Kenntnis von
der Festlegung der Ostsee als erstes Sondergebiet nach Anlage IV'*’;

170. legt den Staaten nahe, sofern sie es nicht bereits getan haben, Vertragsparteien des Protokolls
von 1997 (Anlage VI — Regeln zur Verhiitung der Luftverunreinigung durch Schiffe) zu dem Internationa-
len Ubereinkommen von 1973 zur Verhiitung der Meeresverschmutzung durch Schiffe in der Fassung des

137 United Nations, Treaty Series, Vol. 1651, Nr. 28395. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 1984 11 S. 569; LGBI.
1998 Nr. 156; 6BGBL. III Nr. 149/2005; AS 1996 2354.

18 International Maritime Organization, Dokument MEPC 62/24 und Corr.1 und 2, Anhang 13, EntschlieBung MEPC.201(62)
(amtliche deutschsprachige Fassung: dBGBL. 2012 II S. 1194, 1206) und Dokument MEPC 63/23/Add.1 und Corr.1, Anhang
24, EntschlieBung MEPC.219(63) (amtliche deutschsprachige Fassung: Verkehrsblatt des Bundesministeriums fiir Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung, Ausgabe Nr. 20/2012, S. 795 und Beilage).

" International Maritime Organization, Dokument MEPC 62/24 und Corr.1 und 2, Anhang 12, EntschlieBung MEPC.200(62).
Amtliche deutschsprachige Fassung: dBGBI. 2012 1T S. 1194, 1195.
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Protokolls von 1978 zu werden, und nimmt davon Kenntnis, dass die Anderungen der Anlage VI iiber Re-
geln betreffend die Energieeffizienz von Schiffen'*” am 1. Januar 2013 in Kraft getreten sind;

171. legt den Staaten auflerdem nahe, sofern sie es nicht bereits getan haben, Vertragsparteien des
Protokolls von 1996 zum Ubereinkommen von 1972 iiber die Verhiitung der Meeresverschmutzung durch
das Einbringen von Abfillen und anderen Stoffen (,,Londoner Protokoll*) zu werden und dartiber hinaus
das Internationale Ubereinkommen von 2004 zur Kontrolle und Behandlung von Ballastwasser und Sedi-
menten von Schiffen'*' zu ratifizieren beziehungsweise ihm beizutreten, damit es bald in Kraft treten kann;

172.  nimmt Kenntnis von den laufenden Arbeiten der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation
und der EntschlieBung iiber die Richtlinien und Praktiken der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation
betreffend die Senkung der durch Schiffe freigesetzten Treibhausgase'*;

173. fordert die Staaten nachdrucklich auf, bei der Behebung des Mangels an Hafenauffanganla-
gen fiir Abfille im Einklang mit dem Aktionsplan zusammenzuarbeiten, der von der Internationalen See-
schifffahrts-Organisation ausgearbeitet wurde, um das Problem unzureichender Hafenauffanganlagen fiir
Abfille anzugehen;

174. erkennt an, dass der groBte Teil der Schadstoffbelastung der Ozeane aus vom Lande ausge-
henden Tétigkeiten stammt und die produktivsten Gebiete der Meeresumwelt beeintréchtigt, und fordert die
Staaten auf, mit Vorrang das Weltaktionsprogramm zum Schutz der Meeresumwelt gegen vom Lande aus-
gehende Tatigkeiten durchzufiihren und alle geeigneten Mafinahmen zu ergreifen, um den in der Erkldrung
von Manila iiber die Forderung der Durchfiihrung des Weltaktionsprogramms zum Schutz der Meeresum-
welt gegen vom Lande ausgehende Titigkeiten'* enthaltenen Verpflichtungen der internationalen Gemein-
schaft nachzukommen;

175.  bekundet ihre Besorgnis tiber die Ausbreitung hypoxischer toter Zonen in den Ozeanen infol-
ge von Eutrophierung durch Diingereintrag iiber Fliisse, Abwassereinleitung und aus der Verbrennung fos-
siler Brennstoffe entstehenden reaktiven Stickstoff, was gravierende Folgen fiir die Funktionsfahigkeit der
Okosysteme hat, und fordert die Staaten auf, sich verstirkt um die Verringerung der Eutrophierung zu be-
mithen und zu diesem Zweck auch weiterhin im Rahmen der zusténdigen internationalen Organisationen,
insbesondere des Weltaktionsprogramms, zusammenzuarbeiten;

176. fordert alle Staaten auf, sicherzustellen, dass Stadt- und Kiistenentwicklungsprojekte und
damit verbundene Landgewinnungsaktivititen auf eine verantwortliche Weise durchgefiihrt werden, die den
marinen Lebensraum und die Meeresumwelt schiitzt und die negativen Auswirkungen dieser Aktivititen
mildert;

177.  nimmt Kenntnis von der Verabschiedung des Ubereinkommens von Minamata iiber Queck-
silber'* am 10. Oktober 2013;

178. begrift die von den Staaten, dem Umweltprogramm der Vereinten Nationen und den Regio-
nalorganisationen fortlaufend unternommenen Bemiithungen um die Umsetzung des Weltaktionsprogramms
und tritt dafiir ein, bei der Erreichung der internationalen Entwicklungsziele, einschlielich der in der Mill-
enniums-Erklirung der Vereinten Nationen’’ enthaltenen Ziele, und der termingebundenen Ziele in dem
Durchfithrungsplan des Weltgipfels fiir nachhaltige Entwicklung (,,Durchfithrungsplan von Johannes-
burg*)®, insbesondere des die Abwasserentsorgung betreffenden Ziels, sowie der Ziele des Konsenses von

1% International Maritime Organization, Dokument MEPC 62/24/Add.1, Anhang 19, EntschlieBung MEPC.203(62). Amtliche
deutschsprachige Fassung: dBGBI. 2012 11 S. 1146, 1164.

' International Maritime Organization, Dokument BWM/CONF/36, Anhang. Amtliche deutschsprachige Fassung: dBGBL

2013 11 S. 42.
'2 International Maritime Organization, Assembly, EntschlieBung A.963(23).
14 United Nations Environment Programme, Dokument UNEP(DEPI)/GPA/IGR.3/6, Anhang.

144 United Nations Environment Programme, Dokument UNEP(DTIE)/Hg/CONF/4, Anhang I1.
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Monterrey der Internationalen Konferenz iiber Entwicklungsfinanzierung'®® stirkeres Gewicht auf die Zu-
sammenhénge zwischen SiiBwasser, Kiistenzone und Meeresressourcen zu legen;

179. verweist auf die EntschlieBung iiber die Regelung der Ozeandiingung, die die Vertragspartei-
en des Ubereinkommens von 1972 iiber die Verhiitung der Meeresverschmutzung durch das Einbringen von
Abfillen und anderen Stoffen (,,Londoner Ubereinkommen*) auf ihrer vom 27. bis 31. Oktober 2008 abge-
haltenen dreiBBigsten Konsultativtagung und die Vertragsparteien des Londoner Protokolls auf ihrer gleich-
zeitig abgehaltenen dritten Tagung verabschiedeten'*® und in der die Vertragsparteien unter anderem ver-
einbarten, dass MaBnahmen zur Ozeandiingung unter das Londoner Ubereinkommen und Protokoll fallen,
dass in Anbetracht des derzeitigen Wissensstands andere als der legitimen wissenschaftlichen Forschung
dienende MaBinahmen zur Ozeandiingung nicht gestattet werden sollen und dass wissenschaftliche For-
schungsvorhaben von Fall zu Fall anhand eines Bewertungsrahmens beurteilt werden sollen, der von den
wissenschaftlichen Arbeitsgruppen nach dem Londoner Ubereinkommen und Protokoll auszuarbeiten ist,
und in der sie aullerdem vereinbarten, dass zu diesem Zweck solche anderen Maflnahmen als den Zielen
des Londoner Ubereinkommens und Protokolls zuwiderlaufend angesehen und derzeit nicht von der Defi-
nition des Einbringens in Artikel III Absatz 1 Buchstabe b des Londoner Ubereinkommens und Artikel 1
Absatz 4.2 des Londoner Protokolls ausgenommen werden sollen;

180. verweist aulerdem auf die EntschlieBung iiber den Bewertungsrahmen flir wissenschaftliche
Forschung im Bereich der Ozeandiingung, die die Vertragsparteien des Londoner Ubereinkommens auf
ihrer vom 11. bis 15. Oktober 2010 abgehaltenen zweiunddreifigsten Konsultativtagung und die Vertrags-
parteien des Londoner Protokolls auf ihrer gleichzeitig abgehaltenen fiinften Tagung verabschiedeten'*’;

181. nimmt davon Kenntnis, dass die Vertragsparteien des Londoner Ubereinkommens und Proto-
kolls auch weiterhin auf einen globalen, transparenten und wirksamen Uberwachungs- und Regulierungs-
mechanismus fiir Mainahmen zur Ozeandiingung und andere Mafinahmen hinarbeiten, die unter das Lon-
doner Ubereinkommen und Protokoll fallen und fiir die Meeresumwelt schidlich sein konnen;

182. verweist auf den von der Konferenz der Vertragsparteien des Ubereinkommens iiber die bio-
logische Vielfalt auf ihrer neunten Tagung vom 19. bis 30. Mai 2008 in Bonn (Deutschland) gefassten Be-
schluss IX/16 C'*, in dem die Konferenz der Vertragsparteien eingedenk der laufenden wissenschaftlichen
und rechtlichen Analyse im Rahmen des Londoner Ubereinkommens und Protokolls unter anderem die
Vertragsparteien ersuchte und den anderen Regierungen eindringlich nahelegte, im Einklang mit dem Vor-
sorgeansatz sicherzustellen, dass Maflnahmen zur Ozeandiingung erst dann durchgefiihrt werden, wenn
diese Maflnahmen durch eine ausreichende wissenschaftliche Grundlage, einschlieBlich einer Bewertung
der damit verbundenen Risiken, gerechtfertigt sind und ein globaler, transparenter und wirksamer Uberwa-
chungs- und Regulierungsmechanismus fiir diese Maflnahmen geschaffen ist, wobei in kleinem Maf3stab
betriebene wissenschaftliche Forschungsstudien in Kiistengewidssern ausgenommen sind, und feststellte,
dass diese Studien nur genehmigt werden sollen, wenn sie durch die Notwendigkeit der Sammlung konkre-
ter wissenschaftlicher Daten gerechtfertigt sind, dass sie einer eingehenden Vorabbewertung ihrer poten-
ziellen Auswirkungen auf die Meeresumwelt unterzogen, streng kontrolliert und weder fiir die Schaffung
und den Verkauf von CO,-Emissionszertifikaten noch fiir sonstige gewerbliche Zwecke genutzt werden
sollen, und nimmt Kenntnis von dem Beschluss X/29, den die Konferenz der Vertragsparteien des Uberein-
kommens iiber die biologische Vielfalt auf ihrer vom 18. bis 29. Oktober 2010 in Nagoya (Japan) abgehal-
tenen zehnten Tagung fasste'* und in dem sie die Vertragsparteien ersuchte, den Beschluss IX/16 C umzu-
setzen;

143 Report of the International Conference on Financing for Development, Monterrey, Mexico, 18-22 March 2002 (United
Nations publication, Sales No. E.02.11.A.7), Kap. I, Resolution 1, Anlage. In Deutsch verfiigbar unter http://www.un.org/
Depts/german/conf/ac198-11.pdf.

1% International Maritime Organization, Dokument LC 30/16, Anhang 6, EntschlieBung LC-LP.1 (2008).

"7 International Maritime Organization, Dokument LC 32/15 und Corr.1, Anhang 5, EntschlieBung LC-LP.2 (2010).
148 Siehe United Nations Environment Programme, Dokument UNEP/CBD/COP/9/29, Anhang 1.

149 Siche United Nations Environment Programme, Dokument UNEP/CBD/COP/10/27, Anhang.
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183. verweist aulerdem darauf, dass die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen* ihre Besorgnis
tiber die moglichen Umweltauswirkungen der Ozeandiingung betonten, in dieser Hinsicht an die von den
zustidndigen zwischenstaatlichen Gremien gefassten Beschliisse zur Ozeandiingung erinnerten und be-
schlossen, die Frage der Ozeandiingung auch weiterhin mit duBerster Vorsicht und im Einklang mit dem
Vorsorgeansatz zu behandeln;

184. bekraftigt Ziffer 119 der Resolution 61/222 vom 20. Dezember 2006 betreffend Okosys-
temansitze und Ozeane, einschlieBlich der vorgeschlagenen Elemente eines Okosystemansatzes, der Mittel
zur Verwirklichung eines Okosystemansatzes und der nétigen Voraussetzungen fiir die verbesserte Anwen-
dung eines Okosystemansatzes, und

a) stellt in dieser Hinsicht fest, dass die weiter voranschreitende Umweltzerstérung in vielen
Teilen der Welt und die zunehmende Nachfragekonkurrenz dringendes Handeln und die Festlegung von
Prioritdten fiir Bewirtschaftungsmafinahmen mit dem Ziel der Bewahrung der Intaktheit der Okosysteme
erfordern;

b) stellt auBerdem fest, dass Okosystemansitze zur Bewirtschaftung der Ozeane auf die Rege-
lung menschlicher Aktivititen gerichtet sein sollen, um die Gesundheit der Okosysteme zu erhalten und
erforderlichenfalls wiederherzustellen und so die dauerhafte Bereitstellung von Giitern und Umweltleistun-
gen zu gewiahrleisten, zur Erndhrungssicherheit und dem damit verbundenen sozialen und wirtschaftlichen
Nutzen beizutragen, Existenzgrundlagen dauerhaft und auf eine den internationalen Entwicklungszielen,
einschlieBlich der in der Millenniums-Erkldrung enthaltenen Ziele, férderliche Weise zu unterstiitzen und
die biologische Vielfalt der Meere zu erhalten;

c) erinnert daran, dass sich die Staaten bei der Anwendung von Okosystemansitzen von ver-
schiedenen bereits vorhandenen Ubereinkiinften, insbesondere dem Seerechtsiibereinkommen, das den
Rechtsrahmen fiir alle Téatigkeiten in den Ozeanen und Meeren bildet, seinen Durchfiihrungsiibereinkom-
men sowie von anderen Verpflichtungen, wie etwa denjenigen aus dem Ubereinkommen iiber die biologi-
sche Vielfalt und von der auf dem Weltgipfel fiir nachhaltige Entwicklung erhobenen Forderung, bis 2010
einen Okosystemansatz anzuwenden, leiten lassen sollen, und legt in diesem Zusammenhang den Staaten
nahe, sich verstarkt um die Anwendung eines solchen Ansatzes zu bemiihen;

d) legt den Staaten nahe, zusammenzuarbeiten und sich abzustimmen und nach Bedarf einzeln
oder gemeinsam im Einklang mit dem Volkerrecht, einschlieBlich des Seerechtsiibereinkommens und ande-
rer anwendbarer Ubereinkiinfte, alle MaBnahmen zur Bewiltigung der Auswirkungen auf die marinen Oko-
systeme innerhalb und auBlerhalb der nationalen Hoheitsbereiche zu ergreifen und dabei die Intaktheit der
betreffenden Okosysteme zu beriicksichtigen;

185. erinnert daran, dass sich die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen“ verpflichtet haben, die
Gesundheit, die Produktivitidt und die Resilienz der Ozeane und Meeresokosysteme zu schiitzen und wie-
derherzustellen, ihre biologische Vielfalt zu bewahren und so ihre Erhaltung und nachhaltige Nutzung fiir
die heutigen und die kiinftigen Generationen zu ermdglichen und beim Management von Aktivititen, die
sich auf die Meeresumwelt auswirken, im Einklang mit dem Vélkerrecht einen Okosystemansatz und den
Vorsorgeansatz wirksam anzuwenden, um allen drei Dimensionen der nachhaltigen Entwicklung gerecht zu
werden;

186. legt den zustédndigen Organisationen und Organen nahe, sofern sie es nicht bereits getan ha-
ben, zur Bewiltigung der Auswirkungen auf die marinen Okosysteme gegebenenfalls einen Okosysteman-
satz in ihre Mandate einzubeziehen;

187. Dittet die Staaten, insbesondere diejenigen, die {iber moderne Technologien und fortgeschrit-
tene meerestechnische Kapazititen verfligen, zu priifen, wie die Zusammenarbeit mit den Entwicklungs-
landern und insbesondere den am wenigsten entwickelten Landern und den kleinen Inselentwicklungslan-
dern sowie den afrikanischen Kiistenstaaten und die Hilfe fiir diese Lander verbessert werden kénnen, mit
dem Ziel, die nachhaltige und wirksame Entwicklung im Meeresbereich besser in die nationalen Politiken
und Programme zu integrieren;
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188. nimmt Kenntnis von den von Staaten und zustindigen internationalen Organisationen sowie
globalen und regionalen Finanzierungsorganisationen vorgelegten und vom Sekretariat zusammengestellten
Informationen '™’ iiber die Hilfen, die den Entwicklungslindern und insbesondere den am wenigsten entwi-
ckelten Landern und den kleinen Inselentwicklungsldndern sowie den afrikanischen Kiistenstaaten zur Ver-
fiigung stehen, und iiber die MaBnahmen, die sie ergreifen kdnnen, um in den Genuss der Vorteile einer
nachhaltigen und wirksamen ErschlieBung der Meeresressourcen und Nutzung der Ozeane zu gelangen,
und fordert die Staaten und Organisationen nachdriicklich auf, Informationen fiir den Jahresbericht des Ge-
neralsekretirs und zur Aufnahme in die Website der Seerechtsabteilung vorzulegen;

189. legt den Staaten nahe, sofern sie es nicht bereits getan haben, zu erwégen, das Internationale
Ubereinkommen von Hongkong von 2009 fiir das sichere und umweltgerechte Recycling von Schiffen'”!
zu ratifizieren beziechungsweise ihm beizutreten, damit es bald in Kraft treten kann;

190. beflirwortet die Fortsetzung der Zusammenarbeit zwischen den Vertragsparteien des Basler
Ubereinkommens iiber die Kontrolle der grenziiberschreitenden Verbringung gefihrlicher Abfille und ihrer
Entsorgung'*” und der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation in Bezug auf Vorschriften zur Verhii-
tung der Verschmutzung durch Schiffe;

191.  verweist auf die Rolle des Basler Ubereinkommens beim Schutz der Meeresumwelt vor den
nachteiligen Auswirkungen, die durch solche Abfille verursacht werden kdnnen;

192. stellt mit Besorgnis fest, dass Olunfille schwerwiegende Umweltfolgen nach sich ziehen
konnen, legt den Staaten eindringlich nahe, im Einklang mit dem Vdlkerrecht direkt oder iiber die zustdn-
digen internationalen Organisationen in den Bereichen Schutz der Meeresumwelt, menschliche Gesundheit
und Sicherheit, Pravention, NotfallmaBinahmen und Folgenbegrenzung zusammenzuarbeiten und bewéhrte
Verfahrensweisen auszutauschen, und regt in dieser Hinsicht an, zum besseren Verstindnis der Folgen von
Olunfillen auf See wissenschaftliche Forschung, einschlieBlich wissenschaftlicher Meeresforschung,
durchzufiihren und dabei zusammenzuarbeiten;

193. legt den Staaten nahe, zu erwiégen, Vertragsparteien des Protokolls von 2010 zum Internatio-
nalen Ubereinkommen von 1996 iiber Haftung und Entschiadigung fiir Schiden bei der Beforderung geféhr-
licher und schédlicher Stoffe auf See'*® zu werden;

X
Biologische Vielfalt der Meere

194.  bekréftigt ihre zentrale Rolle in Fragen der Erhaltung und nachhaltigen Nutzung der biologi-
schen Vielfalt der Meere auBlerhalb der nationalen Hoheitsbereiche, nimmt Kenntnis von der Tétigkeit der
Staaten und der entsprechenden zwischenstaatlichen Organisationen und Organe auf diesem Gebiet und
bittet sie, in ihren jeweiligen Zustiandigkeitsbereichen zur Behandlung dieser Fragen im Rahmen des von
der Generalversammlung in Resolution 66/231 eingeleiteten Prozesses'>* beizutragen;

195.  begrifit die Abhaltung der intersessionellen Arbeitsseminare am 2. und 3. Mai und am 6. und
7. Mai 2013 gemdl Ziffer 182 der Resolution 67/78, aus denen wertvolle wissenschaftlich-technische
Sachinformationen als Beitrag zur Arbeit der Offenen informellen Ad-hoc-Arbeitsgruppe hervorgingen'>;

196. begrift auerdem die gemdBl den Ziffern 183 und 184 der Resolution 67/78 vom 19. bis
23. August 2013 in New York abgehaltene zweite Tagung der Offenen informellen Ad-hoc-Arbeitsgruppe

10 A/63/342.
3! International Maritime Organization, Dokument SR/CONF/45.

132 United Nations, Treaty Series, Vol. 1673, Nr. 28911. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBL. 1994 II S. 2703; LGBL
1992 Nr. 90; 6BGBI. Nr. 229/1993; AS 1992 1125.

'3 International Maritime Organization, Dokument LEG/CONF.17/10.
' Resolution 66/231, Ziff. 167.
'%* Siche A/AC.276/6.
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im Rahmen des von der Generalversammlung in Resolution 66/231 eingeleiteten Prozesses, mit dem si-
chergestellt werden soll, dass der Rechtsrahmen fiir die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der biologi-
schen Vielfalt der Meere auBlerhalb der nationalen Hoheitsbereiche auf diese Fragen wirksam eingeht, in-
dem Liicken ermittelt und kiinftige Vorgehensweisen aufgezeigt werden, namentlich im Wege der Anwen-
dung der bestehenden Rechtsinstrumente und der mdglichen Ausarbeitung einer multilateralen Vereinba-
rung im Rahmen des Seerechtsiibereinkommens, nimmt Kenntnis von dem Meinungsaustausch auf dieser

Tagung und schlieBt sich den auf ihr abgegebenen Empfehlungen'® an;

197. bekréftigt die von den Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen* eingegangene Verpflichtung,
auf der Grundlage der von der Offenen informellen Ad-hoc-Arbeitsgruppe geleisteten Arbeit und vor dem
Ende der neunundsechzigsten Tagung der Generalversammlung die Frage der Erhaltung und nachhaltigen
Nutzung der biologischen Vielfalt der Meere auBlerhalb der nationalen Hoheitsbereiche mit Dringlichkeit
anzugehen, unter anderem indem sie einen Beschluss iiber die Erarbeitung einer internationalen Uberein-
kunft im Rahmen des Seerechtsiibereinkommens fassen, und beschlie8t, im Rahmen der Arbeitsgruppe
einen Prozess zur Vorbereitung dieser Beschlussfassung einzurichten;

198. ersucht in dieser Hinsicht die Offene informelle Ad-hoc-Arbeitsgruppe, im Rahmen des ihr
mit Resolution 66/231 erteilten Mandats, unter Beriicksichtigung der Resolution 67/78 und zur Vorberei-
tung des auf der neunundsechzigsten Tagung der Generalversammlung zu fassenden Beschlusses der Ver-
sammlung Empfehlungen zu dem Geltungsbereich, den Parametern und der Durchfiihrbarkeit einer interna-
tionalen Ubereinkunft im Rahmen des Seerechtsiibereinkommens zu unterbreiten;

199. beschlieit zu diesem Zweck, dass die Offene informelle Ad-hoc-Arbeitsgruppe zu drei je-
weils viertidgigen Tagungen zusammentreten wird, wobei die Generalversammlung beschlieBen kann, dass
bei Bedarf und im Rahmen der vorhandenen Ressourcen zusétzliche Tagungen abgehalten werden;

200. ersucht den Generalsekretir, drei Tagungen der Offenen informellen Ad-hoc-Arbeitsgruppe
einzuberufen, die vom 1. bis 4. April und vom 16. bis 19. Juni 2014 sowie vom 20. bis 23. Januar 2015
stattfinden sollen, und ersucht den Generalsekretir, alles zu tun, um im Rahmen der vorhandenen Ressour-
cen eine volle Konferenzbetreuung bereitzustellen;

201. ersucht die Kovorsitzenden der Offenen informellen Ad-hoc-Arbeitsgruppe, als Beitrag zu
den Beratungen der Arbeitsgruppe die Mitgliedstaaten zu bitten, ihre Auffassungen zu dem Geltungsbe-
reich, den Parametern und der Durchfiihrbarkeit einer internationalen Ubereinkunft im Rahmen des See-
rechtsiibereinkommens vorzulegen, damit die Seerechtsabteilung den Mitgliedstaaten spétestens drei Wo-
chen vor der ersten Tagung der Arbeitsgruppe ein informelles Arbeitsdokument iibermitteln kann, in dem
die Auffassungen der Staaten zusammengestellt sind, und beschlieBt, dass dieses informelle Arbeitsdoku-
ment jeweils vor den néchsten Tagungen aktualisiert und verteilt wird;

202. st sich der Fiille und Vielfalt der genetischen Ressourcen der Meere und des Wertes bewusst,
den sie angesichts der Vorteile, Giiter und Leistungen, die aus ihnen gewonnen werden konnen, aufweisen;

203. st sich auBerdem dessen bewusst, wie wichtig die Erforschung der genetischen Ressourcen
der Meere dafiir ist, das wissenschaftliche Verstdndnis und die Nutzungs- und Einsatzmdglichkeiten zu
erweitern und die Bewirtschaftung der marinen Okosysteme zu verbessern;

204. legt den Staaten und den internationalen Organisationen nahe, namentlich durch bilaterale,
regionale und globale Kooperationsprogramme und Partnerschaften auch weiterhin den Aufbau von Kapa-
zitdten auf dem Gebiet der wissenschaftlichen Meeresforschung vor allem in den Entwicklungslandern
nachhaltig und umfassend zu unterstiitzen, zu fordern und zu verstérken und dabei insbesondere zu beriick-
sichtigen, dass mehr taxonomische Kapazititen geschaffen werden miissen;

205.  nimmt Kenntnis von der Tétigkeit im Rahmen des Mandats von Jakarta fiir die biologische
Vielfalt der Meere und Kiisten'>’ und des auf dem Ubereinkommen iiber die biologische Vielfalt beruhen-

1% Siche A/68/399, Anlage.
157 Siche A/51/312, Anlage II, Beschluss II/10.
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den ausfiihrlichen Arbeitsprogramms fiir die biologische Vielfalt der Meere und Kiisten'>® und nimmt mit
Dank Kenntnis von der ergidnzenden technischen und wissenschaftlichen Arbeit der Konferenz der Ver-
tragsparteien des Ubereinkommens iiber die biologische Vielfalt, wobei sie die zentrale Rolle der General-
versammlung im Zusammenhang mit der Erhaltung und nachhaltigen Nutzung der biologischen Vielfalt der
Meere auflerhalb der nationalen Hoheitsbereiche bekriftigt;

206. erklart erneut, dass die Staaten einzeln oder iiber die zustidndigen internationalen Organisa-
tionen dringend priifen miissen, wie das Management der Risiken fiir die meeresbiologische Vielfalt der
Seeberge, der Kaltwasserkorallen, der hydrothermalen Quellen und bestimmter anderer Unterwassergebilde
auf der Grundlage der besten verfligbaren wissenschaftlichen Erkenntnisse und des Vorsorgeansatzes und
im Einklang mit dem Seerechtsiibereinkommen und damit zusammenhiingenden Vereinbarungen und Uber-
einkiinften integriert und verbessert werden kann;

207. fordert die Staaten und die internationalen Organisationen auf, dringend weitere Mafinahmen
zu ergreifen, um im Einklang mit dem Vdlkerrecht gegen zerstorerische Praktiken vorzugehen, die nachtei-
lige Auswirkungen auf die biologische Vielfalt und die Okosysteme der Meere haben, namentlich auf See-
berge, hydrothermale Quellen und Kaltwasserkorallen;

208. fordert die Staaten auf, auf eine mit dem Volkerrecht, insbesondere dem Seerechtsi}berein-
kommen, vereinbare Weise die Erhaltung und Bewirtschaftung der biologischen Vielfalt und der Okosys-
teme der Meere und ihre nationale Politik in Bezug auf Meeresschutzgebiete zu starken;

209. erinnert daran, dass die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen* bekriftigten, wie wichtig
ErhaltungsmaBnahmen fiir bestimmte Gebiete sind, namentlich die Schaffung von Meeresschutzgebieten
im Einklang mit dem Vdlkerrecht und auf der Grundlage der besten verfiigbaren wissenschaftlichen Infor-
mationen, zu dem Zweck, die biologische Vielfalt zu erhalten und ihre Bestandteile nachhaltig zu nutzen,
und dass sie von dem Beschluss X/2 der zehnten Tagung der Konferenz der Vertragsparteien des Uberein-
kommens {iber die biologische Vielfalt Kenntnis nahmen, wonach bis 2020 10 Prozent der Kiisten- und
Meeresgebiete, insbesondere fiir die biologische Vielfalt und Okosystemdienstleistungen besonders wichti-
ge Gebiete, durch wirksam und ausgewogen gesteuerte, 6kologisch reprisentative und gut verbundene Sys-
teme von Schutzgebieten und andere wirksame GebietserhaltungsmaBnahmen zu erhalten sind'*’;

210. ermutigt die Staaten in dieser Hinsicht zu weiteren Fortschritten bei der Einrichtung von
Meeresschutzgebieten, einschlieBlich repriasentativer Netzwerke, und fordert die Staaten auf, weiter Optio-
nen fiir die Ermittlung und den Schutz 6kologisch oder biologisch bedeutsamer Gebiete im Einklang mit
dem Volkerrecht und auf der Grundlage der besten verfiigbaren wissenschaftlichen Erkenntnisse zu priifen;

211. erklart erneut, dass die Staaten ihre Anstrengungen direkt und {iber die zustédndigen interna-
tionalen Organisationen fortsetzen und verstirken miissen, um verschiedene Konzepte und Instrumente zur
Erhaltung und Bewirtschaftung empfindlicher Meeresokosysteme auszuarbeiten und ihren Einsatz zu er-
leichtern, darunter die mogliche Einrichtung von Meeresschutzgebieten gemall dem Volkerrecht, wie es im
Seerechtsiibereinkommen zum Ausdruck kommt, und auf der Grundlage der besten verfiigbaren wissen-
schaftlichen Erkenntnisse;

212.  nimmt Kenntnis von der Tétigkeit der Staaten und der zustindigen zwischenstaatlichen Orga-
nisationen und Organe, einschlieBlich des Ubereinkommens iiber die biologische Vielfalt, zur Bewertung
der wissenschaftlichen Erkenntnisse iiber moglicherweise schutzbediirftige Meeresgebiete und zur Zusam-
menstellung 6kologischer Kriterien fiir die Ermittlung solcher Gebiete, in Anbetracht des Zieles des Welt-
gipfels fiir nachhaltige Entwicklung, verschiedene Konzepte und Instrumente auszuarbeiten und ihren Ein-
satz zu erleichtern, darunter Okosystemansitze und die Einrichtung von Meeresschutzgebieten gemiB dem
Volkerrecht, wie es im Seerechtsiibereinkommen zum Ausdruck kommt, und auf der Grundlage wissen-
schaftlicher Erkenntnisse, einschlieBlich des Aufbaus reprisentativer Netzwerke® ;

213. erinnert daran, dass die Konferenz der Vertragsparteien des Ubereinkommens iiber die biolo-
gische Vielfalt auf ihrer neunten Tagung wissenschaftliche Kriterien fiir die Ermittlung 6kologisch oder

158 United Nations Environment Programme, Dokument UNEP/CBD/COP/7/21, Anhang, Beschluss VII/5, Anlage 1.
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biologisch bedeutsamer schutzbediirftiger Meeresgebiete auf offener See und in Tiefseelebensrdumen sowie
wissenschaftliche Leitlinien fiir die Auswahl von Gebieten zum Aufbau eines reprisentativen Netzwerks
von Meeresschutzgebieten, darunter auf offener See und in Tiefseelebensraumen, verabschiedete'*’, nimmt
Kenntnis von der diesbeziiglich laufenden Arbeit im Rahmen des Ubereinkommens iiber die biologische
Vielfalt und erinnert auflerdem daran, dass die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten
Nationen mittels der Internationalen Leitlinien fiir die Bewirtschaftung der Tiefseefischerei auf Hoher See
Vorgaben zur Ermittlung empfindlicher mariner Okosysteme ausgearbeitet hat;

214. nimmt Kenntnis von der ,,Micronesia Challenge“-Initiative, dem Projekt ,,Eastern Tropical
Pacific Seascape® (Meereslandschaften des ostlichen tropischen Pazifiks), der Initiative ,,Caribbean Chal-
lenge* und der Korallendreieck-Initiative, die insbesondere darauf abzielen, einheimische Meeresschutzge-
biete zu schaffen und zu verbinden, um die Verwirklichung von Okosystemansitzen zu erleichtern, und
bekriftigt, dass es weiterer internationaler Zusammenarbeit und Koordinierung zur Unterstiitzung solcher
Initiativen bedarf;

215.  nimmt Kenntnis von den Anstrengungen der von der Regierung Bermudas geleiteten Allianz
fiir die Sargassosee zur Forderung des Bewusstseins fiir die 6kologische Bedeutung der Sargassosee;

216. bekundet erneut ihre Unterstitzung fiir die Internationale Korallenriff-Initiative, nimmt
Kenntnis von der vom 14. bis 17. Oktober 2013 in Belize-Stadt abgehaltenen Allgemeinen Tagung der In-
ternationalen Korallenriff-Initiative und unterstiitzt die im Rahmen des ausfiihrlichen Arbeitsprogramms
des Ubereinkommens iiber die biologische Vielfalt fiir die biologische Vielfalt der Meere und Kiisten ge-
leistete Arbeit betreffend Korallenriffe entsprechend dem Mandat von Jakarta fiir die biologische Vielfalt
der Meere und Kiisten;

217. erinnert daran, dass die Staaten in ,,.Die Zukunft, die wir wollen* anerkannten, welchen er-
heblichen wirtschaftlichen, sozialen und 6kologischen Nutzen Korallenriffe haben, insbesondere fiir Inseln
und andere Kiistenstaaten, und wie erheblich die Gefahrdung der Korallenriffe und Mangroven durch den
Klimawandel, die Versauerung der Ozeane, die Uberfischung, destruktive Fangpraktiken und die Ver-
schmutzung ist, und dass sie die internationale Zusammenarbeit mit dem Ziel unterstiitzten, die Okosyste-
me von Korallenriffen und Mangroven zu erhalten, ihren sozialen, wirtschaftlichen und 6kologischen Nut-
zen zu gewdhrleisten und die technische Zusammenarbeit und den freiwilligen Informationsaustausch zu
erleichtern;

218. ermutigt die Staaten und die zustéindigen internationalen Institutionen, groBere Anstrengun-
gen zur Bekimpfung der Korallenbleiche zu unternehmen, unter anderem indem sie die Uberwachung ver-
bessern, um das Auftreten dieses Phinomens vorherzusagen und zu ermitteln, die dagegen ergriffenen
MaBnahmen unterstiitzen und stérken und die Strategien fiir die Bewirtschaftung der Riffe verbessern, um
ihre natiirliche Resilienz und ihre Widerstandsfihigkeit gegeniiber anderen Belastungen, darunter die Ver-
sauerung der Ozeane, zu stérken;

219. legt den Staaten nahe, direkt oder tiber die zustéindigen internationalen Organe zusammenzu-
arbeiten, um bei Schiffsunféllen auf Korallenriffen Informationen auszutauschen und die Ausarbeitung von
Verfahren zur wirtschaftlichen Analyse des Wiederherstellungswertes und des nutzungsunabhangigen Wer-
tes von Korallenriffsystemen zu férdern;

220. betont die Notwendigkeit, die nachhaltige Bewirtschaftung von Korallenriffen und die inte-
grierte Bewirtschaftung von Wassereinzugsgebieten durchgingig in die nationalen Entwicklungsstrategien
sowie in die Tétigkeiten der zustdndigen Organisationen und Programme der Vereinten Nationen, der inter-
nationalen Finanzinstitutionen und der Gebergemeinschaft einzubinden;

221. stellt fest, dass Unterwasserlarm eine potenzielle Bedrohung fiir lebende Meeresressourcen
darstellt, erkldrt, wie wichtig solide wissenschaftliche Studien zu dieser Frage sind, befiirwortet weitere
Forschungen, Untersuchungen und Erdrterungen tiber die Auswirkungen des Unterwasserlédrms auf die le-
benden Meeresressourcen und ersucht die Seerechtsabteilung, auch kiinftig die von Fachgutachtern gepriif-

15 United Nations Environment Programme, Dokument UNEP/CBD/COP/9/29, Anhang I, Beschluss IX/20, Anlagen I und II.

97



I. Resolutionen ohne Uberweisung an einen Hauptausschuss

98

ten wissenschaftlichen Studien, die sie gemal Ziffer 107 der Resolution 61/222 von den Mitgliedstaaten
und zwischenstaatlichen Organisationen erhélt, zusammenzustellen und je nach Bedarf diese Studien oder
Verweise auf sie und Links zu ihnen auf ihrer Website zugénglich zu machen;

X1
Meereswissenschaft

222. fordert die Staaten auf, sich einzeln oder in Zusammenarbeit miteinander oder mit den zu-
standigen internationalen Organisationen und Organen weiter um eine Verbesserung des Verstindnisses und
des Wissens in Bezug auf die Ozeane und die Tiefsee zu bemiihen, insbesondere was den Umfang und die
Anfilligkeit der biologischen Vielfalt der Tiefsee und ihrer Okosysteme betrifft, indem sie ihre wissen-
schaftliche Meeresforschung im Einklang mit dem Seerechtsiibereinkommen ausweiten;

223. legt in dieser Hinsicht den zustindigen internationalen Organisationen und sonstigen Gebern
nahe, die Unterstiitzung des Stiftungsfonds der Internationalen Meeresbodenbehorde zu erwégen, um die
Durchfithrung gemeinschaftlicher wissenschaftlicher Meeresforschung im internationalen Meeresbodenge-
biet zu fordern, indem qualifizierten Wissenschaftlern und Fachkréften aus Entwicklungslédndern die Mit-
wirkung an entsprechenden Programmen, Initiativen und Aktivitdten ermdglicht wird;

224, Dbittet alle mafigeblichen Organisationen, Fonds, Programme und Organe des Systems der
Vereinten Nationen, im Benehmen mit den interessierten Staaten ihre einschligigen Tatigkeiten gegebenen-
falls mit den regionalen und nationalen meereswissenschaftlichen und -technologischen Zentren in den
kleinen Inselentwicklungslindern abzustimmen, damit ihre Ziele im Einklang mit den entsprechenden
Entwicklungsprogrammen und -strategien der Vereinten Nationen fiir die kleinen Inselentwicklungslédnder
wirksamer erreicht werden;

225.  nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der Arbeit, die die Zwischenstaatliche Ozeanographi-
sche Kommission mit Beratung durch den Fachbeirat fiir Seerecht im Hinblick auf die Entwicklung von
Verfahren zur Durchfithrung der Teile XIII und XIV des Seerechtsiibereinkommens leistet;

226. nimmt aulerdem mit Anerkennung Kenntnis von der Arbeit des Fachbeirats, namentlich sei-
ner in Zusammenarbeit mit der Seerechtsabteilung geleisteten Arbeit, betreffend die Praxis der Mitglied-
staaten im Bereich der wissenschaftlichen Meeresforschung und der Weitergabe von Meerestechnologie im
Rahmen des Seerechtsiibereinkommens und begriifit, dass der Exekutivrat der Zwischenstaatlichen Ozea-
nographischen Kommission auf seiner vom 26. bis 28. Juni 2012 in Paris abgehaltenen fiinfundvierzigsten
Tagung den Beschluss fasste, dass der Beirat seine Arbeit entsprechend den von den Leitungsgremien der
Zwischenstaatlichen Ozeanographischen Kommission im Einklang mit der Aufgabenstellung gesetzten

Priorititen fortsetzen wird, wofiir erforderlichenfalls auBerplanmiBige Mittel mobilisiert werden'®’;

227. erinnert daran, dass im Dezember 2010 die iiberarbeitete Fassung der Verdffentlichung Ma-
rine Scientific Research: A guide to the implementation of the relevant provisions of the United Nations
Convention on the Law of the Sea (Wissenschaftliche Meeresforschung: Leitfaden fiir die Durchfiihrung der
einschldgigen Bestimmungen des Seerechtsiibereinkommens der Vereinten Nationen) herausgegeben wur-
de, und ersucht das Sekretariat, sich weiter um die Verdffentlichung des Leitfadens in allen Amtssprachen
der Vereinten Nationen zu bemiihen;

228. nimmt Kenntnis von dem Beitrag, den der Census of Marine Life (Bestandsaufnahme des
Lebens im Meer) zur Erforschung der biologischen Vielfalt der Meere leistet, namentlich durch seinen Be-
richt ,,First Census of Marine Life 2010: Highlights of a Decade of Discovery* (Erste Bestandsaufnahme
des Lebens im Meer 2010: Hohepunkte eines Jahrzehnts der Entdeckung);

1 Intergovernmental Oceanographic Commission, Beschluss EC-XLV/Dec.4.3.
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229. begriRt, dass vermehrte Aufmerksamkeit auf die Ozeane als mogliche Quelle erneuerbarer
Energie gerichtet wird, und nimmt in dieser Hinsicht Kenntnis von der Zusammenfassung der Erdrterungen
des informellen Beratungsprozesses auf seiner dreizehnten Tagung'®';

230. betont, wie wichtig es ist, das wissenschaftliche Verstdndnis der Wechselwirkung zwischen
den Ozeanen und der Atmosphére zu vertiefen, namentlich durch die Mitarbeit an den von der Zwischen-
staatlichen Ozeanographischen Kommission, dem Umweltprogramm der Vereinten Nationen, der Weltor-
ganisation fiir Meteorologie und dem Internationalen Rat fiir Wissenschaft geforderten Ozeanbeobach-
tungsprogrammen und geografischen Informationssystemen, wie etwa dem Globalen Ozeanbeobachtungs-
system, vor allem in Anbetracht ihrer Rolle bei der Uberwachung und Vorhersage der Klimainderungen
und Klimaschwankungen und bei der Einrichtung und dem Betrieb von Tsunami-Warnsystemen;

231. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den Fortschritten, die die Zwischenstaatliche Ozeano-
graphische Kommission und die Mitgliedstaaten bei der Einrichtung regionaler und nationaler Systeme fiir
Tsunami-Warnung und -Folgenbegrenzung erzielt haben, begriift es, dass die Vereinten Nationen und ande-
re zwischenstaatliche Organisationen diesbeziiglich weiter zusammenarbeiten, und legt den Mitgliedstaaten
nahe, ihre nationalen Warn- und Folgenbegrenzungssysteme erforderlichenfalls im Rahmen eines globalen,
ozeanbezogenen und auf Mehrfachrisiken ausgerichteten Ansatzes einzurichten und weiterzufiihren, um
Verluste von Menschenleben und Schéden fiir die Volkswirtschaften zu verringern und die Widerstandskraft
der Kiistengemeinschaften gegen Naturkatastrophen zu starken;

232. betont, dass weitere Anstrengungen zur Ausarbeitung von MaBnahmen zur Milderung von
Naturkatastrophen und zur Vorbereitung auf solche Katastrophen unternommen werden miissen, insbeson-
dere nach durch Erdbeben verursachten Tsunami-Ereignissen, wie etwa am 11. Mérz 2011 in Japan;

233. fordert die Staaten nachdriicklich auf, die erforderlichen MaBnahmen zu treffen und in den
zustindigen Organisationen, namentlich der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten
Nationen, der Zwischenstaatlichen Ozeanographischen Kommission und der Weltorganisation fiir Meteoro-
logie, zusammenzuarbeiten, um die Beschiddigung von im Einklang mit dem Vdélkerrecht ausgesetzten und
betriebenen Bojen zur Erfassung von Ozeandaten anzugehen, unter anderem durch Aufklarung und Infor-
mation tiber die Bedeutung und den Zweck dieser Bojen, durch ihre verstiarkte Sicherung gegen Beschadi-
gung und durch vermehrte Schadensmeldungen;

Xl

RegelméRiger globaler Berichterstattungs- und Bewertungsprozess zum
Zustand der Meeresumwelt, einschlielich sozio6konomischer Aspekte

234, weist erneut auf die Notwendigkeit hin, die regelméBige wissenschaftliche Bewertung des
Zustands der Meeresumwelt zu verstirken, um die wissenschaftliche Grundlage fiir die Politikgestaltung zu
verbessern;

235.  begrift die Abhaltung der vierten Tagung der Ad-hoc-Plenararbeitsgruppe fiir den Regelma-
Bigen globalen Berichterstattungs- und Bewertungsprozess zum Zustand der Meeresumwelt, einschlieBlich
soziodkonomischer Aspekte, vom 22. bis 25. April 2013 in New York, gemal Ziffer 231 der Resolution
67/78,;

236. macht sich die Empfehlungen, die die Ad-hoc-Plenararbeitsgruppe auf ihrer vierten Tagung
verabschiedete”, zu eigen;

237. bekréftigt die Leitprinzipien fiir den RegelméBigen Prozess und das Ziel und den Umfang
seines ersten Zyklus (2010-2014), die auf der ersten Tagung der Ad-hoc-Plenararbeitsgruppe 2009 verein-
bart wurden'®%;

151 A/67/120.
12 Siche A/64/347, Anlage.
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238. stellt fest, dass die Mitglieder der Sachverstindigengruppe des RegelméBigen Prozesses in
der zweiten Phase des ersten Bewertungszyklus gemaf Ziffer 209 der Resolution 65/37 A ihre Tétigkeit in
der Sachverstindigengruppe fortsetzten, und ermutigt die Regionalgruppen, die noch keine Sachverstiandi-
gen fiir die Gruppe gemal Ziffer 180 der Resolution 64/71 ernannt haben, dies zu tun;

239. anerkennt die Arbeit der Sachverstindigengruppe in der ersten Phase des ersten Bewertungs-
zyklus;

240. begriilt, dass unter der Agide der Vereinten Nationen die Website des RegelmiBigen Prozes-
ses entwickelt und in Betrieb genommen wurde, anerkennt die Beitrége zur Einrichtung der Website und
fordert zu Konsultationen zwischen dem Prisidium der Ad-hoc-Plenararbeitsgruppe, gegebenenfalls unter
Beteiligung der Gemeinsamen Koordinatoren der Sachverstindigengruppe, und dem Sekretariat des Re-
gelmifBigen Prozesses iiber den Inhalt der Website auf;

241. nimmt Kenntnis von den Leitlinien fir Beitragende, die vom Présidium der Ad-hoc-Plenar-
arbeitsgruppe angenommen wurden'®, und von dem iiberarbeiteten Entwurf des Zeitplans fiir die erste
globale integrierte Meeresbewertung'®, begriift die Abhaltung der Arbeitstagungen vom 13. bis
15. November 2012 in Miami (Vereinigte Staaten von Amerika), am 6. und 7. Dezember 2012 in Maputo,
vom 25. bis 27. Februar 2013 in Brisbane (Australien) und vom 28. bis 30. Oktober 2013 in Grand Bassam
(Cote d’Ivoire) und nimmt Kenntnis von den Zusammenfassungen dieser Arbeitstagungen'® sowie von
dem aktualisierten Bericht iiber die vorlaufige Bestandsaufnahme der aufzubauenden Kapazititen fiir Be-
wertungen,

242. anerkennt die vom Prasidium der Ad-hoc-Plenararbeitsgruppe im Zeitraum zwischen den
Tagungen geleistete Arbeit;

243. ersucht den Generalsekretir, die fiinfte Tagung der Ad-hoc-Plenararbeitsgruppe fiir den
31. Mérz 2014 einzuberufen, mit dem Ziel, die laufenden Arbeiten im Rahmen des ersten Zyklus der ersten
globalen integrierten Meeresbewertung zu bewerten und der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigs-
ten Tagung Empfehlungen vorzulegen, so auch zur Finanzierungsquelle fiir die Herausgabe der Zusammen-
fassung der ersten globalen integrierten Meeresbewertung als offizielles Dokument der Versammlung;

244. erinnert daran, dass der im Rahmen der Vereinten Nationen eingerichtete RegelmiBige Pro-
zess der Generalversammlung Rechenschaft abzulegen hat und ein vom Vélkerrecht, einschlieBlich des
Seerechtsiibereinkommens und anderer anwendbarer internationaler Ubereinkiinfte, geleiteter zwischen-
staatlicher Prozess ist, der die einschlidgigen Versammlungsresolutionen beriicksichtigt;

245. hebt hervor, dass die zweite Phase des ersten Zyklus des RegelméBigen Prozesses begonnen
hat und dass die erste globale integrierte Meeresbewertung bis 2014 abzuschlieen ist;

246. erinnert daran, dass die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen* ihre Unterstiitzung fiir den
RegelmiBigen Prozess zum Ausdruck brachten, dem Abschluss der ersten globalen integrierten Bewertung
des Zustands der Meeresumwelt bis 2014 und ihrer anschlieBenden Behandlung durch die Generalver-
sammlung mit Interesse entgegensahen und den Staaten nahelegten, die aus der Bewertung hervorgehenden
Erkenntnisse auf geeigneter Ebene zu behandeln;

247. ersucht das Sekretariat des RegelméBigen Prozesses, den Mitgliedstaaten den ersten Entwurf
der ersten globalen integrierten Meeresbewertung zur Stellungnahme von Juni bis August 2014 zu iibermit-
teln, und beschlieft, dass die Sachverstindigengruppe die Bewertung auf der Grundlage der eingegangenen
Stellungnahmen iiberarbeiten wird, dass der Entwurf samt den eingegangenen Stellungnahmen anschlie-
end dem Présidium der Ad-hoc-Plenararbeitsgruppe vorgelegt wird und dass der Entwurf der Bewertung
mit Zustimmung des Prasidiums der Arbeitsgruppe zur Priifung iibermittelt wird, dass die Bewertung in der
Arbeitssprache der Sachverstindigengruppe auf der Website des Regelméfigen Prozesses verfiigbar sein

'3 A/68/82 und Corr.1, Anlage I1.
1% Ebd., Anlage IIL
195 Siehe A/67/687, A/67/885 und A/67/896.
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soll, dass der Generalsekretdr sich bemiihen soll, die Bewertung in alle anderen Amtssprachen libersetzen
zu lassen, vorbehaltlich der Verfiigbarkeit von Ressourcen in dem freiwilligen Treuhandfonds, der zu dem
Zweck eingerichtet wurde, die Aktivitdten im Rahmen des ersten Fiinfjahreszyklus des RegelmiBigen Pro-
zesses zu unterstiitzen, und dass die Kovorsitzenden der Ad-hoc-Plenararbeitsgruppe die Zusammenfassung
der ersten globalen integrierten Meeresbewertung vorlegen sollen, die dann als offizielles Dokument der
Generalversammlung zur endgiiltigen Genehmigung durch die Versammlung auf ihrer siebzigsten Tagung
herausgegeben werden soll;

248. nimmt mit Dank Kenntnis von den bislang eingegangenen Benennungen fiir den Pool von
Sachverstindigen des RegelmifBigen Prozesses, legt den Staaten eindringlich nahe, weiter iiber die Regio-
nalgruppen und im Einklang mit den Kriterien fiir die Ernennung von Sachverstindigen Personen fiir den
Pool von Sachverstéindigen zu ernennen und die Sachverstandigengruppe bei der Vorbereitung der ersten
globalen integrierten Meeresbewertung zu unterstiitzen, und ersucht die Mitglieder des Présidiums, auf die
ihrer jeweiligen Regionalgruppe angehdrenden Staaten zuzugehen und sie eindringlich zu bitten, so bald
wie moglich Personen fiir den Pool von Sachverstéindigen zu benennen;

249. Dbittet die Zwischenstaatliche Ozeanographische Kommission, das Umweltprogramm der
Vereinten Nationen, die Internationale Seeschifffahrts-Organisation, die Erndhrungs- und Landwirtschafts-
organisation der Vereinten Nationen und gegebenenfalls andere zustéindige Sonderorganisationen der Ver-
einten Nationen, weiterhin technische und wissenschaftliche Unterstiitzung fiir den RegelmiBigen Prozess
bereitzustellen;

250. ersucht das Sekretariat des RegelméBigen Prozesses, im Einklang mit dem iiberarbeiteten
Entwurf des Zeitplans fiir die erste globale integrierte Meeresbewertung und im Rahmen der verfiigbaren
Ressourcen Tagungen der Sachverstindigengruppe einzuberufen;

251.  nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der Unterstiitzung der Seerechtsabteilung als Sekreta-
riat des RegelméBigen Prozesses und von der technischen und logistischen Unterstiitzung des Umweltpro-
gramms der Vereinten Nationen und der Zwischenstaatlichen Ozeanographischen Kommission;

252. st sich dessen bewusst, dass die Sonderorganisationen der Vereinten Nationen eine wichtige
Rolle bei der Forderung des RegelmédBigen Prozesses spielen konnen, und bittet diese Organisationen, den
RegelmidBigen Prozess im Benehmen und in Abstimmung mit seinem Sekretariat weiter zu fordern;

253.  beflirwortet zusétzliche Gelegenheiten fiir die Sachverstindigengruppe, Zugang zu sachdien-
lichen Informationen fiir die erste globale integrierte Meeresbewertung und den Aufbau von Kapazititen zu
erhalten;

254.  nimmt Kenntnis von der Empfehlung der Ad-hoc-Plenararbeitsgruppe’ und beschlieBt, wei-
ter zu priifen, inwieweit die Kapazititen der Seerechtsabteilung in ihrer Funktion als Sekretariat des Re-
gelmifBigen Prozesses gestarkt werden miissen;

255.  nimmt mit Dank Kenntnis von dem Beitrag zu dem freiwilligen Treuhandfonds, der nach
Ziffer 183 der Resolution 64/71 zu dem Zweck eingerichtet wurde, die Aktivitdten im Rahmen des ersten
Fiinfjahreszyklus des Regelméfigen Prozesses zu unterstiitzen, bekundet ihre ernste Besorgnis iiber die
begrenzten Mittel, die im Treuhandfonds zur Verfiigung stehen, legt den Mitgliedstaaten, den internationa-
len Finanzinstitutionen, den Geberorganisationen, den zwischenstaatlichen Organisationen, den nichtstaat-
lichen Organisationen und natiirlichen und juristischen Personen eindringlich nahe, finanzielle Beitrdge zu
dem freiwilligen Treuhandfonds zu leisten und auf andere Weise zu dem RegelméBigen Prozess beizutra-
gen, und beschliefit in Anbetracht der im Treuhandfonds vorhandenen begrenzten Mittel, die Notwendigkeit
der Nachhaltigkeit der Aktivitidten des RegelméiBigen Prozesses zu iiberpriifen und die Notwendigkeit, die
Berechenbarkeit und Dauerhaftigkeit der Finanzmittel zur Unterstiitzung der Aktivititen im Rahmen des
RegelmiBigen Prozesses zu gewihrleisten, weiter zu erdrtern;

256. ersucht den Generalsekretdr, den nach Ziffer 183 der Resolution 64/71 eingerichteten freiwil-
ligen Treuhandfonds iiber den ersten Fiinfjahreszyklus hinaus und fiir die Dauer der Aktivitdten im Rahmen
des RegelméBigen Prozesses zu verwalten;
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X111
Regionale Zusammenarbeit

257. stellt fest, dass in verschiedenen Regionen mehrere Regionalinitiativen zur Forderung der
Durchfithrung des Seerechtsiibereinkommens ergriffen wurden, nimmt in diesem Zusammenhang aufer-
dem Kenntnis von dem Hilfsfonds fiir die Karibik, der hauptséchlich im Wege technischer Hilfe die freiwil-
lige Aufnahme von Verhandlungen iiber die Festlegung der Seegrenzen zwischen den karibischen Staaten
erleichtern soll, nimmt erneut Kenntnis von dem Friedensfonds fiir die friedliche Beilegung von Gebiets-
streitigkeiten, den die Generalversammlung der Organisation der amerikanischen Staaten im Jahr 2000 in
Anbetracht seiner grofleren regionalen Reichweite als Hauptmechanismus fiir die Verhiitung und Beilegung
von anhéngigen Gebietsstreitigkeiten und Streitigkeiten iiber Land- und Seegrenzen eingerichtet hat, und
fordert die Staaten und andere, die dazu in der Lage sind, auf, zu diesen Fonds beizutragen;

258. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den Anstrengungen, die auf regionaler Ebene unter-
nommen werden, um die Durchfiihrung des Seerechtsiibereinkommens zu férdern und die Fragen im Zu-
sammenhang mit der Sicherheit der Schifffahrt und der Gefahrenabwehr in der Schifffahrt, der Erhaltung
und nachhaltigen Nutzung der lebenden Meeresressourcen, dem Schutz und der Bewahrung der Mee-
resumwelt und der Erhaltung und nachhaltigen Nutzung der biologischen Vielfalt der Meere anzugehen,
einschlieBlich durch den Aufbau von Kapazititen;

259. nimmt davon Kenntnis, dass 2014 die dritte Internationale Konferenz iiber die kleinen Insel-
entwicklungslidnder stattfinden wird, und stellt fest, wie wichtig koordinierte, ausgewogene und integrierte
Mafnahmen zur Bewiltigung der sich den kleinen Inselentwicklungslédndern stellenden Herausforderungen
auf dem Gebiet der nachhaltigen Entwicklung sind, einschlieflich der Herausforderungen im Zusammen-
hang mit der Erhaltung und nachhaltigen Nutzung der Meeresressourcen und der Bewahrung der Mee-
resumwelt;

260. Dbittet die Staaten und die internationalen Organisationen, zum besseren Schutz der Mee-
resumwelt stiarker zusammenzuarbeiten, und begriit in dieser Hinsicht die zwischen der Kommission zum
Schutz der Meeresumwelt des Nordostatlantiks, der Kommission fiir die Fischerei im Nordostatlantik, der
Internationalen Meeresbodenbehdrde und der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation geschlossene
Vereinbarung iiber eine verstirkte Zusammenarbeit;

261. anerkennt die Ergebnisse des Internationalen Polarjahrs 2007-2008 mit besonderem Schwer-
punkt auf den neuen Erkenntnissen iiber die Zusammenhénge zwischen den 6kologischen Verdnderungen in
den Polarregionen und den globalen Klimasystemen und legt den Staaten und der Wissenschaft nahe, in
dieser Hinsicht stirker zusammenzuarbeiten;

262. begrift die regionale Zusammenarbeit und nimmt in dieser Hinsicht Kenntnis von dem ,,Pa-
cific Oceanscape“-Rahmen, einer Initiative zur Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen den Kiisten-
staaten der Pazifikinsel-Region mit dem Ziel, die Erhaltung und nachhaltige ErschlieBung der Meeresres-
sourcen zu fordern;

263. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den verschiedenen Kooperationsbemithungen, die die
Staaten auf regionaler und subregionaler Ebene unternehmen, und begriifit in dieser Hinsicht Initiativen wie
die Integrierte Bewertung und Bewirtschaftung des grof3en marinen Okosystems des Golfs von Mexiko;

264. anerkennt die einschldgige Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedern der Siidatlantischen
Zone des Friedens und der Zusammenarbeit;

X1V
Offener informeller Beratungsprozess Uber Ozeane und Seerecht

265. begrifit den Bericht der Kovorsitzenden iiber die vierzehnte Tagung des informellen Bera-
tungsprozesses, deren Schwerpunkt auf den Auswirkungen der Versauerung der Ozeane auf die Mee-
resumwelt lag”;

266. erkennt an, dass dem informellen Beratungsprozess die Rolle eines einzigartigen Forums fiir
die umfassende Erorterung von Fragen betreffend Ozeane und Seerecht zukommt, im Einklang mit dem
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vom Seerechtsiibereinkommen und Kapitel 17 der Agenda 21 vorgegebenen Rahmen, und stellt fest, dass
der Aspekt der drei Saulen der nachhaltigen Entwicklung bei der Priifung der gewéhlten Themen noch stér-
ker zur Geltung kommen soll;

267. begrifit die Tatigkeit des informellen Beratungsprozesses und den Beitrag, den er zur Ver-
besserung der Koordinierung und Zusammenarbeit zwischen den Staaten und zur Starkung der jéhrlichen
Aussprache der Generalversammlung iiber Ozeane und Seerecht leistet, indem er die Aufmerksamkeit
wirksam auf Schliisselfragen und aktuelle Trends lenkt;

268. begrift auBerdem die Anstrengungen, die Tétigkeit des informellen Beratungsprozesses und
ihre Zielausrichtung zu verbessern, erkennt in dieser Hinsicht an, dass dem informellen Beratungsprozess
bei der Integration von Wissen, dem Meinungsaustausch zwischen verschiedenen Interessentrdgern, der
Koordinierung zwischen den zustindigen Stellen und der Sensibilisierung fiir Themen, einschlie8lich neu
auftretender Fragen, die Hauptrolle zukommt, wobei er gleichzeitig die drei Sdulen der nachhaltigen Ent-
wicklung fordert, und empfiehlt, im Rahmen des informellen Beratungsprozesses ein transparentes, objek-
tives und alle Seiten einschlieBendes Verfahren fiir die Auswahl der Themen und Sachverstindigen zu kon-
zipieren, um die Arbeit der Generalversammlung wihrend der informellen Konsultationen iiber die jéhrli-
che Resolution betreffend Ozeane und Seerecht zu erleichtern;

269. verweist auf die Notwendigkeit, die Effizienz des informellen Beratungsprozesses zu stirken
und zu verbessern, und legt den Staaten, zwischenstaatlichen Organisationen und Programmen nahe, die
Kovorsitzenden diesbeziiglich anzuleiten, insbesondere vor und wahrend der Vorbereitungstagung fiir den
informellen Beratungsprozess;

270. weist auerdem darauf hin, dass die Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Ta-
gung die Wirksamkeit und den Nutzen des informellen Beratungsprozesses erneut iiberpriifen wird,;

271. ersucht den Generalsekretér, im Einklang mit den Ziffern 2 und 3 der Resolution 54/33 die
fiinfzehnte Tagung des informellen Beratungsprozesses fiir den 27. bis 30. Mai 2014 nach New York einzu-
berufen, ihm die zur Durchfiihrung seiner Arbeit erforderlichen Einrichtungen zur Verfiigung zu stellen und
zu veranlassen, dass die Seerechtsabteilung, gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit anderen zustindigen
Stellen des Sekretariats, Unterstiitzung gewahrt;

272. bekundet ihre anhaltende ernsthafte Besorgnis dariiber, dass es dem geméaB Resolution 55/7
eingerichteten freiwilligen Treuhandfonds an Mitteln mangelt, um den Entwicklungsldndern, insbesondere
den am wenigsten entwickelten Landern, den kleinen Inselentwicklungsléndern und den Binnenentwick-
lungsléndern, die Teilnahme an den Tagungen des informellen Beratungsprozesses zu erleichtern, und for-
dert die Staaten nachdriicklich auf, zusétzliche Beitrége zu dem Treuhandfonds zu leisten;

273. beschlielit, dass die Vertreter aus Entwicklungslandern, die von den Kovorsitzenden im Be-
nehmen mit den Regierungen eingeladen werden, wihrend der Tagungen des informellen Beratungsprozes-
ses Vortridge zu halten, bei der Auszahlung von Mitteln aus dem gemél Resolution 55/7 eingerichteten
freiwilligen Treuhandfonds vorrangig beriicksichtigt werden, damit sie ihre Reisekosten decken konnen,
und dass sie aullerdem Tagegeld erhalten diirfen, sofern nach Deckung der Reisekosten aller anderen in
Frage kommenden Vertreter aus den in Ziffer 272 genannten Léndern noch Mittel vorhanden sind;

274. beschlielt aulerdem, dass sich der informelle Beratungsprozess auf seiner fiinfzehnten Ta-
gung bei der Erorterung des Berichts des Generalsekretérs iiber Ozeane und Seerecht auf die Rolle der Fi-
sche und Meeresfriichte in der globalen Erndhrungssicherung konzentrieren wird;

XV
Koordinierung und Zusammenarbeit

275. ermutigt die Staaten, eng mit den internationalen Organisationen, Fonds und Programmen
sowie mit den Sonderorganisationen des Systems der Vereinten Nationen und den einschldgigen internatio-
nalen Ubereinkommen zusammenzuarbeiten und sie als Forum zu nutzen, um neue Schwerpunktbereiche
fiir die verbesserte Koordinierung und Zusammenarbeit sowie die besten Vorgehensweisen zur Behandlung
dieser Fragen aufzuzeigen;
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276. legt den aufgrund des Seerechtsiibereinkommens geschaffenen Organen nahe, die Koordinie-
rung und Zusammenarbeit bei der Erfiillung ihres jeweiligen Mandats nach Bedarf zu verstérken;

277. ersucht den Generalsekretér, diese Resolution den Leitern der mit Meeresangelegenheiten
und Seerecht befassten zwischenstaatlichen Organisationen, Sonderorganisationen und F onds und Pro-
gramme der Vereinten Nationen sowie der Finanzierungsinstitutionen zur Kenntnis zu bringen, und unter-
streicht, wie wichtig ihre konstruktiven und aktuellen Beitrdge zu dem Bericht des Generalsekretérs iiber
Ozeane und Seerecht und ihre Teilnahme an den entsprechenden Tagungen und Prozessen sind;

278. begrift die Tétigkeit der Sekretariate der zustindigen Sonderorganisationen, Programme,
Fonds und Organe der Vereinten Nationen und der Sekretariate der verwandten Organisationen und Uber-
einkommen zur Verstirkung der interinstitutionellen Koordinierung und Zusammenarbeit in Meeresfragen,
so auch, soweit angezeigt, durch UN-Ozeane, den interinstitutionellen Koordinierungsmechanismus fiir
Meeres- und Kiistenfragen im System der Vereinten Nationen;

279. anerkennt die von UN-Ozeane bisher geleistete Arbeit, genehmigt die revidierte Aufgaben-
stellung fiir die Tétigkeit von UN-Ozeane mit einem iiberarbeiteten Mandat, die dieser Resolution als Anla-
ge beigefiigt ist, und beschlief8t, diese Aufgabenstellung auf ihrer zweiundsiebzigsten Tagung vor dem Hin-
tergrund der Arbeit von UN-Ozeane zu tiberpriifen;

XVI
Tatigkeiten der Abteilung Meeresangelegenheiten und Seerecht

280. dankt dem Generalsekretér fiir den von der Seerechtsabteilung erstellten Jahresbericht iiber
Ozeane und Seerecht sowie fiir die sonstigen Aktivitdten der Abteilung, die den hohen Standard der den
Mitgliedstaaten von der Abteilung gewahrten Unterstiitzung widerspiegeln;

281. stellt mit Befriedigung fest, dass die Vereinten Nationen am 8. Juni 2013 zum flinften Mal
den Welttag der Ozeane begangen haben, nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den Anstrengungen der
Seerechtsabteilung zur Veranstaltung dieses Tages und bittet die Abteilung, die internationale Zusammen-
arbeit auf dem Gebiet des Seerechts und der Meeresangelegenheiten im Rahmen der kiinftigen Begehung
des Welttags der Ozeane sowie durch ihre Teilnahme an anderen Veranstaltungen weiter zu fordern und zu
erleichtern;

282. ersucht den Generalsekretir, die ihm in dem Seerechtsiibereinkommen und den damit zu-
sammenhédngenden Resolutionen der Generalversammlung, namentlich den Resolutionen 49/28 und 52/26,
iibertragenen Aufgaben und Funktionen auch kiinftig wahrzunehmen und sicherzustellen, dass der See-
rechtsabteilung im Rahmen des fiir die Organisation gebilligten Haushaltsplans ausreichende Mittel zur
Durchfiihrung ihrer Tétigkeit zugewiesen werden;

283. ersucht den Generalsekretdr aullerdem, die Verdffentlichungstitigkeiten der Seerechtsabtei-
lung weiterzufiihren, insbesondere durch die Verdffentlichung von The Law of the Sea: A Select Biblio-
graphy (Seerecht: Eine ausgewéhlte Bibliografie) und Law of the Sea Bulletin (Seerechts-Bulletin);

XVII
Neunundsechzigste Tagung der Generalversammliung

284. ersucht den Generalsekretdr, im Einklang mit den Resolutionen 49/28, 52/26 und 54/33 einen
Bericht iiber Entwicklungen und Fragen im Zusammenhang mit Meeresangelegenheiten und dem Seerecht,
einschlieBlich der Durchfithrung dieser Resolution, zur Behandlung durch die Generalversammlung auf
ihrer neunundsechzigsten Tagung zu erstellen und den Abschnitt des Berichts, der das Schwerpunktthema
der fiinfzehnten Tagung des informellen Beratungsprozesses betrifft, mindestens sechs Wochen vor der
Tagung des informellen Beratungsprozesses zur Verfiigung zu stellen;

285. hebt die entscheidende Rolle hervor, die dem Jahresbericht des Generalsekretirs zukommt,
der Informationen {iber Entwicklungen in Bezug auf die Durchfithrung des Seerechtsiibereinkommens und
die Arbeit der Vereinten Nationen, ihrer Sonderorganisationen und anderer Einrichtungen im Bereich der
Meeresangelegenheiten und des Seerechts auf globaler und regionaler Ebene einschliet und dementspre-
chend die Grundlage fiir die jéhrliche Behandlung und Uberpriifung der die Meeresangelegenheiten und
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das Seerecht betreffenden Entwicklungen durch die Generalversammlung als die fiir eine solche Uberprii-
fung zusténdige globale Institution bildet;

286. stellt fest, dass der in Ziffer 284 genannte Bericht geméB Artikel 319 des Seerechtsiiberein-
kommens auch den Vertragsstaaten vorgelegt werden wird, soweit es um Fragen allgemeiner Art geht, die
in Bezug auf das Ubereinkommen aufgetreten sind;

287. stellt auBerdem fest, dass der Wunsch besteht, die Effizienz der informellen Konsultationen
iiber die jahrliche Resolution der Generalversammlung betreffend Ozeane und Seerecht sowie die wirksame
Beteiligung der Delegationen daran weiter zu verbessern, beschlie3t, dass die informellen Konsultationen
iiber die Resolution insgesamt hochstens zwei Wochen dauern und zeitlich so geplant werden sollen, dass
die Seerechtsabteilung iiber ausreichend Zeit fiir die Erstellung des in Ziffer 284 genannten Berichts ver-
fiigt, und bittet die Staaten, dem Koordinator der informellen Konsultationen mdglichst bald Textvorschla-
ge zur Aufnahme in die Resolution vorzulegen;

288. beschlief3t, den Punkt ,,Ozeane und Seerecht” in die vorldufige Tagesordnung ihrer neunund-
sechzigsten Tagung aufzunehmen.

Anlage
Aufgabenstellung fir UN-Ozeane

A Wirkungsbereich und Zielsetzung

1. UN-Ozeane ist ein interinstitutioneller Mechanismus, der das Ziel verfolgt, die Koordinierung, Ko-
hirenz und Effektivitit der zustédndigen Organisationen des Systems der Vereinten Nationen und der Inter-
nationalen Meeresbodenbehdrde im Rahmen der vorhandenen Ressourcen und im Einklang mit dem See-
rechtsiibereinkommen der Vereinten Nationen, den jeweiligen Zustindigkeiten seiner teilnehmenden Orga-
nisationen und den von ihren jeweiligen Leitungsgremien genehmigten Mandaten und Priorititen zu erhd-
hen.

B. Mandat
2. UN-Ozeane wird

a) die Koordinierung und Kohérenz der Aktivititen des Systems der Vereinten Nationen in Bezug
auf Meeres- und Kiistengebiete stirken und fordern;

b)  einen regelmidBigen Austausch iiber die laufenden und geplanten Aktivititen der teilnehmenden
Organisationen im Rahmen der einschlidgigen Mandate der Vereinten Nationen und anderer Mandate fiih-
ren, mit dem Ziel, mogliche Bereiche fiir Zusammenarbeit und Synergien zu identifizieren;

C) es seinen teilnehmenden Organisationen gegebenenfalls erleichtern, die Beitrige zu den Jah-
resberichten des Generalsekretérs tiber Ozeane und Seerecht und iiber nachhaltige Fischerei zu leisten, die
dem Sekretariat vorzulegen sind,

d) den interinstitutionellen Informationsaustausch erleichtern, namentlich iiber die Erfahrungen,
bewdhrten Verfahren, Instrumente und Methodologien und die in Ozeanfragen gewonnenen Erkenntnisse.

C. Arbeitsmodalitéten

Teilnahme

3. Damit UN-Ozeane sein Mandat, die Kohédrenz des Systems der Vereinten Nationen in Fragen im
Zusammenhang mit Meeresangelegenheiten und dem Seerecht zu gewihrleisten, erfiillen kann, steht die
Teilnahme an UN-Ozeane allen Organisationen des Systems der Vereinten Nationen, die fiir Aktivitdten im
Zusammenhang mit Meeres- und Kiistengebieten zustidndig sind, und der Internationalen Meeresbodenbe-
hérde offen.
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Koordinierungsstelle

4. Der Rechtsberater der Vereinten Nationen/Abteilung Meeresangelegenheiten und Seerecht wird als
Koordinierungsstelle fiir UN-Ozeane fungieren und in dieser Eigenschaft

a) die Tagungen von UN-Ozeane einberufen und organisieren, was die Erstellung und Verteilung
von Tagungsprotokollen, Berichten und Hintergrunddokumenten einschlief3t;

b) die Kommunikation zwischen den Teilnehmern von UN-Ozeane erleichtern;

c) die Informationen iiber die Aktivititen von UN-Ozeane pflegen und aktualisieren, den Teil-
nehmern von UN-Ozeane und den Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen zur Verfigung stellen und der
Offentlichkeit iiber die Website von UN-Ozeane (www.unoceans.org) zugédnglich machen;

d) UN-Ozeane auf den einschldgigen Tagungen vertreten, unter anderem denjenigen im Rahmen
der Generalversammlung und denjenigen des Koordinierungsrats der Leiter der Organisationen des Sys-
tems der Vereinten Nationen und seines Hochrangigen Ausschusses fiir Programmfragen.

Tagungen

5. UN-Ozeane wird mindestens einmal jéhrlich eine Prasenztagung und nach Bedarf ergéinzende virtu-
elle Tagungen (Telekonferenzen, Videokonferenzen) abhalten.

6. UN-Ozeane wird, soweit durchfiihrbar, seine Prisenztagungen am Amtssitz der Vereinten Nationen
abhalten, vorzugsweise in Verbindung mit dem Offenen informellen Beratungsprozess der Vereinten Natio-
nen iiber Ozeane und Seerecht.

7. Jede Tagung wird von einem Vorsitzenden geleitet, der aus dem Kreis der auf der Tagung anwesen-
den Teilnehmer von UN-Ozeane fiir diese Tagung gewihlt wird. Der Vorsitzende einer Tagung von UN-
Ozeane kann nicht zum Vorsitzenden der unmittelbar darauffolgenden Tagung gewihlt werden.

8. UN-Ozeane wird sich so weit wie moglich eines elektronischen Kommunikations- und Informa-
tionsmanagements bedienen und die Arbeit zwischen den Tagungen auf elektronischem Weg, beispielswei-
se mittels Tele- und Videokonferenzen, ausfiihren.

9. Die Arbeit von UN-Ozeane wird auf Konsensbasis erfolgen.

10.  Falls angezeigt und notwendig, konnen UN-Wasser und UN-Energie als geladene Beobachter an den
Tagungen von UN-Ozeane teilnehmen.

Arbeitsprogramm

11.  UN-Ozeane wird regelméBig ein Arbeitsprogramm aufstellen, das ihm erméglicht, die Mafinahmen,
die seine teilnehmenden Organisationen aufgrund der von ihren Leitungsgremien genehmigten Mandate
ergreifen, wirksam zu koordinieren.

12.  Zur Unterstiitzung seines Mandats und seiner Arbeit kann UN-Ozeane termingebundene Ad-hoc-
Aufgaben festlegen, die die Koordinierung in bestimmten Fragen erleichtern sollen und an denen sich alle
teilnehmenden Organisationen von UN-Ozeane beteiligen konnen.

Berichterstattung

13.  Zur Gewihrleistung von Transparenz und Rechenschaft

a) wird der Generalsekretdr jahrlich im Rahmen seines Berichts an die Generalversammlung {iber
Entwicklungen und Fragen im Zusammenhang mit Meeresangelegenheiten und dem Seerecht iiber die Ak-
tivitdten und Arbeitsprogramme von UN-Ozeane Bericht erstatten;

b) wird UN-Ozeane auf Ersuchen der Generalversammlung auBerdem den Mitgliedstaaten im
Rahmen der Tagungen des informellen Beratungsprozesses Bericht erstatten;

€) konnen auf Ersuchen der Generalversammlung im Rahmen der Tagungen des informellen Be-
ratungsprozesses oder immer dann, wenn die Mitgliedstaaten dies fiir notwendig erachten, Riickmeldungs-
und Konsultationssitzungen mit UN-Ozeane abgehalten werden;



I. Resolutionen ohne Uberweisung an einen Hauptausschuss

d) wird UN-Ozeane dariiber hinaus den Hochrangigen Ausschuss fiir Programmfragen jahrlich
tiber seine Aktivitdten und Arbeitsprogramme unterrichten;

e) wird UN-Ozeane alle seine Tagungsberichte, Aufgabenberichte, Jahresberichte an den Infor-
mellen Beratungsprozess und anderen einschlédgigen Dokumente systematisch in die Website von UN-
Ozeane (www.unoceans.org) einstellen.

RESOLUTION 68/71

Verabschiedet auf der 63. Plenarsitzung am 9. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Resolu-
tionsentwurfs A/68/L.19 und Add.1, eingebracht von: Australien, Barbados, Belgien, Chile, Costa Rica, Dénemark,
Griechenland, Island, Jamaika, Kanada, Litauen, Malediven, Mikronesien (Foderierte Staaten von), Monaco, Mon-
tenegro, Nauru, Neuseeland, Norwegen, Palau, Portugal, Samoa, Slowenien, Tonga, Trinidad und Tobago, Ukra-
ine, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

68/71. Nachhaltige Fischerei, namentlich durch das Ubereinkommen von 1995 zur Durchfiihrung
der Bestimmungen des Seerechtsiibereinkommens der Vereinten Nationen vom 10. Dezem-
ber 1982 (iber die Erhaltung und Bewirtschaftung von gebietstibergreifenden Fischbestan-
den und Bestanden weit wandernder Fische und damit zusammenhangende Ubereinkiinfte

Die Generalversammlung,

in Bekraftigung ihrer jéhrlichen Resolutionen iiber nachhaltige Fischerei, namentlich der Resolution
67/79 vom 11. Dezember 2012, und anderer einschldgiger Resolutionen,

unter Hinweis auf die einschldgigen Bestimmungen des Seerechtsiibereinkommens der Vereinten
Nationen (,,Seerechtsiibereinkommen®)'®® und eingedenk des Verhiltnisses zwischen dem Seerechtsiiber-
einkommen und dem Ubereinkommen von 1995 zur Durchfiihrung der Bestimmungen des Seerechts-
iibereinkommens der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1982 iiber die Erhaltung und Bewirtschaftung
von gebietsiibergreifenden Fischbestinden und Bestinden weit wandernder Fische (,,Durchfithrungs-
{ibereinkommen*)'®’,

unter BegruBung der Ratifikationen des Durchfiithrungsiibereinkommens und der Beitritte dazu so-
wie der Tatsache, dass immer mehr Staaten, im Seerechtsiibereinkommen und in Artikel 1 Absatz 2 Buch-
stabe b des Durchfiihrungsiibereinkommens genannte Rechtstrager und subregionale und regionale Organi-
sationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung nach Bedarf MaBnahmen zur Umsetzung
der Bestimmungen des Durchfiihrungsiibereinkommens ergriffen haben, um ihre Bewirtschaftungsregime
zu verbessern,

sowie unter BegriBung der Arbeit der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten
Nationen und ihres Fischereiausschusses und insbesondere in Anerkennung des Verhaltenskodexes fiir ver-
antwortungsvolle Fischerei der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen (,,Ver-
haltenskodex) und der anderen damit verbundenen Ubereinkiinfte, einschlieBlich der internationalen Ak-
tionspléne, in denen Grundsitze und globale Verhaltensnormen fiir verantwortungsvolle Verfahrensweisen in
Bezug auf die Erhaltung von Fischereiressourcen und die Fischereibewirtschaftung und -entwicklung festge-
legt sind, sowie der Erkldrung von Rom von 2005 iiber illegale, ungemeldete und unregulierte Fischerei,

mit Besorgnis feststellend, dass die wirksame Bestandsbewirtschaftung in der marinen Fangfischerei
in einigen Gebieten durch unzuverlédssige Informationen und Daten, die unter anderem auf nicht oder falsch
gemeldete Fangmengen und Befischung zuriickzufiihren sind, erschwert wird und dass dieser Mangel an
genauen Daten in einigen Gebieten zur Uberfischung beitrigt,

in Anerkennung des maligeblichen Beitrags der nachhaltigen Fischerei zur Erndhrungssicherheit,
zum Einkommen, zum Wohlstand und zur Linderung der Armut der heutigen und kiinftigen Generationen,

1% United Nations, Treaty Series, Vol. 1833, Nr. 31363. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBL. 199411 S. 1798;
6BGBI. Nr. 885/1995; AS 2009 3209.

17 Ebd., Vol. 2167, Nr. 37924. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 2000 II S. 1022; 6BGBL. III Nr. 21/2005.
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	68/1. Überprüfung der Durchführung der Resolution 61/16 der Generalversammlung über die Stärkung des Wirtschafts- und Sozialrats
	1. Im Einklang mit den einschlägigen Bestimmungen der Charta der Vereinten Nationen soll der Wirtschafts- und Sozialrat seine Rolle als zentraler Mechanismus für die Koordinierung der Aktivitäten des Systems der Vereinten Nationen und seiner Sonder...
	2. Der Wirtschafts- und Sozialrat prüft auch weiterhin die Berichte der zwischenstaatlichen und interinstitutionellen Koordinierungsorgane und -mechanismen und gibt Empfehlungen dazu ab, wie diese ihre Effizienz, ihre Rechenschaftslegung und ihr Zus...
	3. Bei den Folgemaßnahmen zu den Konferenzen und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen soll der Wirtschafts- und Sozialrat für die Harmonisierung und Koordinierung der Tagesordnungen und Arbeitsprogramme der Fachkommissionen sorgen, indem er eine klar...
	4. Durch die in dieser Anlage getroffenen Regelungen soll die Zahl der Sitzungstage, die dem Wirtschafts- und Sozialrat derzeit zur Verfügung stehen, nicht erhöht werden.
	5. Der Wirtschafts- und Sozialrat stellt sein Arbeitsprogramm mit sofortiger Wirkung auf einen Zyklus von Juli bis Juli um und wird gebeten, Übergangsregelungen für die Wahl seines Präsidiums zu erwägen und dabei die einschlägigen Regeln, Vorschrift...
	6. Der Wirtschafts- und Sozialrat muss eine stärker themenorientierte Herangehensweise verfolgen, damit er seine Führungsrolle in Bezug auf die Ermittlung neuer Herausforderungen, die Förderung von Reflexion, Debatte und innovativem Denken und die aus...
	7. Der Wirtschafts- und Sozialrat richtet sein jährliches Arbeitsprogramm an einem Hauptthema aus, das
	a) zu Beginn des jeweiligen Zyklus festgelegt wird;
	b) unter Berücksichtigung der Rolle des Rates bei der Förderung der ausgewogenen Integration der wirtschaftlichen, der sozialen und der umweltbezogenen Dimension der nachhaltigen Entwicklung sowie der Post-2015-Entwicklungsagenda ausgewählt wird;
	c) vom Rat auf der Grundlage von Beiträgen seiner Nebenorgane sowie der Mitgliedstaaten beschlossen wird;
	d) als Orientierung für die Arbeit seines gesamten Systems dient, unter Achtung der Tagesordnung, der Vielfalt der Mandate und des jeweiligen Sachverstands der verschiedenen Nebenorgane;
	e) es dem Rat ermöglicht, die systemweite Kohärenz und Koordinierung in Fragen zu fördern, die einer wirksamen Reaktion des Systems der Vereinten Nationen bedürfen.
	8. Der Wirtschafts- und Sozialrat lädt seine Nebenorgane und die Leitungsgremien der Fonds, Programme und Sonderorganisationen ein, gegebenenfalls zu seiner Arbeit beizutragen, unter Berücksichtigung des vereinbarten Themas.
	9. Der Präsident des Wirtschafts- und Sozialrats schlägt im Benehmen mit den Nebenorganen und den Mitgliedstaaten ein Jahresthema vor, zuerst für die beiden folgenden Zyklen und danach jeweils für das folgende Jahr, um den Nebenorganen und den Mitgl...
	10. Der Wirtschafts- und Sozialrat hält auch künftig eine Arbeitstagung und eine Organisationstagung ab. Damit der Rat flexibler reagieren kann, kann er im Einklang mit seiner Geschäftsordnung Sondertagungen einberufen. Darüber hinaus ist der Rat al...
	11. Die derzeitige Gliederung der Arbeitstagung des Wirtschafts- und Sozialrats in Tagungsteile wird geändert, wobei die Arbeitstage wie folgt umverteilt werden:
	b) im Juni wird ein Tagungsteil für humanitäre Angelegenheiten abgehalten, durch den der Rat weiter zur Stärkung der Koordinierung und Wirksamkeit der humanitären Hilfe und Unterstützung der Vereinten Nationen beitragen und die internationalen Anst...
	c) im Juli wird ein Tagungsteil auf hoher Ebene abgehalten. Dieser wird auch künftig die Funktionen des Tagungsteils auf hoher Ebene des Rates gemäß den Resolutionen der Generalversammlung 45/264 vom 13. Mai 1991, 48/162 vom 20. Dezember 1993, 50/2...
	d) regelmäßig werden spezielle Koordinierungs- und Managementsitzungen abgehalten, die die Funktionen des Tagungsteils für Koordinierungsfragen und des allgemeinen Tagungsteils übernehmen, wie in den in Ziffer 11 c) genannten Resolutionen der Gene...
	e) in jedem Jahr wird ein Tagungsteil für Integration abgehalten, dessen Zeitplan und Modalitäten vom Rat beschlossen werden. Die Hauptfunktionen dieses Tagungsteils bestehen in der Konsolidierung aller Beiträge der Mitgliedstaaten, der Nebenorgane ...
	12. Der Wirtschafts- und Sozialrat soll einen jährlichen Dialog mit den Exekutivsekretären der Regionalkommissionen führen.
	13. Der Wirtschafts- und Sozialrat soll den Dialog über die Agenda für Entwicklungsfinanzierung und ihre Umsetzung weiter stärken und fördern, unter anderem durch den Ausbau der bestehenden Regelungen, darunter die Sondertagung auf hoher Ebene mit de...
	14. Der Wirtschafts- und Sozialrat soll nach Bedarf das Zusammenwirken mit den maßgeblichen internationalen und regionalen Foren, Organisationen und Gruppierungen fördern, die Politikempfehlungen abgeben oder Politikentscheidungen treffen, die globa...
	15. Bei der Anberaumung der genannten Tagungen, Sitzungen und Konsultationen soll der Wirtschafts- und Sozialrat die Tagungen anderer mit wirtschaftlichen, sozialen und umweltbezogenen Fragen befasster Organe berücksichtigen, um unnötige Überschneidu...
	16. Der Wirtschafts- und Sozialrat hält die ordentlichen Sitzungen seiner Arbeitstagungen in New York und den Tagungsteil für humanitäre Angelegenheiten weiter im Wechsel zwischen New York und Genf ab. Ein anderer Standort der Vereinten Nationen könn...
	17. Im Hinblick auf die ständige Verbesserung des Zusammenwirkens mit seinen Nebenorganen und der Weiterverfolgung ihrer Arbeit soll der Wirtschafts- und Sozialrat handlungsorientierte Überprüfungen der Tätigkeiten, Berichte und Empfehlungen seiner ...
	18. Der Wirtschafts- und Sozialrat soll Übergangsregelungen für die Abhaltung der jährlichen Überprüfung auf Ministerebene während des Tagungsteils auf hoher Ebene in den Jahren 2014 und 2015 treffen.
	19. Der Wirtschafts- und Sozialrat soll den besonderen Bedürfnissen der Länder in besonderen Situationen, nämlich der am wenigsten entwickelten Länder, der Binnenentwicklungsländer, der kleinen Inselentwicklungsländer und der Länder Afrikas, Zeit wi...
	20. Gemäß seinem früheren Beschluss wird der Wirtschafts- und Sozialrat 2015 im Rahmen seiner jährlichen Überprüfung auf Ministerebene auch die Durchführung des Aktionsprogramms für die am wenigsten entwickelten Länder für die Dekade 2011-2020 (Akt...
	21. Der Wirtschafts- und Sozialrat soll Schritte unternehmen, um verstärkt Fragen zu behandeln, die die kleinen Inselentwicklungsländer betreffen, entsprechend dem Mandat des Aktionsprogramms für die nachhaltige Entwicklung der kleinen Inselstaaten u...
	22. Dem Wirtschafts- und Sozialrat kommt eine wichtige Rolle als Plattform für die Mitwirkung einer Vielzahl von Interessenträgern und die Einbeziehung aller maßgeblichen Interessenträger in die Arbeit des Rates zu, insbesondere was seine Funktion im...
	23. Während sein zwischenstaatlicher Charakter gewahrt bleibt, sucht der Wirtschafts- und Sozialrat die aktive Mitwirkung von wichtigen Gruppen, nichtstaatlichen Organisationen, anderen maßgeblichen Interessenträgern und Regionalorganisationen an den...
	24. Der Wirtschafts- und Sozialrat soll die Einbeziehung von Jugendlichen in seine Beratungen weiter fördern und dabei auf den positiven Erfahrungen aufbauen, die in der Vergangenheit mit den informellen Jugendforen gesammelt wurden. Der Rat soll da...
	25. Der Generalsekretär soll Vorschläge zur Förderung der Zusammenarbeit über das gesamte System der Vereinten Nationen hinweg vorlegen und dabei die Funktionen eines gestärkten Wirtschafts- und Sozialrats berücksichtigen, wobei die Sekretariats-Hau...
	26. Der Generalsekretär soll Maßnahmen ergreifen, damit den Bedürfnissen der kleinen Inselentwicklungsländer auf institutioneller Ebene angemessene Aufmerksamkeit entgegengebracht wird, und die dritte Internationale Konferenz über die kleinen Insel...
	27. Das jährliche Arbeitsprogramm des Wirtschafts- und Sozialrats soll die Verstärkung des regelmäßigen Dialogs mit dem Koordinierungsrat der Leiter der Organisationen des Systems der Vereinten Nationen vorsehen und dabei die einschlägigen Resolutio...
	28. Die Resolutionen und Beschlüsse des Wirtschafts- und Sozialrats sollen von allen in Betracht kommenden Teilen des Systems der Vereinten Nationen vollständig durchgeführt und weiterverfolgt werden. Der Rat und die Generalversammlung sollen diesen P...
	29. Der Wirtschafts- und Sozialrat und die Generalversammlung, insbesondere ihr Zweiter und Dritter Ausschuss, müssen die Rationalisierung ihrer jeweiligen Tagesordnung prüfen und entsprechende Maßnahmen ergreifen, mit dem Ziel, Doppelungen und Übers...
	30. Die Präsidenten des Wirtschafts- und Sozialrats und der Generalversammlung werden ersucht, sich mit den Präsidien der zuständigen Organe und zwischenstaatlichen Organe der Vereinten Nationen, namentlich der Kommission für Friedenskonsolidierung,...
	31. Das Präsidium des Wirtschafts- und Sozialrats soll regelmäßig offene informelle Konsultationen des Rates einberufen, um die organisatorischen, prozeduralen und fachlichen Aspekte der Tagungen des Rates zu verbessern, mit dem Ziel, die Fragen und ...
	32. Das Präsidium des Wirtschafts- und Sozialrats soll weiter regelmäßig zusammentreten, um sich mit Fragen wie den Empfehlungen zu den in die Tagesordnung aufzunehmenden Gegenständen und Themen, der Struktur der Sitzungen und den Listen der Gastte...
	33. Die Mitglieder des Präsidiums sollen der nächsten Tagung des Wirtschafts- und Sozialrats mitteilen, welche Arbeitsmethoden sich als erfolgreich erwiesen haben und welche Erfahrungen insgesamt gesammelt wurden.
	34. Der Wirtschafts- und Sozialrat soll weiter erwägen, wie er sein Profil in der Öffentlichkeit verbessern kann, unter anderem indem er der Öffentlichkeit seine Rolle, seine Arbeit und seine Erfolge auf überzeugende Weise wirksam vermittelt.
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